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von  Streitwert  und Aufwand  ablesen.»1  Zu  dieser  zwar  etwas wenig  differenzierten 
Aussage sah sich HARALD MÜLLER anlässlich einer Untersuchung zum Streitwert und 
den Kosten vor dem ehemaligen päpstlichen Gericht veranlasst. Dennoch kam MÜL‐
LER  in  seiner Untersuchung mit  gutem Grund  zum  Schluss, dass beim Aufkommen 
eines  Rechtsstreits  jeweils  kostenrechtliche  Überlegungen  von  zentraler  Bedeutung 
sind und  es die Chancen und Risiken  eines  juristischen Verfahrens  abzuwägen gilt. 
Vom  Gang  zum  Gericht  wird  denn  auch  nicht  selten  aus  ökonomischen  Gründen 
abgesehen  und  eine  einvernehmliche  Lösung  gesucht.  MÜLLER  verwies  bei  seinen 
Überlegungen auf ein Zitat von CHRISTOPHER R. CHENEY aus dem Jahr 1967, welcher die 
Risiken eines Rechtsstreits wie  folgt  formulierte: «The composition  in court christian 
like  the  final concord  in  the king’s court may  represent not only  the defendant’s com‐
promise with the plaintiff, but a compromise between justice and the delays and expens‐
es and other imperfections of the judicial system.»2 
Kostenrechtliche  Überlegungen,  welche  bereits  für  mittelalterliche  Rechtskonflikte 
von Bedeutung waren, beanspruchen noch heute ohne Einschränkung Geltung: Der 
Wert  des Gegenstands,  um welchen  in  einem  Prozess  gestritten wird,  hat  auch  im 
heutigen Zivilprozess eine grosse Bedeutung. So beginnt jeder Prozess mit der Frage, 
was konkret eingeklagt werden soll. In den meisten Fällen handelt es sich um einen 
bestimmten Geldbetrag. Dass  dieser  Betrag  den weiteren  Prozessverlauf wesentlich 
beeinflussen wird, sollten sich beide Prozessparteien im Klaren sein. Der Wert dieses 
Streitobjekts, der sog. Streitwert, hat in den meisten europäischen Prozessordnungen 
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wägungen  zum  Streitwert  fehlen  in  Gerichtsurteilen  auch  bei  streitwertrechtlich 
komplexen Angelegenheiten häufig. Es  scheint  fast  so, als würde der bekannte Satz 
iudex non calculat beim Wort genommen.3 
Aber wieso ist es gerechtfertigt, gerade die Höhe des eingeklagten Betrags als für die 
Prozesskosten  massgebendes  Kriterium  zu  wählen  bzw.  anhand  von  diesem  eine 
Gewichtung des Prozesses vorzunehmen? Ist der Prozess eines reichen Mannes über 
den  für  ihn  läppischen  Betrag  von  Fr. 100’000.‐‐  wichtiger  und  schwieriger  als  der 
Streit  des Arbeiters  über  den  halben Monatslohn  von  Fr. 2’000.‐‐? Um  diese  Frage 
beantworten zu können, oder zumindest Gründe für die Wahl dieses Anknüpfungskri‐
teriums aufzuzeigen, beschäftigt sich die vorliegende Arbeit nach einem einleitenden 
Teil  über  die Grundlagen  (auszugsweise) mit  der  Bedeutung  des  Streitwerts  in  der 
Rechtsgeschichte.  Jener  Abschnitt  soll  weiter  alternative  Systeme  aufzeigen  und 
schliesslich eine Würdigung des streitwertabhängigen Systems vornehmen. 
Anhand  der  gewonnenen  Erkenntnisse  sollen  in  einem  dritten  Teil  der  Arbeit  zu‐
nächst  allgemeine  Grundsätze  der  Streitwertbestimmung  aufgezeigt  werden,  bevor 
sich der vierte Abschnitt mit besonderen Vorschriften befasst. Denn lautet das kläge‐
rische Rechtsbegehren  auf  einen  bestimmten Geldbetrag,  lässt  sich  die  Frage  nach 
dem  Streitwert  leicht  beantworten. Doch wie  sieht  es  bzgl.  spezielleren Klagearten 
und  ‐formen4  aus?  In welchem  Zeitpunkt  und  anhand welcher Kriterien  berechnet 
sich bspw. der Streitwert einer Stufenklage? Häufig lassen Gerichtsentscheidungen die 
konkrete Höhe des Streitwerts gerade  in  strittigen Fällen offen bzw. begnügen  sich 
mit  dem  lapidaren  Hinweis,  eine  Streitwertgrenze  sei  erreicht  oder  überschritten. 
















LER und datieren vom  Jahr  1939 bzw.  1974, beschäftigen  sich aber hauptsächlich mit 
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Neben  dem  Zivilprozessrecht  kommt  der  Begriff  des  Streitwerts  in  verschiedenen 







Der  Begriff  Streitwert  bedeutet  grundsätzlich  die  Bewertung  des  Streitobjekts  in 






7	 	 So	 bspw.	 §	38b	 Abs.	1	 lit.	c	 VRG	 ZH	 bzgl.	 der	 sachlichen	 Zuständigkeit	 des	 Einzelrichters	 in	
verwaltungsrechtlichen	Angelegenheiten.	Ebenso	§	65a	VRG	ZH	bzgl.	der	Kosten.	Vor	Bundes‐
gericht	 beeinflusst	 der	 Streitwert	 auf	 dem	 Gebiet	 der	 Staatshaftung	 und	 der	 öffentlich‐
rechtlichen	 Arbeitsverhältnisse	 die	 Zulässigkeit	 der	 Beschwerde,	 Geiser/Münch/Uhlmann/	
Gelzer‐MOSIMANN,	Rz	4.37.	
8	 	 Insb.	Art.	91–94	ZPO	bzw.	Art.	51–53	BGG.	
9	 	 So	 gehören	 bspw.	 die	 Art.	51	ff.	 BGG	 zu	 den	 allgemeinen	 Verfahrensbestimmungen	 des	
2.	Kapitels	 des	BGG	und	 gelten	 für	 alle	Verfahren	 vor	Bundesgericht,	 somit	 auch	 für	 die	Be‐
rechnung	des	Streitwerts	in	der	Verwaltungsrechtspflege.	
10		 Vgl.	 ZÜRCHER,	 Streitwert,	 493;	 SCHULLER,	 88;	 SUTTER‐SOMM,	 Rz	610;	 STAEHELIN/STAEHELIN/	






















chen  Unterscheidung  zwischen  Streitwertberechnung,  Streitwertbemessung  und 
Streitwertbestimmung. Ist nachfolgend von der Berechnung des Streitwerts die Rede, 
bezieht  sich  dies  auf  die  verschiedenen  Berechnungsvorschriften  zum  Streitwert, 
mithin  wie  bzgl.  der  verschiedenen  Klagearten  und  ‐formen12  vorzugehen  ist.  Die 
Streitwertberechnung  befasst  sich  folglich  insb.  mit  der  Frage,  welche  besonderen 
Streitwertvorschriften  zu  einer  Streitwerterhöhung  führen  können.  Der  Begriff  der 
Streitwertbemessung betrifft hingegen die Festlegung der konkreten Höhe des Streit‐
werts eines nicht auf Geld lautenden Rechtsbegehrens, d.h., an welchen Kriterien sich 
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nicht  vermögensrechtlichen  Streitsachen.  Nur  vermögensrechtliche  Streitigkeiten 
haben  einen  Streitwert;  bei  nicht  vermögensrechtlichen  Streitigkeiten  kann  der 
Streitwert deshalb naturgemäss  auch nicht  als massgebendes Kriterium  für die Zu‐
ständigkeit,  Weiterzugsmöglichkeit  oder  Prozesskostenberechnung  herangezogen 
werden.14 Die Relevanz der Unterscheidung zeigt  sich  insb. bei der Anfechtung von 
Entscheidungen,  indem  die  Berufung  gemäss  Art. 308  Abs. 2  ZPO  nur  zulässig  ist, 
wenn  der  Streitwert  der  zuletzt  aufrechterhaltenen  Rechtsbegehren  mindestens 
Fr. 10’000.‐‐ beträgt. Dies impliziert, dass es sich um eine vermögensrechtliche Ange‐




chen  Streitigkeiten  grundsätzlich  nur  ab  einem  Streitwert  von  Fr. 30’000.‐‐,  bzw. 
                                                                  












che  Streitigkeiten  unterliegen  hingegen  –  soweit  die  übrigen  Voraussetzungen  der 
Beschwerde in Zivilsachen bejaht werden – stets der Beschwerdemöglichkeit ans Bun‐
desgericht.17 














den	 nichtvermögensrechtlichen	 Streitigkeiten	 ein	 Streitwert	 beigemessen	 wird,	 §	48	 Abs.	2	
GKG.	Vgl.	auch	SCHNEIDER/HERGET,	Rz	4171	ff.	
18		 BGE	 108	 II	 77	 E.	1a;	 82	 II	 292	 E.	1.	 Ebenso	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	9;	 STAEHELIN/	
STAEHELIN/GROLIMUND,	 §	15	 Rz	2;	 LEUCH/MARBACH/KELLERHALS/STERCHI,	 Art.	137	 N	1a;		
LEUENBERGER/UFFER‐TOBLER,	 ZPO,	 Art.	13	 N	2b;	 RICKLI,	 Rz	88,	 insb.	 91	m.w.H.	 Überwiegt	 der	
nicht	vermögensrechtliche	Teil,	ist	eine	Berufung	ans	obere	Gericht	bzw.	eine	Beschwerde	ans	
Bundesgericht	 stets	möglich,	 vgl.	 BK	ZPO‐STERCHI,	 Art.	93	 N	3	mit	 Verweis	 auf	 die	 bisherige	
und	weitergeltende	Rechtsprechung	des	Bundesgerichts.	



















grund  eines  vermögensrechtlichen Anspruches  in  einem Vermögensrecht  ruht, mit 
der Klage «letztlich und überwiegend ein wirtschaftlicher Zweck verfolgt wird».22  In 
der Praxis gestaltet  sich die Unterscheidung  jedoch oft  schwierig. Wie aus der bun‐
desgerichtlichen Rechtsprechung ersichtlich  ist,  scheint das Bundesgericht  im Zwei‐




Nur  vermögensrechtliche  Streitigkeiten  können  per  definitionem  überhaupt  einen 
Streitwert haben;  für nicht  vermögensrechtliche  Streitigkeiten kommen die Berech‐
nungsvorschriften von Art. 91–94 ZPO deshalb nicht zur Anwendung.  Innerhalb der 
Kategorie  der  vermögensrechtlichen  Streitigkeiten  unterscheidet  das  Gesetz  weiter 
                                                                  
20	 Zu	denken	 ist	bspw.	an	Streitigkeiten	aus	dem	Nachbarrecht	 (Immissionsschutz),	welche	als	
vermögensrechtlich	 zu	 qualifizieren	 sind,	 deren	 Bewertung	 aber	 regelmässig	 zu	 Problemen	
führt.	















nicht  vermögensrechtlichen  Klagen  häufig  schwierig,  da  der  wirtschaftliche  Zweck 
nicht immer sofort auf der Hand liegt (bspw. bei einer Informationsklage). 








Qualifikation  als  vermögensrechtliche  bzw.  nicht  vermögensrechtliche  Streitigkeit 
herangezogen werden. Denn  letztlich muss  ausschliesslich  das  objektiv  betrachtete 
Interesse  am  Streitobjekt  entscheidend  sein  und  eine  weitergehende  Intention  des 
Klägers darf nicht als Beurteilungskriterium herangezogen werden.27 
Nachfolgend  erfolgt  eine  kurze  Kasuistik  zu  umstrittenen  Abgrenzungsfragen.  Für 




übermässige	 Immissionen	 auf	 ein	Grundstück	 verhindern	will.	 Eine	 solche	Klage	 ist	 gemäss	
bundesgerichtlicher	 Rechtsprechung	 als	 vermögensrechtlich	 zu	 qualifizieren,	 vgl.	 hinten	
Rz	268.	
27	 Vgl.	dazu	 insb.	die	Ausführungen	hinten	Rz	149	ff.	Auch	Klagen	von	Berufs‐	und	Wirtschafts‐
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waltungsrat,  Wechsel  der  Revisionsstelle,  Statutenänderungen32  oder  Anfech‐
tung von Generalversammlungsbeschlüssen33, da damit letztlich ein wirtschaft‐
licher  Zweck  verfolgt  wird.  Ebenfalls  fallen  ein  Gesuch  um  Einsetzung  eines 





tuungsanspruch,	 der	 in	 der	 Form	 der	 Urteilspublikation	 ergehen	 soll.	 HESS,	 18,	 sieht	 darin	
zwar	 aufgrund	 der	 persönlichkeitsrechtlichen	 Komponente	 (Rehabilitierung	 der	 Ehrenhaf‐
tigkeit)	einen	gewissen	Widerspruch,	unterstellt	diese	Form	der	Genugtuung	schliesslich	aus	
praktischen	Gründen	 trotzdem	den	 vermögensrechtlichen	 Streitigkeiten.	 Zu	deren	Höhe	 vgl.	
hinten	Rz	288.	
31	 So	hat	ein	Arbeitszeugnis	auch	stets	einen	 ideellen	Wert	bzw.	Persönlichkeitswert,	 indem	es	








wie Klagen  auf Wiedereintragung  einer Gesellschaft  ins Handelsregister36  da‐
runter. Diese Streitigkeiten haben regelmässig einen nur schwierig schätzbaren 
Streitwert. 
  Andere  gesellschaftsrechtliche  Streitigkeiten,  sofern  sich  die  Mitgliedschaft 
nicht  bloss  im  nichtwirtschaftlichen  Interesse  erschöpft.  Diese  Abgrenzung 
kann  insb. bei  vereinsrechtlichen37  sowie  genossenschaftlichen38  Streitigkeiten 
zu gewissen Schwierigkeiten führen. 




   Sachenrechtliche  Streitigkeiten  wie  Anfechtung  von  Beschlüssen  einer  Stock‐
werkeigentümerversammlung.42 Die vermögensrechtliche Natur ist darin zu se‐
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deutschen Gesetzgebung  der  Fall war  –  ist  daher widersprüchlich.49 Die  Praxis  des 













   Streitigkeiten aus dem Vereinsrecht sind grundsätzlich  ideeller Natur, da auch 
hier die Ausübung eines durch Art. 28 ZGB geschützten Rechts der Persönlich‐
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keit  im  Vordergrund  steht.  Dazu  gehören  sämtliche  sich  daraus  ergebenden 
Streitigkeiten wie  z.B. die Gültigkeit  von Vereinsbeschlüssen53  oder der  Streit 
um die Mitgliedschaft, selbst wenn die wirtschaftliche Seite in Frage steht54. 






Die  zweite Kategorie  besteht  aus  den  familienrechtlichen  Streitigkeiten,  sofern mit 
ihnen nicht ausschliesslich unterhaltsrechtliche Ansprüche oder güterrechtliche Aus‐
einandersetzungen begehrt werden: 


















  Klagen  auf  Feststellung  oder Anfechtung  des Kindesverhältnisses,  auch wenn 




zu.  So  stellt  der  Streitwert  die  Grundlage  für  die  Bestimmung  der  sachlichen  und 




der ZPO  entspricht, welche  allgemein  von Prozesskosten  (bzw. Gerichtskosten und 
Parteientschädigung)  spricht.62  Neben  diesen  drei  Hauptfunktionen  kommen  dem 
Streitwert weitere Funktionen von eher untergeordneter Bedeutung zu.63 
I. Zuständigkeitsstreitwert	
Um  der  föderalistischen  Struktur  der  Schweiz  Rechnung  zu  tragen,  verbleibt  auch 
nach  Einführung  der  eidgenössischen  ZPO  die  Organisation  der  Gerichte  und  der 





61	 STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND,	 §	15	 Rz	1;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Vorbem.	 zu	 Art.	91–94	 N	1	ff.;	
SPÜHLER/DOLGE/GEHRI,	Kap.	6	Rz	60;	ZÜRCHER,	Streitwert,	493	f.;	MEYER,	559;	SCHAI,	Streitwert,	
12	 f.	 Noch	 zum	 alten,	 kantonalen	 Recht	 FRANK/STRÄULI/MESSMER,	 §	17	 N	12;	 Bühler/Edel‐
mann/Killer‐BÜHLER,	§§	16+17	N	1	f.;	LEUCH/MARBACH/KELLERHALS/STERCHI,	Bem.	vor	Art.	137;	
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61	 STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND,	 §	15	 Rz	1;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Vorbem.	 zu	 Art.	91–94	 N	1	ff.;	
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die  ZPO  nichts  anderes  vorsieht.65 Trotz  dieses Vorbehalts  erfolgt  die  Bestimmung 
eines  allfällig  kantonal  vorgesehenen  Zuständigkeitsstreitwerts  ausschliesslich  nach 
den Vorschriften der ZPO.66 Die Kantone dürfen selbst keine eigenen Vorschriften zur 
Streitwertbestimmung  aufstellen,  um  Zuständigkeiten  von  Gerichten  voneinander 
abzugrenzen.  Allfällige  Vorschriften,  welche  Art. 91 ff.  ZPO  widersprechen,  werden 
vom vorgehenden Bundesrecht derogiert.67 
1. Einzel‐	oder	Kollegialgericht	











resp.  des  Mietgerichts  als  Einzelgericht  Streitigkeiten  bis  zu  einem  Streitwert  von 
Fr. 30’000.‐‐  (§ 25  resp.  § 26  GOG  ZH).  Verfahren  mit  einem  darüber  liegenden 
Streitwert  unterstehen  dem  Kollegialgericht.  Bei  einem  Streitwert  von  mindestens 
                                                                  
65		 So	 insb.	 für	 die	 bereits	 im	 alten	 Recht	 vorgesehenen	 immaterialgüter‐,	 wettbewerbs‐	 und	











Fr. 15’000.‐‐  kann  im  Kanton  Zürich  der  Präsident  auf  Verlangen  einer  Partei  oder 
nach  seinem  eigenen Ermessen  ebenfalls das Kollegialgericht  einsetzen  (§ 25  Satz 2 
bzw. § 26 Satz 2 GOG ZH). 
Grundsätzlich  keine  Rolle  spielt  der  Streitwert  für  die  Pflicht  zur  Anrufung  der 
Schlichtungsbehörde (vgl. Art. 197 ZPO). Das Gesetz sieht in Art. 199 Abs. 1 ZPO aller‐
dings eine Ausnahme vor, indem es den Parteien ermöglicht, in vermögensrechtlichen 




teilsvorschlag  unterbreiten,  sofern  es  sich  um  eine  vermögensrechtliche  Streitigkeit 
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Gesellschafts‐  sowie  Anlagefonds‐  und  Anleihensrecht.  Abgesehen  von  UWG‐





73	 Vgl.	 BGE	137	 III	 563	E.	3.4	 zur	 abschliessenden	Regelung	 in	der	ZPO.	Vgl.	 auch	Art.	6	Abs.	2	
bzw.	Art.	6	Abs.	3	ZPO	bzgl.	der	Wahlmöglichkeit	des	Klägers.	Mit	kritischen	Anmerkungen	zu	
















für  die  Zuständigkeit  ihrer  Handelsgerichte  vor.78  Entscheidungen  solch  einziger 







ist  die Möglichkeit  einer  Prorogation  des  obersten  kantonalen Gerichts  als  einzige 
Instanz vorgesehen. Darauf stützt sich nun Art. 9 ZPO, gemäss welchem die klagende 




77		 So	der	Kanton	Zürich	 in	§	44	 lit.	b	GOG	ZH	bzw.	der	Kanton	Bern	in	Art.	7	Abs.	2	EG	ZSJ.	Vgl.	
SENEL,	 Rz	312.	 Der	 Kanton	 Zürich	 hat	 überdies	 auch	 eine	 allgemeine	 Streitwertgrenze	 von	
Fr.	30’000.‐‐	 für	die	Mehrheit	der	Streitigkeiten	gemäss	Art.	5	Abs.	1	ZPO	(vgl.	§	44	 lit.	a	GOG	
ZH)	sowie	generell	 für	Streitigkeiten	 i.S.v.	Art.	6	Abs.	2	und	3	eingeführt	(§	44	 lit.	b	GOG	ZH).	
Fraglich	ist,	ob	eine	solche	bundesrechtlich	vorgeschriebene	Voraussetzung	für	die	Zuständig‐
keit	 des	 Handelsgerichts	 durch	 kantonales	 Recht	 zusätzlich	 eingeschränkt	 werden	 darf.	 So	
wirkt	diese	kantonal	vorgesehene	Streitwertgrenze	insb.	dann	einschränkend,	wenn	der	Wei‐
terzug	 einer	 Streitigkeit	 ans	 Bundesgericht	 gemäss	 Art.	74	 Abs.	1	 lit.	a	 BGG	 bereits		
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SENEL,	 Rz	312.	 Der	 Kanton	 Zürich	 hat	 überdies	 auch	 eine	 allgemeine	 Streitwertgrenze	 von	
Fr.	30’000.‐‐	 für	die	Mehrheit	der	Streitigkeiten	gemäss	Art.	5	Abs.	1	ZPO	(vgl.	§	44	 lit.	a	GOG	
ZH)	sowie	generell	 für	Streitigkeiten	 i.S.v.	Art.	6	Abs.	2	und	3	eingeführt	(§	44	 lit.	b	GOG	ZH).	
Fraglich	ist,	ob	eine	solche	bundesrechtlich	vorgeschriebene	Voraussetzung	für	die	Zuständig‐
keit	 des	 Handelsgerichts	 durch	 kantonales	 Recht	 zusätzlich	 eingeschränkt	 werden	 darf.	 So	
wirkt	diese	kantonal	vorgesehene	Streitwertgrenze	insb.	dann	einschränkend,	wenn	der	Wei‐
terzug	 einer	 Streitigkeit	 ans	 Bundesgericht	 gemäss	 Art.	74	 Abs.	1	 lit.	a	 BGG	 bereits		












Zuständigkeit  jedoch  gerechtfertigt  ist.80  Für  die  Berechnung  des  erforderlichen 
Streitwerts kommen Art. 91 ff. ZPO zur Anwendung.81 
II. Rechtsmittelstreitwert	
Die Höhe des Rechtsmittelstreitwerts  ist neben  anderen Faktoren  entscheidend, ob 
gegen ein Urteil ein ordentliches Rechtsmittel eingelegt werden kann. So ist die Beru‐
fung an das kantonale obere Gericht an die Voraussetzung geknüpft, dass  in vermö‐
gensrechtlichen  Angelegenheiten  der  Streitwert  der  zuletzt  aufrechterhaltenen 
Rechtsbegehren  Fr. 10’000.‐‐ übersteigt  (Art. 308 Abs. 2 ZPO). Damit  stellen  sowohl 
die ZPO wie  auch das BGG  für die Berechnung des Rechtsmittelstreitwerts  auf den 
Zeitpunkt der Urteilsfällung ab, was zur Folge hat, dass sich hier in zeitlicher Hinsicht 
gewisse Unterschiede zur Zuständigkeits‐ und Verfahrensstreitwertberechnung erge‐
ben  können.  Auf  den  Rechtsmittelstreitwert  wird  daher  noch  verschiedentlich  
detailliert  einzugehen  sein.82  Bei  Streitigkeiten,  die  das  Streitwerterfordernis  von  
Fr. 10’000.‐‐ nicht erreichen, steht nur die Möglichkeit der (subsidiären) Beschwerde 




Abs. 1  BGG  grundsätzlich  nur  möglich,  wenn  der  Streitwert  Fr. 30’000.‐‐,  bzw. 




82	 Ausführlich	 zum	 Rechtsmittelstreitwert	 und	 dem	 unterschiedlichen	 Berechnungszeitpunkt	
hinten	Rz	46	ff.	sowie	Rz	185	ff.	
















gung  der  Prozesskosten  muss  das  Gericht  einen  bestimmten  Betrag  als  Streitwert 
nennen und davon ausgehend die Höhe der Gerichtskosten sowie der Parteientschä‐
digung  festlegen.  Trotz  der  Vereinheitlichung  des  Zivilprozessrechts  verblieb  die 
Regelung der Kosten bei den Kantonen (Art. 96 ZPO). Damit wurde der Mehrheit der 
Stimmen  im  Vernehmlassungsverfahren  Folge  geleistet,  die  dafür  plädierten,  dass 
auch weiterhin  die Kantone  den  Preis  der  Justiz  bestimmen  sollen.87 Obwohl  eine 
einheitliche Bundeslösung unterschiedliche Kosten und einen möglichen Prozesstou‐
rismus hätte  verhindern  können  – wie dies  z.B. mit der Gebührenverordnung  zum 
SchKG (SR 281.35) geschehen ist –, wurde der föderalistische Gedanke höher gewich‐
tet.88  M.E.  hat  es  der  Bundesgesetzgeber  damit  versäumt,  das  Zivilprozessrecht  in 
seiner Gesamtheit eidgenössisch zu  regeln. Dieser Kompromiss  führt dazu, dass ein 
Prozessieren trotzdem noch von unterschiedlichen Regelungen und vielen Besonder‐
heiten  in  der  kantonalen Handhabung  der Kosten  geprägt  ist, was  nicht  Sinn  und 
Zweck  der Vereinheitlichung  des  Zivilprozessrechts  gewesen  sein  dürfte. Dass  eine 
                                                                  


















gung  der  Prozesskosten  muss  das  Gericht  einen  bestimmten  Betrag  als  Streitwert 
nennen und davon ausgehend die Höhe der Gerichtskosten sowie der Parteientschä‐
digung  festlegen.  Trotz  der  Vereinheitlichung  des  Zivilprozessrechts  verblieb  die 
Regelung der Kosten bei den Kantonen (Art. 96 ZPO). Damit wurde der Mehrheit der 
Stimmen  im  Vernehmlassungsverfahren  Folge  geleistet,  die  dafür  plädierten,  dass 
auch weiterhin  die Kantone  den  Preis  der  Justiz  bestimmen  sollen.87 Obwohl  eine 
einheitliche Bundeslösung unterschiedliche Kosten und einen möglichen Prozesstou‐
rismus hätte  verhindern  können  – wie dies  z.B. mit der Gebührenverordnung  zum 
SchKG (SR 281.35) geschehen ist –, wurde der föderalistische Gedanke höher gewich‐
tet.88  M.E.  hat  es  der  Bundesgesetzgeber  damit  versäumt,  das  Zivilprozessrecht  in 
seiner Gesamtheit eidgenössisch zu  regeln. Dieser Kompromiss  führt dazu, dass ein 
Prozessieren trotzdem noch von unterschiedlichen Regelungen und vielen Besonder‐
heiten  in  der  kantonalen Handhabung  der Kosten  geprägt  ist, was  nicht  Sinn  und 
Zweck  der Vereinheitlichung  des  Zivilprozessrechts  gewesen  sein  dürfte. Dass  eine 
                                                                  









andere  Lösung durchaus  gangbar und  sinnvoll  ist,  zeigt  ein Blick  auf das deutsche 



































nen nicht nur gestattet,  sondern  sie  sind  sogar verpflichtet,  in den Streitwerttarifen 
Kostenrahmen mit Mindest‐ und Höchstbeträgen festzusetzen und diese mit Zuschlä‐
gen oder Ermässigungsmöglichkeiten zu versehen, die dem erhöhten oder reduzierten 
Aufwand  im Einzelfall angemessen Rechnung  tragen  lassen.95  Innerhalb dieser Kos‐













die  Sache  einen  Streitwert  hat  und  wie  dieser  zu  berechnen  ist,  richtet  sich  aus‐
schliesslich nach den Art. 91–94 ZPO;  für kantonales Recht bleibt hier kein Raum.99 




St.	Gallen	 (Gerichtskostenverordnung/Honorarordnung)	 und	 Zürich	 (Gebührenverordnung/	
Anwaltsgebührenverordnung).	
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Neben  den  genannten  Kriterien  sind  bei  der  Festlegung  der  Gerichtsgebühren  die 
verfassungsmässigen Schranken zu berücksichtigen. Das Kostendeckungs‐ und Äqui‐
valenzprinzip als verfassungsmässige Rechte erlangen insb. bei der Überprüfung einer 
festgelegten  Gebühr  durch  die  Rechtsmittelinstanz  prominente  Bedeutung.101  Die 
Tarifhöhe dieser staatlichen Gebühr darf nicht nur vom Streitwert abhängen, sondern 




grundsatzes  (Art. 5 Abs. 2  BV)  und Willkürverbots  (Art. 9  BV)  für  den  Bereich  der 
Kausalabgaben dar. Demnach darf die Gebühr nicht  in einem offensichtlichen Miss‐
verhältnis  zum  objektiven  Wert  der  staatlichen  Leistung  stehen  und  muss  sich  in 
vernünftigen Grenzen bewegen.103 Die Kosten dürfen sich in einer Gesamtbetrachtung 
nicht  als  prohibitiv  erweisen. Der  Zugang  zu  den Gerichten  soll m.a.W.  durch  das 
Kostenrisiko nicht so erschwert werden, dass der Rechtsweg nicht mehr beschritten 













Inanspruchnahme  im Verhältnis  zum  gesamten Aufwand  des  betreffenden Verwal‐
tungszweigs zu bemessen. Das Bundesgericht betont dabei, es sei zwar nicht notwen‐
dig, dass die Gebühren in jedem Fall genau dem Verwaltungsaufwand entsprechen; sie 
sollten  aber  nach  sachlich  vertretbaren  Kriterien  bemessen  sein  und  nicht  Unter‐
scheidungen treffen, für die keine vernünftigen Gründe ersichtlich seien.105 
Das Kostendeckungsprinzip dürfte regelmässig nicht verletzt sein, da die Gerichtsge‐





gewahrt  sei.107 Selbst  in einfacheren Fällen mit einem hohen Streitwert dürfte  somit 
insgesamt kaum  je ein Überschuss entstehen,  sodass das Kostendeckungsprinzip  im 
Allgemeinen  keine  Begrenzung  der  Gerichtskosten  bewirken  wird,108  sondern  viel‐
mehr ein Verstoss gegen das Äquivalenzprinzip zu prüfen ist. Doch auch dieses wird 
in  vermögensrechtlichen  Zivilrechtsstreitigkeiten  nur  restriktiv  zur  Korrektur  von 
hohen Gebühren aufgrund eines hohen Streitwerts angewendet. Nach dem Bundesge‐
richt ist stets auch der wirtschaftliche Nutzen für den Pflichtigen zu berücksichtigen 
und  der  Umstand,  dass  eine  hohe  Gebühr  für  bedeutende  Geschäfte  in  gewissem 
Rahmen den Ausfall  in weniger bedeutenden etwas ausgleichen dürfe.109 Dies  ist  je‐
doch nicht gänzlich unproblematisch, da das Äquivalenzprinzip  in gewissem Masse 
ausgehöhlt und dem Einzelnen  eine Kostenlast  auferlegt wird, die  er  grundsätzlich 
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ein  geringer Aufwand  entsteht,  umso  extremer  sind. Dies  dürfte  hauptsächlich  bei 
Nichteintretensentscheidungen der Fall sein.110  In  solchen Fällen  ist der Richter ver‐
pflichtet,  die  Gerichtskosten  tiefer  anzusetzen  als  vom  Gebührentarif  als  Minimal‐
grenze vorgesehen, um dem Äquivalenzprinzip Rechnung zu  tragen. Auf die Bedeu‐




Beispiele112 hinzuweisen:  In BGE  135  III 578 setzte die Vorinstanz beim Streit um die 
Absetzung eines Willensvollstreckers die Gerichtskosten auf Grundlage des Nachlass‐
werts von rund Fr. 120 Mio. auf den Betrag von Fr. 450’000.‐‐ fest. Das Bundesgericht 





unten Gerichtskosten  von  Fr. 800’000.‐‐  ergeben  hätte. Unter Berücksichtigung  des 




was	 sich	 gemäss	 KUNZ	 prohibitiv	 auswirke	 (KUNZ,	 Aktienrecht,	 86).	 Betreffend	 die	 gesell‐
schaftsrechtlichen	Klagen	siehe	auch	hinten	Rz	253	ff.	
111	 Vgl.	insb.	hinten	Rz	141	f.	









rechtssuspendierungsklage  sämtlichen  Aktionären  offen  stehen  müsse  (vgl.  Art. 20 
Abs. 4bis BEHG),  dürften  die Gerichtskosten  nicht  so  hoch  festgesetzt werden,  dass 
faktisch nur Grossaktionäre als Kläger in Frage kämen. Die Gerichtskosten seien des‐
halb  von  Fr. 800’000.‐‐  auf  Fr. 30’000.‐‐  zu  reduzieren.114  Letzterer  Entscheid  zeigt 
besonders  exemplarisch  das  Auseinanderklaffen  von  Aufwand  im  Verhältnis  zum 
Ertrag des einzelnen Klägers auf. Gerade  in Streitigkeiten mit sehr hohen Streitwer‐
ten,  in welchen  dem  einzelnen  eine Kostenlast  auferlegt wird,  die  er  kaum  alleine 
tragen kann, soll das Äquivalenzprinzip daher nicht restriktiv zum Tragen kommen, 
sondern  den  Zugang  zur  Justiz  erleichtern.  In  diesem  Sinne wird  bereits  an  dieser 
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werden  kann,  wenn  sich  der  kantonale  Entschädigungstarif  nur  am  Streitwert  mit 
gewissen Reduktions‐  und  Erhöhungsmöglichkeiten  orientiert.  Leicht  kann  ein Ge‐
richt deshalb Gefahr laufen, den Streitwert tiefer halten zu wollen, als es die gesetzli‐
chen  Regeln  und  Rechtsprechung  vorsehen  würden,  um  den  streitwertbasierenden 
Kostenrahmen  tiefer  und  damit  einzelfallgerechter  ausgestalten  zu  können.  Eine 











haltend,	 legt	 aber	 den	 Ermessensspielraum,	 welchen	 die	 Gebührenverordnungen	 vorgeben,	
weit	aus,	wenn	sie	nicht	ausdrücklich	eine	prozentmässige	Reduktion	vorsehen.	So	wurde	im	
Urteil	BGer	4A_237/2013	E.	3.3	§	4	Abs.	2	der	Gebührenverordnung	des	Obergerichts	Zürich,	
welcher	 lediglich	 vorsieht,	 dass	 die	 Gebühr	 «unter	 Berücksichtigung	 des	 Zeitaufwandes	 des	
Gerichts	 und	 der	 Schwierigkeit	 des	 Falls	 ermässigt»	 werden	 kann,	 dahingehend	 ausgelegt,	
dass	die	Grundgebühr	auf	einen	Zehntel	 reduziert	werden	kann.	Damit	misst	das	Bundesge‐
richt	dem	Äquivalenzprinzip	eine	zentrale	Rolle	zu.	Vgl.	auch	die	zum	gleichen	Ergebnis	 füh‐










Ebene  der  konkreten  Festlegung  der  Prozesskosten  ausgeübt  werden,  indem  die 
streitwertbasierende  Grundentschädigung  den  Umständen  entsprechend  reduziert 
bzw.  erhöht  wird.118  Hier  sollte  eine  Beurteilung  der  Umstände,  der  Schwierigkeit 
sowie der Bedeutung des Falles vorgenommen werden und aus dem Streitwert resul‐
tierende  übermässige  oder  zu  unflexible  Prozesskosten  sind  durch  das  Gericht  zu 
korrigieren. Nach der konstanten bundesgerichtlichen Rechtsprechung gilt denn auch 
analog  dem Äquivalenzprinzip  der Grundsatz,  dass  die  Entschädigung  des Anwalts 
stets in einem vernünftigen Verhältnis zu der von ihm erbrachten Leistung zu stehen 







der  konkreten  Prozesskosten  durch  das  Gericht  ist  hauptsächlich  der  Höhe  des 
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grundsätzlich  frei  in  der  Ausgestaltung  ihrer  Tarife.126  Neben  einer  Bandbreite  mit 
Höchst‐ und Tiefstsätzen können die Kantone auch auf den Zeitaufwand oder auf das 
                                                                  
121	 Vgl.	dazu	hinten	Rz	117	ff.	Regelmässig	 sehen	die	Anwaltstarifordnungen	eine	 solche	Anpas‐
sungsmöglichkeit	 unter	 dem	 Titel	 «ausserordentliche	 Zu‐	 oder	 Abschläge»	 bzw.	 «ausseror‐
dentliche	 oder	 geringe	Aufwendungen»	 in	 einem	begrenzten	Rahmen	vor	 (vgl.	 etwa	 §	7	 des	
aargauischen	Anwaltstarifs).	














Maxima  regelmässig  tiefer  ausfallen  als  die  Sätze  bei  Verfahren  mit  einem  Streit‐
wert.128 
6. Gebührentarif	des	Bundesgerichts	
Während  die  meisten  kantonalen  Gerichtsgebührenordnungen  von  einer  genauen, 
vom  Streitwert  prozentmässig  abhängigen Gebühr  ausgehen, wovon  einzelfallspezi‐
fisch  nach  oben  bzw.  unten  abgewichen werden  kann,  räumt  der GebT  BGer  dem 
Bundesgericht einen enorm weiten Ermessensspielraum ein: Bei einem Streitwert bis 
zu Fr. 10’000.‐‐ wird eine Minimalgebühr von Fr. 200–5’000.‐‐ fällig, bei einem Streit‐








vermissen.  Dieses  Vorgehen  lässt  sich  m.E.  mit  der  grundsätzlichen  Wahl  eines 
















Maxima  regelmässig  tiefer  ausfallen  als  die  Sätze  bei  Verfahren  mit  einem  Streit‐
wert.128 
6. Gebührentarif	des	Bundesgerichts	
Während  die  meisten  kantonalen  Gerichtsgebührenordnungen  von  einer  genauen, 
vom  Streitwert  prozentmässig  abhängigen Gebühr  ausgehen, wovon  einzelfallspezi‐
fisch  nach  oben  bzw.  unten  abgewichen werden  kann,  räumt  der GebT  BGer  dem 
Bundesgericht einen enorm weiten Ermessensspielraum ein: Bei einem Streitwert bis 
zu Fr. 10’000.‐‐ wird eine Minimalgebühr von Fr. 200–5’000.‐‐ fällig, bei einem Streit‐








vermissen.  Dieses  Vorgehen  lässt  sich  m.E.  mit  der  grundsätzlichen  Wahl  eines 



















ständen des Einzelfalles  am  besten Rechnung  tragen, was  stossende Konsequenzen 
bei allzu  starrem Befolgen von vorgeschriebenen Tarifen verhindert.  Insb. wenn der 























Charakteristika  sieht  dieses  Verfahren  u.a.  vorherrschend  Mündlichkeit  (Art. 245 
Abs. 1 ZPO), keine Notwendigkeit einer Begründung der Klage (Art. 244 Abs. 2 ZPO), 
verstärkte Mitwirkung des Gerichts,  insb. durch verstärkte gerichtliche Fragepflicht, 









vor. Dies  gilt  grundsätzlich  unabhängig  vom  Streitwert mit Ausnahme  von Art. 113 
Abs. 2  lit. d ZPO betreffend Schlichtungsverfahren bzw. Art. 114  lit. c ZPO betreffend 
Entscheidverfahren  von  arbeitsrechtlichen  Streitigkeiten.  Diesbezüglich  sind  nur 








sowie	 auf	 die	 Literatur	 und	 Rechtsprechung	 zur	 Streitwertgrenze	 des	 ehemaligen	 Art.	343	
Abs.	2	OR.	
133		 Zum	 vereinfachten	 Verfahren	 im	 Allgemeinen:	 KUKO	 ZPO‐FRAEFEL,	 Art.	243	 N	1	ff.;	 ZK	 ZPO‐
HAUCK,	Vorbem.	Art.	243	N	4	f.	sowie	Art.	243	N	1	ff.	
134		 Im	 Ergebnis	 gleich,	 allerdings	 als	 Versehen	 des	 Gesetzgebers	 beurteilend,	 ZK	 ZPO‐HAUCK,	
Art.	243	N	10.	
135		 Vgl.	Botschaft	ZPO,	7299	f.	
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dings  die  Regelung,  dass  nur  im  Schlichtungsverfahren  keine  Parteientschädigung 
zugesprochen  werden  kann.  Denn  das  Fehlen  einer  Möglichkeit,  der  obsiegenden 
Partei  eine  Entschädigung  zuzusprechen,  wie  dies  in  einigen  Kantonen  früher  für 










bloss  provisorischen  Streitwert  orientiert  und  der  Gebühren‐  sowie  Rechtsmittel‐
streitwert erst am Ende des Verfahrens anhand eines definitiven Streitwerts festgelegt 
wird.139 Nicht  identisch  ist demnach der Zeitpunkt,  in welchem die  jeweilige Streit‐
wertart bestimmt wird. Ausserdem  existieren  verschiedene Spezialvorschriften, wel‐
che  faktisch  zu  einer  unterschiedlichen  Berechnung  je  nach  Streitwert  führen.  So 






























Einfluss  auf  die  Berechnung  des Rechtsmittelstreitwerts.144  Bei  der  Berechnung  des 
Rechtsmittelstreitwerts  sind  somit  Umstände  zu  berücksichtigen,  welche  bei  den 
anderen Streitwertarten zu keiner Anpassung führen. 
Im  Einzelnen  können  die  vorgesehenen  Spezialvorschriften  zu  etwas  sonderbaren 
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nungsweisen  des  Streitwerts  ergeben  sich  somit  vereinzelte,  grössere  oder  kleinere 
Differenzen. Damit drängt  sich die Frage auf, ob und allenfalls wie eine Anpassung 




Prozesskosten  auf  die  Parteien, wobei  diese  Thematik  klar  von  der  Festlegung  der 
Prozesskostenhöhe  abzugrenzen  ist.  Grundsätzlich  werden  die  Prozesskosten  der 
unterliegenden  Partei  auferlegt  (Art. 106  Abs. 1  ZPO).  In  der  Regel  ist  der  gleiche 
Schlüssel sowohl für die Verteilung der Gerichtskosten wie auch der Parteientschädi‐
gung anzuwenden. Lediglich  in Einzelfällen,  insb. wenn sich die Klägerin mit gutem 
Recht  zur  Klage  veranlasst  sehen  musste,  kann  es  sich  rechtfertigen,  der  Klägerin 



















lich zugesprochenen Betrag.149 Massgebend  für die Verteilung  ist  somit  in der Regel 
der prozentuale Anteil des Obsiegens bzw. Unterliegens am massgebenden Streitwert 
des Verfahrens, da sämtliche gestellten Anträge für eine Gesamtbeurteilung miteinzu‐























150	 Für	 eine	 tabellarische	 Übersicht	 bei	 unterschiedlichem	 Verhältnis	 zwischen	 Obsiegen	 und	
Unterliegen	vgl.	FISCHER,	169.	
151	 Ähnlich	zum	deutschen	Recht	BREYER,	121.	
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hältnis  des Obsiegens  am  relevanten  Streitwert  sein.  Zu  beurteilen  ist  diesfalls  das 





154	 Vgl.	 dazu	 bspw.	 den	 Teilentscheid	 des	 Handelsgerichts	 des	 Kantons	 Aargau	 HOR.2005.69	





















tion  im Rechtsmittelverfahren von Streitigkeiten mit  tiefen Streitwerten  stets einge‐
schränkt; dies im Gegensatz zu «wichtigen» Prozessen, welche uneingeschränkt meh‐
rere  Instanzen  durchlaufen  können. Mithin  ist  der  Streitwert  ein  Indikator  für  die 
Wichtigkeit eines Prozesses, wobei sich die Wichtigkeit in diesem Kontext sowohl aus 
Sicht der Parteien als auch aus Sicht des Gesetzgebers ergibt. Die Kernfrage, welcher 
nachzugehen  ist,  lautet daher: Weshalb hat man  gerade den  Streitwert  als massge‐
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sich  ein  vertieftes Auseinandersetzen  damit  entsprechend  schwierig  gestaltet. Den‐
noch  können  einzelne  in  Bezug  auf  den  Streitwert  interessante Aspekte  aufgezeigt 
werden. Nach dieser historischen Betrachtung wird der Streitwert  in der Schiedsge‐
richtsbarkeit kurz umrissen, um dessen heutige Bedeutung ausserhalb der staatlichen 




vierte  Abschnitt  befasst  sich  mit  alternativen  Systemen,  welchen  andere  Anknüp‐
fungskriterien als der Streitwert zu Grunde  liegen.159 Hierzu wird auch ein Blick auf 
ausgewählte  ausländische  Rechtsordnungen  geworfen.  Schliesslich  sollen  aus  den 
gewonnenen  Erkenntnissen  Schlussfolgerungen  für  die  zentralen  Grundsätze  der 
Streitwertbestimmung gezogen werden.160 
A. Der	Streitwert	im	römischen	Recht	
Bereits  im  römischen  Recht  legte  man  eine  für  die  Zivilbevölkerung  verbindliche 















schlossen sich der Aufnahme)162 sowie des  im  Jahre  1583 erstmals unter der Bezeich‐
nung Corpus Iuris Civilis editierten römischen Rechts der Rechtswissenschaften.163 Der 
Corpus  Iuris  Civilis  beschäftigte  sich  jedoch  hauptsächlich  mit  dem  Privatrecht  als 
solchem. Die Kenntnisse zur Entwicklung des Zivilprozessrechts sind folglich wesent‐
lich  unsicherer  und  lückenhafter  als  diejenigen  zum  Privatrecht.  Ein  Grossteil  der 
prozessrechtlichen Regelungen  sind  im Corpus  Iuris Civilis nur deshalb erhalten ge‐
blieben, weil  sie zugleich Aussagen zum Privatrecht enthalten und deshalb bewahrt 
werden sollten.164 
Als  erste  Verfahrensordnung  des  altbäuerlichen  ius  civile,  welches  von  römischen 
Bürgern geschaffen wurde, gilt das Recht der leges actiones.165 Die ältesten unter die‐
sen Verfahrenstypen wurden in der urtümlichen gerichtlichen Praxis gestaltet und in 
einzelnen wesentlichen  Punkten  auf  den  zwölf  Tafeln  festgehalten.166 Die  strengen 
Wortformen und Riten der altzivilen Ordnung entwickelten sich in der Praxis allmäh‐
lich zu einer neuen Verfahrensordnung. Ab dem dritten Jahrhundert v. Chr. kamen in 
zivilprozessualer Hinsicht die  römischen Formularprozesse  auf.167 Die  als  gefährlich 












167		 ZINGG,	 6;	 KASER,	 4.	 Zum	 Formularprozess	 im	 Allgemeinen,	 KASER,	 151	ff.	 Ebenfalls	 ROSEN‐
BERG/SCHWAB/GOTTWALD,	§	4	N	5	ff.	
168		 Diese	sind	mit	den	heutigen	Voraussetzungen	nicht	identisch,	doch	zumindest	vergleichbar.	Zu	





schlossen sich der Aufnahme)162 sowie des  im  Jahre  1583 erstmals unter der Bezeich‐
nung Corpus Iuris Civilis editierten römischen Rechts der Rechtswissenschaften.163 Der 
Corpus  Iuris  Civilis  beschäftigte  sich  jedoch  hauptsächlich  mit  dem  Privatrecht  als 
solchem. Die Kenntnisse zur Entwicklung des Zivilprozessrechts sind folglich wesent‐
lich  unsicherer  und  lückenhafter  als  diejenigen  zum  Privatrecht.  Ein  Grossteil  der 
prozessrechtlichen Regelungen  sind  im Corpus  Iuris Civilis nur deshalb erhalten ge‐
blieben, weil  sie zugleich Aussagen zum Privatrecht enthalten und deshalb bewahrt 
werden sollten.164 
Als  erste  Verfahrensordnung  des  altbäuerlichen  ius  civile,  welches  von  römischen 
Bürgern geschaffen wurde, gilt das Recht der leges actiones.165 Die ältesten unter die‐
sen Verfahrenstypen wurden in der urtümlichen gerichtlichen Praxis gestaltet und in 
einzelnen wesentlichen  Punkten  auf  den  zwölf  Tafeln  festgehalten.166 Die  strengen 
Wortformen und Riten der altzivilen Ordnung entwickelten sich in der Praxis allmäh‐
lich zu einer neuen Verfahrensordnung. Ab dem dritten Jahrhundert v. Chr. kamen in 
zivilprozessualer Hinsicht die  römischen Formularprozesse  auf.167 Die  als  gefährlich 












167		 ZINGG,	 6;	 KASER,	 4.	 Zum	 Formularprozess	 im	 Allgemeinen,	 KASER,	 151	ff.	 Ebenfalls	 ROSEN‐
BERG/SCHWAB/GOTTWALD,	§	4	N	5	ff.	
168		 Diese	sind	mit	den	heutigen	Voraussetzungen	nicht	identisch,	doch	zumindest	vergleichbar.	Zu	







Tribunal,  welches  über  die  Ordnung  und  Einheit  der  Rechtspflege  gewacht  hätte, 
existierte nicht.169  Im Verlaufe des dritten  Jahrhunderts n. Chr. bildete  sich der For‐
mularprozess rasch zurück. Es wurde eine neue Prozedur, die extraordinaria cognitio, 
eingeführt, welche  auf die Bindung  an die  festen Regeln, die dem  Formularprozess 
eigentümlich  sind,  verzichtete.170  Die  Parteien  brachten  den  Streit  direkt  vor  den 
Richter. 
Da die (verkleinerten) Provinzen zwar noch immer über eine eigenständige Jurisdikti‐
on  verfügten, das Reich unter Kaiser Augustus  aber  vermehrt  zentralistisch  geführt 
wurde, schufen die Präfekten zu Beginn des zweiten Jahrhunderts n. Chr. erstmals in 







sen  sich  schon  früh beim Gericht des Kaisers gehäuft haben, weshalb man bald die 
















grösseren  Sachen  im  kaiserlichen  Gericht  selbst  verhandelt  werden.»174  Mit  dieser 
Vorschrift war von Kaiser Justinian der Grundstein für den Aufbau eines Appellations‐
systems  erstmals  basierend  auf  dem  Streitwert  gelegt.  Der  Streitwert  diente  somit 




nisse  für  einen Weiterzug  vorsehen  konnten,  erreichte  der  Streitwert  hingegen  nie 
dieselbe prominente Bedeutung.175 
Neben  dem  Vorsehen  eines  Streitwerterfordernisses  waren  dem  römischen  Recht 
noch weitere Massnahmen gegen missbräuchliches Prozessieren bekannt. So schrieb 
es für das erstinstanzliche Verfahren sponsionae vor, welche die Parteien bei der con‐
dictio  certae  pecuniae  zu  leisten hatten: Einerseits musste der Beklagte dem Kläger 
eine  sponsio  tertiae  partis,  d.h.  einen  Strafzuschlag  in  der  Höhe  eines  Drittels  der 
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sowie eine  ständige Entwicklung  festzustellen.  Im älteren, noch klassischen Prozess 
war das Verfahren vollständig unentgeltlich.179 Im römischen Recht wurde noch unter 
Konstantin  das  Erheben  von  Gebühren  für  gerichtliche  Akte  sogar  als  Bestechung 
streng  bestraft.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  4. Jahrhunderts  n. Chr.  wurde  diese 








Gebühren  zunächst  von  derjenigen  Partei,  die  eine  Amtshandlung  beantragte.  Die 
entstandenen Kosten  (teilweise  ebenfalls die Auslagen der Parteien  selbst) mussten 
                                                                  













gerechte  Sache,  keine  iusta  causa,  verfolgt  hatte.184  Bemerkenswert  ist  hierbei  v.a., 
dass selbst die geringe Gebührenausgestaltung nicht völlig unabhängig vom Streitwert 
erfolgte:  Die  insinuatio  (amtliche  Registrierung)  der  Klageschrift  und  der  Ladung 







Die Rechtspflegeform  im Heiligen Römischen Reich war mannigfaltig  und  unüber‐
sichtlich. Das frühere Zivilprozessrecht bestand ab dem 10. Jahrhundert aus gemeinem 
(sog.  ius  commune, d.h. dem  gelehrten  römischen Recht) und partikulärem Reichs‐ 
und Landesrecht.186 Es war – kurz gesagt – zu unterscheiden zwischen dem Gebiet des 
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sen  Gebieten  aufeinander  trafen.188  Hauptsächlich  galt  ganz  selbstverständlich  ein 
Anwendungsvorrang  der  vielen  politischen  Stadtstatuten  (Partikularrechte). Gleich‐
zeitig war aber auch die praktische Bedeutung des ius commune gesichert, indem das 
Statutarrecht  grundsätzlich  restriktiv  ausgelegt wurde  und  eine  verbreitete Vermu‐
tung  für die Anwendbarkeit des  römisch‐gemeinen Rechts galt.189 Das  ius commune 
bestand somit als subsidiäre Quelle zur gesamten Rechtsordnung, das v.a. bei Versa‐
gen  der  Partikularrechte  (als  grundsätzlich  primäre  Rechtsquellen),  aber  auch  auf 
Reichsebene, die Rechtsanwendung sicherte.190 
Hauptquelle des gemeinen Deutschen Zivilprozessrechts bildeten damit auf der einen 
Seite das  in der Kompilation  Justinians abgeschlossene  römische Recht  (corpus  iuris 




bestandteile.  Es wurde  im  Laufe  der  Zeit  durch  das  römische Volk,  die Germanen, 
mittelalterliche Kulturvölker und die Kirchen zu einem Werk als eigenartiges Ganzes 
zusammengetragen.192  Aufgrund  dieser  Vielschichtigkeit  von  Rechtsquellen  lassen 















Mit  allmählichem  Verschwinden  des  Hofgerichts,  des  höchsten  landesherrlichen 





Kammergericht  wurde  1495  mit  Erlass  des  ewigen  Landfriedens  durch  das  Reichs‐
kammergericht  abgelöst,  dem  obersten  Gericht  auf  wesentlich  konföderativerer 
Grundlage. Das  Reichskammergericht war  das  höchste Gericht  des Heiligen  Römi‐
schen Reichs Deutscher Nationen und hatte  seinen Sitz zu Beginn  in der Mitte des 
Reichs,  in  Frankfurt  a.M.195  Als  Grundgesetz  erhielt  das  Reichskammergericht  die 
Reichskammergerichtsordnung, welche das Fundament für die ihm folgenden Erlasse 
bildete  und  in  seinen Hauptpunkten,  namentlich  in  Bezug  auf  die  staatsrechtliche 
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§ 4).198 Bis dahin konnten die Untertanen  im Rahmen  eines  «Untertanenprozesses» 
über die territoriale Grenze hinaus an das Reichskammergericht appellieren; ein Mi‐





Parteien  einerseits  den  sog.  Calumnieneid  leisten  und  andererseits  sollten  die  Ge‐
richtskosten  die  Parteien  von  einem  unnötigen  Weiterzug  abhalten.199  Ausserdem 




Appellationen  abzuhalten.  Doch  insgesamt  war  die  Hürde  zu  tief  angesetzt  und 
brachte  nur  eine  geringfügige  Entlastung  des  Reichskammergerichts.  Infolgedessen 
sahen die reformierten Bestimmungen von 1521 eine bestimme Appellationssumme für 
den  Weiterzug  eines  Rechtsstreits  an  die  nächsthöhere  Instanz  vor.201  Seit  diesem 
Zeitpunkt trat auch der Streitwert prominenter in Erscheinung, was bereits an den der 
Appellationssumme  gewidmeten,  wissenschaftlichen  Arbeiten  zu  sehen  ist.202  Die 
erste Appellationssumme  fiel  im  Jahre  1521 noch  entsprechend  tief  aus:  «Es würden 



























Sporteln,  welche  direkt  dem  die  Staatstätigkeit  ausführenden  Beamten  zukamen, 
waren  jedoch zweifelhafter Natur: Zuerst ordnete die Reichskammergerichtsordnung 
von  1495  in  tit. XVI  deren  Zulässigkeit  an, mit  der Revision  vom  Jahre  1500 wurde 
diese bereits wieder aufgehoben (tit. IX). Zu Beginn waren die zu erhebenden Taxen 
an  verschiedenen  Stellen  in der Reichskammergerichtsordnung  verstreut,  bis  am  6. 
Mai  1585  eine  vollständige Taxordnung  genehmigt wurde.208 Die Ausgestaltung  der 
Gebühren hing jedoch stets aufs engste mit den jeweiligen politischen Einrichtungen 
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zahlt  werden,  welche  die  entsprechende  Amtshandlung  verlangte,  andernfalls  die 
Dokumente  zurückgehalten  oder  die  gewünschte  Handlung  nicht  vorgenommen 
wurde.210 
Um auch armen Personen den Zugang zum Gericht zu ermöglichen,  sah bereits die 







Das grösste Prozesshindernis  sowohl  für den Kläger wie  auch den Beklagten waren 
aber diejenigen Kosten, welche den Parteien neben den Gerichtskosten  entstanden. 
Während  früher  für einen Prozess  im alten System mit etwa  10 % des Streitwerts als 
Aufwendungen bzw. Auslagen gerechnet werden musste, konnte der gleiche Streit im 


























sung  der  deutschen  Zivilprozessordnung  («Civilprozessordnung  für  das  Deutsche 
Reich»,  in Kraft getreten am  1. Oktober  1877) erfolgte  indes erst nach weiteren Ent‐
würfen am 30.  Januar  1877.217  Im Reichstag wurde  sie als ein Meisterwerk gefeiert.218 
Neben der Zivilprozessordnung trat am 1. Oktober 1879 zusätzlich das erste Gerichts‐
kostengesetz in Kraft. Dieses gründete auf einem Pauschalsystem, d.h., eine Gerichts‐
gebühr wurde nicht mehr  für einen einzelnen Akt,  sondern  für einzelne Prozessab‐
schnitte  festgelegt,  wobei  die  sog.  «Werthklassen»  nach  oben  hin  unbegrenzt  wa‐
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ten  zur Verfügung: Das Anknüpfungskriterium  konnte  in der Natur des Rechtsver‐
hältnisses (d.h. seinem Inhalt wie bspw. Ehesachen, Wechselsachen, Handelsgeschäfte 
etc.)  schlechthin  liegen,  in der Person des berechtigten oder verpflichteten Subjekts 
(Sachen  der  Akademiker,  Militärpersonen,  Kaufleute)222  oder  in  beiden  Momenten 
zugleich.  Schliesslich  kam  auch  eine  Kompetenzbeschränkung  aufgrund  des  Werts 
des Streitobjekts  in Frage.223 Im Gegensatz zu früheren Prozessordnungen,  insb. der‐
jenigen des römischen Rechts,  in welchen die ersten beiden Möglichkeiten  im Zent‐
rum  standen,  erlangte  in der deutschen ZPO nun  endgültig der  Streitwert die  ent‐









dener  Gebiete  und  Stadtstaaten  (Staatenbund).  Diese  erkämpften  sich  weitgehend 
Unabhängigkeit  vom Heiligen  Römischen  Reich Deutscher Nationen. Die  dreizehn 
alten Orte waren durch Verträge miteinander verbunden, eine einheitliche Gesetzge‐
bung, geschweige denn ein einziges Prozessrecht, war nicht vorhanden. Das Arrest‐, 










nung  der heimatlichen Gerichtsbarkeit.225  So  versuchten  sich die Eidgenossen  insb. 
davor zu schützen, von einer  fremden Gerichtsbarkeit übernommen zu werden. Seit 




Bis  1798  entwickelte  sich  in  der  Schweiz  daher  ein  heterogenes Gewohnheits‐  und 
Statutarrecht ohne Ansätze einer Kodifikation.226 
Der  lockere  Zusammenhang  zwischen  den Bündnissen widerspiegelte  sich  auch  im 
Zivilprozessrecht.  Die  Orte  schlossen  untereinander  Verträge,  in  welchen  sie  auch 
prozessrechtliche  Regelungen  normierten.  Früheste  Vereinbarungen  über  das  Pro‐




Genfer Vertrag  von  1536  setzte man  dabei  eine Appellationssumme  von  100  floreni 
(Gulden) fest,228 womit eine (nationale) Bestimmung zum Streitwert erstmals schrift‐
lich  auftauchte.  In  internationalen  Streitigkeiten  gelangte  dieses  Schiedsverfahren 
aber bereits früher teilweise zur Anwendung: Als Ausnahmestellung konnte aufgrund 
des mailändischen Kapitulats vom 26. Januar  1467 ohne Rücksicht auf ein allfälliges 
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schuf  der  Einheitsstaat  eine  letzte  Appellationsinstanz,  an  die  jeder  Kanton  einen 
Richter zu entsenden hatte. Darunter verfügte jeder Kanton über ein Kantonsgericht, 
welches als zweite Instanz Urteile des Distriktsgerichts überprüfte.232 Zudem wurden 
Friedensrichter  als  Vermittler  geschaffen,  welchen  eine  endliche  Spruchkompetenz 
(mit Ausschluss selbst der Nichtigkeitsbeschwerde)  in allen bürgerlichen Sachen mit 
einem Wert  von maximal  Fr. 32.‐‐  zukam.233 Die  vollständige Vereinheitlichung der 
Gerichtsorganisation währte allerdings nicht lange. Bereits im Jahr 1803 erlangten die 

























erste, moderne Kodifikation  einer  Zivilprozessordnung wurde  1819  im Kanton Genf 
entworfen.237  In  der  Folge  kamen  zahlreiche  weitere  Prozessordnungen  hinzu,  so 
bspw. die  zürcherische Zivilprozessordnung  von  1866.238  In die Prozessgesetze  fand 
weniger das römische Recht Eingang, sondern es gingen eher umständliche und lang‐
wierige Prozessgrundsätze bzw.  Institute  in das  einheimische Verfahrensrecht über; 
daneben fanden gewisse althergebrachte schweizerische Institute Anwendung.239 Das 
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1819,  welcher  nach  der  gegenüber  Frankreich  wiedererlangten  Unabhängigkeit  von 
Genf  im  Jahre  1813 entworfen wurde,243 und breitete  sich ostwärts aus.  In Bezug auf 
den Streitwert – und insb. auch betreffend die Kostenausgestaltung – lässt sich indes 
feststellen, dass der Einfluss des  französischen Code  de  procédure  civile  eher  gering 
blieb.  So  prägte  der  dem  französischen  Prozessrecht  innewohnende Grundsatz  der 
Unentgeltlichkeit der Justiz (principe de la gratuité de la justice)244 die Prozessordnun‐





Zivilprozessrecht  einiges.  Zwar  blieb  die  Prozessgesetzgebungsgewalt  grundsätzlich 
bei den Kantonen, der Bundesstaat wurde aber mit einer eigenen Justizgewalt ausge‐





















sätzlich nur dann  vor, wenn der Bund  in  eine Streitigkeit  involviert war. Eine Aus‐
nahme davon bildete Art. 102 aBV, welcher bürgerliche Rechtsstreitigkeiten ans Bun‐









richtlichen  Kompetenzerweiterung  die  einheitliche  Anwendung  der  in  Art. 64  aBV 
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Fr. 3’000.‐‐  festgesetzt  und  im  Jahr  1921  auf  Fr. 4’000.‐‐  erhöht.250  Die  unbegrenzte 
Zulassung des neuen Rechtsmittels verbot sich nicht nur wegen des Missverhältnisses, 
das  sich  zwischen Weiterziehungskosten und  kleineren  Streitwerten  ergeben hätte, 
sondern  v.a. um der  zu  befürchtenden  allzu  grossen Geschäftslast willen.  Insb.  vor 
dem Hintergrund  des  vereinheitlichten  Zivilrechts  und  einer massiven  Erweiterung 
der Kompetenzvorschriften des Bundesgerichts diente der Streitwert somit zur Regu‐
lierung der anfallenden Geschäftslast. 
Mit  der  Bestimmung  in  Art. 29  aOG  1874  wurden  erstmals  in  einem  kodifizierten 
schweizerischen Gesetz Angaben zur Berechnung des «Hauptwerths» bzw. Streitwerts 
gemacht. So hielt bspw. dessen Art. 29 Abs. 2 fest, dass für die Wertbestimmung der‐
jenige Betrag massgebend  sein  soll, welcher beim  letzten Entscheid des kantonalen 













Herabstufung	 des	 erforderlichen	 Streitwerts.	 So	 belief	 sich	 die	 alte	 Schwelle	 auf	 Fr.	3’000.‐‐	
der	 alten	Währung	 oder	 Fr.	4’500.‐‐	 der	 neuen	Währung.	Mit	 der	 Festlegung	 auf	 Fr.	3’000.‐‐	
der	neuen	Währung	erfolgte	somit	eine	versteckte	(aber	gewollte!	Vgl.	BBl	1874,	1068)	Reduk‐




















grund, weshalb der  (Rechtsmittel‐)Streitwert bereits  früh  als Anknüpfungskriterium 
aufgenommen  wurde.  Er  diente  im  Wesentlichen  dazu,  eine  Überlastung  des  Ge‐
richtsapparats zu verhindern. Teilweise kann zwar  störend wirken, dass ein  in Geld 
ausgedrückter  Forderungsbetrag  den Wert  einer  Streitigkeit  und  damit  die Anzahl 





Regel  durch  drei  Instanzen  beurteilt, wobei  eine  Instanz  sogar  ein Kollegialgericht 
sein werde, wohingegen die tiefere,  für einen Armen allerdings bedeutendere Forde‐
rung nur einmal durch einen Einzelrichter beurteilt werde. Dies verstosse gegen den 
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diesem  Grund  schliesst  PFEIFFER,  dass  für  minder  wohlhabende  Parteien  auch  eine 
geringere Appellationssumme vorzusehen sei.254 
Einem  solchen  allfälligen Missstand wird heute  einerseits mit  einem  ausgebauten – 
streitwertunabhängigen – Armenrecht abzuhelfen versucht und andererseits besteht 
die  Möglichkeit,  jede  Forderung,  auch  wenn  sie  den  notwendigen  Streitwert  nicht 
erreicht, mittels Beschwerde (vor kantonaler Instanz) resp. subsidiärer Verfassungsbe‐








der  abgegrenzt.  Die  Kompetenzabgrenzung  konnte  dabei  hauptsächlich  nach  drei 
Gesichtspunkten erfolgen: Nach der Natur eines Rechtsverhältnisses, nach den betei‐








































rechtigung hat. Einerseits  soll nicht mehr wie  früher  jede  Prozesshandlung  einzeln 

































rechtigung hat. Einerseits  soll nicht mehr wie  früher  jede  Prozesshandlung  einzeln 
































des  Verfahrens  eine  grosse  Flexibilität,  indem  ihnen  bei  ad‐hoc  Schiedsverfahren 
grundsätzlich die freie Wahl über sämtliche prozessualen Angelegenheiten überlassen 
wird. Dies als Ausfluss der Parteiautonomie, von welcher die Schiedsgerichtsbarkeit 
durchgehend  geprägt  ist,  da  die  Parteien  ihren  Streit  letztlich  freiwillig  einem 
Schiedsgericht unterstellen. Die Gerichtskosten  in diesem ausserhalb der staatlichen 
Gerichtsbarkeit stehenden Verfahren stellen deshalb keine öffentlichen Abgaben dar 
wie die Gerichtsgebühr  im ordentlichen Prozess261 und  fallen  zumindest bei  ad‐hoc 
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einerseits  die  entsprechenden  Organisationen  für  ihren  Aufwand  zu  entschädigen; 
daneben  fallen Kosten  für die Schiedsrichter  inkl. den notwendigen Auslagen, Über‐
setzungen,  Zeugen, Gutachten  etc.  an. Wie  in  der  staatlichen Gerichtsbarkeit  stellt 
sich die Frage, wie die Höhe der Kosten zu bestimmen  ist. Grundsätzlich bietet sich 























basiert  auf  dem  Streitwert.  Dennoch  versucht  der  ICC  den  angefallenen  Aufwand 
sowie die Komplexität eines Falles bei der Kostenfestsetzung innerhalb des verfügba‐
ren  Rahmens  zu  berücksichtigen.268  Eine  abweichende Vereinbarung  zwischen  den 
Schiedsrichtern und den Parteien ist verboten.269 Dies hat zwar einerseits die Konse‐
quenz, dass die Kosten  für ein Schiedsverfahren mehr oder weniger präzise vorher‐




Einen  ähnlichen,  allerdings wohl  etwas  flexibleren Kostenmodus  findet man  in der 




ken  Verwaltungsapparat  auszukommen  und  die  Kosten  dadurch  möglichst  tief  zu 
halten.271  Neben  einer  geringen,  streitwertabhängigen  Registrationsgebühr  für  die 
                                                                  





268	 Vgl.	 Art.	2	 Abs.	2	 des	 Anhangs	 III	 der	 ICC	 Rules.	 Vgl.	 auch	 SCHÄFER/VERBIST/IMHOOS,	 150;		
GOLA/GÖTZ	STAEHELIN/GRAF,	133.	
269	 SCHÄFER/VERBIST/IMHOOS,	150	i.f.	
270	 Die	 United	 Nations	 Commission	 on	 International	 Trade	 Law	 (UNCITRAL)	 hat	 für	 die		
Ad	 hoc‐Schiedsgerichtsbarkeit	 eine	 eigene	 Schiedsordnung	 ausgearbeitet,	 welche	 die	 Voll‐
versammlung	 der	 Vereinten	 Nationen	 am	 15.	 Dezember	 1976	 genehmigt	 hat	 (vgl.	
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festgelegt  ist,  innerhalb dessen das  Schiedsgericht  selbst  aufgrund des  angefallenen 
Aufwands, der Komplexität des Falles sowie nach Ermessen seine Gebühr festsetzt.272 
Diese Kostenrechnung muss  anschliessend  von  der Handelskammer  überprüft  und 
genehmigt werden  (vgl. Art. 40 Abs. 4  Swiss Rules). Der  Streitwert  als den Rahmen 
festlegendes Anknüpfungskriterium spielt bei der Gebührenberechnung  folglich eine 
zentrale Rolle, wobei die Bandbreite des möglichen Honorars relativ gross ist.273 
Eine  weitere,  bekannte  Schiedsorganisation  ist  der  London  Court  of  International 
Arbitration (LCIA). Mit seinen LCIA Rules schlägt er einen anderen Weg ein als seine 
kontinentaleuropäischen Konkurrenten: Noch vor Klageanhebung hat der Kläger eine 
nicht  erstattbare Registrationsgebühr  von  £ 1’750.‐‐  zu bezahlen.274 Erst danach  ver‐
langt das Sekretariat von den Parteien einen Vorschuss  für die mutmasslichen Pro‐
zesskosten.  Abgerechnet  wird  das  Honorar  der  Schiedsrichter  ausschliesslich  auf 
Stundenbasis;275 vorgesehen ist ein Stundenansatz von nicht mehr als £ 450.‐‐.276 Da‐



















Fee  anhand  des  Streitwerts  festlegt.279  Hinzu  tritt  das  Honorar  der  Schiedsrichter 
basierend  auf  einer  Stundenabrechnung  (Art. 32  International  Arbitration  Rules  [I‐
AR]).  Der  Stundenansatz  richtet  sich  dabei  nach  dem  gleichen  Ansatz,  den  ein 
Schiedsrichter  in  der  Privatwirtschaft  veranschlagt.280  Der  Streitwert  ist  somit  nur 
bzgl. der Administrationsgebühr, nicht aber für die Entschädigung der Schiedsrichter 














hilfe;  die  konkrete  Festsetzung wird  regelmässig  vollumfänglich  dem  Ermessen  des 
                                                                  










um einiges höher  sind als vor einem  staatlichen Gericht,  fallen die Parteientschädi‐




Schiedsgerichtsbarkeit  an.  Dies  jedoch  nicht  im  gleichen  Ausmass,  wie  sie  in  der 
Schweizerischen Zivilprozessordnung vorgesehen ist. So kann der Streitwert nur bzgl. 
der Kosten direkt  eine Rolle  spielen, wobei nicht  alle Verfahrensordnungen  an den 
Streitwert  als  massgebendes  Kriterium  für  die  Honorarberechnung  des  Schiedsge‐
richts anknüpfen. Alternativ sehen einige Schiedsordnungen anstelle von Pauschalen 























einem  eidgenössischen  Gesetz  kodifiziert  und  zivilprozessuale  Bestimmungen  in 
materiellrechtlichen  Gesetzen  (bspw.  Art. 343  OR)  ebenfalls  in  die  ZPO  überführt, 






Obwohl  der  Gesetzgeber  bei  Einführung  der  ZPO  grundsätzlich  eine  Vereinheitli‐
chung  der  verschiedenen  Prozessgesetze  anstrebte,  ergaben  sich  dennoch  gewisse 
kleinere  inhaltliche  Unterschiede  bei  den  Streitwertberechnungsvorschriften  von 
Art. 91–94 ZPO und Art. 51–53 BGG, die m.E. zu verhindern gewesen wären. Bereits an 
dieser Stelle ist zu betonen, dass eine unterschiedliche Handhabung je nach anwend‐
barer Prozessordnung nicht  logisch erscheint und überdies  jeglicher  sinnvoller Ver‐
einheitlichungsanforderung widerspricht. Besonders zwei Punkte  sind herauszugrei‐
fen, um der  genannten Problematik  gewisse Konturen  zu  verleihen: Einerseits wird 
nach dem Wortlaut von Art. 51 Abs. 2 BGG der Streitwert nach Ermessen des Bundes‐
gerichts bestimmt, wenn das Begehren nicht auf Bezahlung einer bestimmten Geld‐
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dieser Stelle ist zu betonen, dass eine unterschiedliche Handhabung je nach anwend‐
barer Prozessordnung nicht  logisch erscheint und überdies  jeglicher  sinnvoller Ver‐
einheitlichungsanforderung widerspricht. Besonders zwei Punkte  sind herauszugrei‐
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einstimmung  der  Parteien  den  Streitwert  nur  auf  offensichtliche  Fehlerhaftigkeit 
überprüfen darf, bzw. eine Übernahme dieser Bestimmung nicht statt. Die Möglich‐
keit, dass  trotz übereinstimmender Angabe der Parteien das Ermessen des Gerichts 
zum  Zuge  kommt,  scheint  nach  grammatikalischer  Auslegung  des  BGG  somit  vor 




wertvoraussetzung nicht  erreichende Widerklage  (oder  auch die Hauptklage)  trotz‐
dem an die nächste Instanz weitergezogen werden kann, sofern bloss die andere Klage 
dem  Streitwerterfordernis  genügt.  Im Gegensatz  dazu  sieht  die Regelung  in Art. 53 
Abs. 1 BGG vor, dass aufgrund  ihrer gegenseitigen Unabhängigkeit sowohl die Klage 
wie auch die Widerklage die Streitwertgrenze von Art. 74 Abs. 1 BGG erfüllen müssen. 



















Ein weiterer,  allerdings geringfügiger, und  in der Lehre –  soweit  ersichtlich – nicht 









ren  kantonalen Gericht bzw. Handelsgericht,  sondern  vom ordentlichen Gericht  zu 
beurteilen, obwohl gegen das Urteil die Beschwerde ans Bundesgericht offen stünde. 










Gesetzen  sogar zu  leicht  abweichenden Resultaten  führen, wie die  soeben erfolgten 










Ein weiterer,  allerdings geringfügiger, und  in der Lehre –  soweit  ersichtlich – nicht 









ren  kantonalen Gericht bzw. Handelsgericht,  sondern  vom ordentlichen Gericht  zu 
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nicht  auf  die  Bezahlung  einer  bestimmten Geldsumme  lauten», was  dem Wortlaut 
von  Art. 91  Abs. 2  ZPO  entspricht.  Abweichend  von  der  einheitlichen  Benennung 
gebraucht  aber  Art. 65  Abs. 3  lit. a  BGG  die  Terminologie  der  «Streitigkeiten  ohne 
Vermögensinteressen»,  wohingegen  Art. 308  Abs. 2  ZPO  vermögensrechtliche  bzw. 
nicht  vermögensrechtliche  Streitigkeiten  erwähnt. Gleiches  gilt  für die  im  französi‐
schen  und  italienischen  Text  verwendete  Terminologie: Während  sowohl  in Art. 51 




«controversie  senza  interesse  pecuniario».  Wiederum  abweichend  davon  spricht 
Art. 308 Al. 2 CPC fr.  von  «affaires  patrimoniales»  bzw.  «controversie  patrimoniali» 
(Art. 308 Cap. 2 CPC it.). 
Der  Gebrauch  solch  abweichender  Terminologien  innerhalb  sich  entsprechender 
bundesrechtlicher Vorschriften zum Streitwert – aber sogar auch innerhalb desselben 
Gesetzes  – mag  zwar  bloss marginaler Natur  sein. Dennoch  rechtfertigte  sich  eine 
Vereinheitlichung  in den beiden Gesetzen. Welcher Terminologie dabei der Vorzug 
gegeben werden soll, ist allerdings schwierig zu beurteilen. Die Bezeichnung «vermö‐




Rechtsprechung  letztlich  abzustellen.289  Gleiches  gilt  wohl  fürs  Französische  und 
Italienische,  indem  vorzugsweise  auf  die  Begriffe  «paiement  d’une  somme  d’argent 
                                                                  






détérminée»  bzw.  «pagamento  di  una  somma  di  denaro  determinata»  abzustellen 
wäre. 
C. Dynamischer	Verweis	




zwischen  den  beiden  Streitwertberechnungsvorschriften  bestehen  sollen.  So  wäre 
m.E. einer zukünftigen, durchwegs einheitlichen Lösung de  lege  ferenda  starkes Ge‐
wicht beizumessen. Insb. in Fällen, in welchen innerhalb des gleichen Verfahrens eine 
unterschiedliche Berechnungsart zum Zuge kommt, mithin dort, wo  für die Weiter‐
zugsmöglichkeit  auf die Zulässigkeit  einer Beschwerde  ans Bundesgericht  abgestellt 
wird,290  sind  ungleiche  Regelungen  unnötig  kompliziert  und  erzeugen  Rechtsunsi‐
cherheit, weshalb eine Vereinheitlichung angezeigt  ist. Aus diesem Grund wird hier 
für einen dynamischen Verweis  im BGG auf die ausführlicheren und neueren Rege‐





sich  der  Rechtsmittelstreitwert  nach  der  Differenz  –  dem  Gravamen  oder  der  Be‐
schwer – zwischen dem zuletzt aufrechterhaltenen Rechtsbegehren und dem im vor‐
instanzlichen  Entscheid  tatsächlich  zugesprochenen  Betrag  berechnet.  Nur  wenn 
dieser  Differenzbetrag  die  geforderte  Streitwertgrenze  übersteigt,  ist  das  Ergreifen 
eines Rechtsmittels möglich. Andererseits besteht die Möglichkeit des Abstellens auf 
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kann.  Vollständig  erreicht  wurde  dieses  Ziel  indessen  nicht.  Denn  durch  teilweise 
Klageanerkennung oder  teilweisen Klagerückzug hat es  jede Partei  in der Hand, bis 




Streitwertberechnung,	 35	ff.	m.w.H.	 Letzterer	 stellt	 das	 Gravamensystem	 insb.	 aus	 Sicht	 des	












fähigkeit  dahinfällt. Damit  kann  das  Ziel  der Vorhersehbarkeit  ohnehin  nicht  voll‐
ständig erreicht werden. Das Gravamensystem demgegenüber birgt eine gewisse Prob‐
lematik in Bezug auf die vorgesehene Möglichkeit der Anschlussberufung: Regelmäs‐
sig wird  eine Anschlussberufung nicht möglich  sein,  sofern man  für diese  ebenfalls 
das  Erreichen  der  Streitwertgrenze  voraussetzt,  ausser  das  Gericht  entscheidet  auf 
eine  teilweise  Gutheissung  eines  Anspruchs  über  einen  Betrag  von  mehr  als 
Fr. 10’000.‐‐  (bzw.  Fr. 30’000.‐‐  für  die  Beschwerde  ans  Bundesgericht)  oder  weist 
einen Betrag von ebenfalls mehr als Fr. 10’000.‐‐ ab. Ansonsten  steht der  (teilweise) 
obsiegenden Partei  keine Anschlussberufung offen, da  ihr Gravamen die  geforderte 
Streitwertschwelle nicht  erreicht. Das Erheben  einer Anschlussberufung wäre  somit 








vollständig  zu  gewinnen, nach dem Entscheid der  letzten kantonalen  Instanz nicht 
grösser sei als das Interesse einer Person, die vor den kantonalen Gerichten erfolglos 
den gleichen Betrag eingeklagt habe.296 Dem Unterfangen, das Gravamensystem ein‐
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vollständig  zu  gewinnen, nach dem Entscheid der  letzten kantonalen  Instanz nicht 
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Diese Ansicht  greift m.E.  zu  kurz.  Es wäre  ohne weiteres  vertretbar,  anstelle  einer 
erhöhten  Streitwertgrenze  das  für  sich  genommen  logische Modell  des Gravamens 
einzuführen. Denn wie bereits aus der historischen Betrachtung hervorgeht, hatte das 





erreicht  werden;  auch  das  Verhindern  von  übermässigen  Kosten  für  die  Parteien 
(Verhältnis Kosten‐Nutzen) wurde damit  angestrebt.300 Wird hingegen  lediglich  auf 
die zuletzt aufrechterhaltenen Rechtsbegehren abgestellt, fällt die Beschwer, d.h. die 
vor Rechtsmittelinstanz  streitigen Rechtsbegehren, bei einer  teilweisen Gutheissung 




ermöglichen,  eindeutig  verfehlt. Denn  gerade der Weiterzug unbedeutender Teilas‐


















Weiterzugsmöglichkeit,  ohnehin  nicht  vollständig  erreicht  werden  kann.302  Davon 
schien  im Übrigen  auch  der  Gesetzgeber  überzeugt  gewesen  zu  sein,  nachdem  im 
Vorentwurf  der  ZPO  und  des  BGG  zunächst  eine  Streitwertberechnung  nach  dem 
Gravamen vorgesehen war. Letztlich ist es eher als ein gewisses Misstrauen gegenüber 




aus  sinnvoll,  anstelle  einer  (allenfalls weiteren)  Erhöhung  der Rechtsmittelschwelle 
Gedanken  über  einen  generellen  Wechsel  zum  Gravamensystem  anzustellen.304 
Nachdem  jedoch bereits beim Erarbeiten des BGG sowie der ZPO das Gravamensys‐













304	 Das	 Gravamensystem	 befürwortend	 insb.	 auch	 POUDRET,	 99	 ff,	 insb.	 102,	 sowie	 GOEPFERT,	
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304	 Das	 Gravamensystem	 befürwortend	 insb.	 auch	 POUDRET,	 99	 ff,	 insb.	 102,	 sowie	 GOEPFERT,	




















sequent,  wenn  aufgrund  der  Spezialvorschrift  in  Art. 308  Abs. 2  ZPO  durch  eine 




Forderung,  welcher  der  Gesetzgeber  offensichtlich  nicht  gänzlich  nachgekommen 
ist,307  ist  eigentlich  durchaus  als  sinnvoll  und  nachvollziehbar  zu  erachten,  gibt  es 
doch  keinen  sachlichen  Grund,  den  Streitwert  je  nach  Funktion  unterschiedlichen 
Berechnungsvorschriften zu unterstellen, zumal die ZPO  immer einheitlich nur von 
«Streitwert»  spricht.  Wenn  immer  möglich  ist  dem  Anliegen,  den  Streitwert  nach 
einheitlichen Kriterien zu berechnen, deshalb auch nachzukommen. Leider entspricht 
die Forderung aber nicht der Realität, wie  insb.  ein Blick  auf den Berechnungszeit‐
punkt des Rechtsmittelstreitwerts  (Art. 308 Abs. 2 ZPO)  zeigt.308 Eine  solche Unter‐
                                                                  
305	 Zur	ganzen	Problematik	hinten	Rz	199	ff.	
306	 SCHAI,	 Streitwert,	 116	 mit	 Hinweis	 auf	 die	 unterschiedliche	 Berechnung	 des	 Rechtsmittel‐
streitwerts	in	Art.	51	Abs.	1	lit.	a	BGG.	Ebenso	ZÜRCHER,	Streitwert,	494.	
307	 Siehe	 ausführlich	 vorne	 Rz	46	ff.	 Die	 Streitwertbemessung	 kann	 zwar	 anhand	 einheitlicher	
Kriterien	erfolgen,	die	Streitwertberechnungsvorschriften	 sehen	hingegen	Unterschiede	zwi‐










vorgenommen würde, wäre daher zumindest nicht  inkonsequent. Es  ist zudem  frag‐
lich,  ob  sich  der  Gesetzgeber  der  unterschiedlichen  Berechnungsarten  und  deren 

















Anstelle  einer  Forderung  nach  Vereinheitlichung  der  Streitwertberechnungsregeln 
könnte sich auch das Gegenteil als sinnvoll erweisen,  indem man die verschiedenen 
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Gebühren‐  und  Zuständigkeitsstreitwert  –  auch  in  einem  separaten  Erlass  (sowie 
eventuell einem separaten Verfahren) festlegt. Denn es ist doch erstaunlich, dass der 
Schweizer  Gesetzgeber  einheitliche  Regelungen  aufzustellen  versucht,  dann  aber 
trotzdem  Differenzierungen  zwischen  den  verschiedenen  Streitwertarten  je  nach 
Funktion  vornimmt. Um  dieser  unterschiedlichen Behandlung Rechnung  tragen  zu 
können,  haben  die  Nachbarländer  Deutschland  und  Österreich  konsequenterweise 
die Berechnungsvorschriften  in  jeweils separaten Gesetzen geregelt.311 So enthält das 
deutsche GKG ausführliche Berechnungsvorschriften für den Gebührenstreitwert und 
die  DZPO  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  auf  Streitwertberechnungsvorschriften 
für die sachliche Zuständigkeit. Damit kann die Berechnung der beiden Streitwertar‐
ten ohne weiteres einen anderen Wert ergeben.312 Ein ähnliches Bild zeigt ein Blick 








Streitwertregeln  de  lege  lata  durchaus  gelungen.  Gerade  in  der  Rechtswirklichkeit 
sehen die Parteien in den entsprechenden Vorschriften nur wenige erhebliche, prakti‐
sche Probleme, was  zu  einer mehrheitlichen Akzeptanz geführt hat. Dies zeigt  sich 
















ellen  Inhalt  des  Streits  konzentrieren.  Die  Streitwertberechnung  bzw.  ‐bemessung 
wird weitgehend dem Gericht überlassen, was aufgrund des grossen Ermessensspiel‐
raums  des  Gerichts  bei  der  Bewertung  eines  (unbezifferten)  Streitobjekts  auch  ge‐
rechtfertigt  ist. Dies wird zumindest  solange gelten, als  sich die Gebühren  in einem 
für die Parteien vertretbaren Rahmen bewegen. 
Eine dringende,  grundlegende Anpassung  der  Streitwertvorschriften  de  lege  ferenda 
scheint somit nicht angezeigt. Trotzdem könnten einige Anpassungen diskutiert wer‐
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Nach  der  historischen  Betrachtung  und  der  Anpassungsmöglichkeiten  der  Bestim‐
mungen  zum Streitwert  soll nun  ein  Schritt weiter gegangen werden und mögliche 
Alternativen zum aktuellen System, in welchem der Streitwert als Anknüpfungskrite‐
rium im Vordergrund steht, dargestellt und gewürdigt werden. Hierfür wird zunächst 
aufgezeigt,  welche  grundsätzlichen  Möglichkeiten  bestehen,  sodann  wie  andere 
Rechtsordnungen, welche dem Streitwert ein untergeordnetes oder zumindest gerin‐
geres  Gewicht  beimessen,  den  Zugang  zum  Gericht  kontrollieren.  Es  sind  deshalb 






kontrollieren,  steuern  und  v.a.  auch  beschränken  zu  können.314  Denn  ohne  solche 
Regulierungsmassnahmen  wäre  der  Gerichtsapparat  schnell  überlastet, wohingegen 
eine zu starke Kontrolle bzw. Beschränkung die Rechtsdurchsetzung verunmöglicht. 
Ziel  jedes Rechtsstaats muss somit sein, dem Rechtssuchenden den Zugang zum Ge‐







315	 Zum	Zugang	zur	 Justiz	 im	Allgemeinen	vgl.	den	Bericht	der	Agentur	der	europäischen	Union	














streitwertbasierenden  Systems  zu  betrachten.  Im  Vordergrund  bei  der  Wahl  des 
Streitwerts  als  Anknüpfungskriterium  steht  hauptsächlich  das  Ziel,  Aufwand  und 
Ertrag  sämtlicher  Prozessbeteiligten  bei  der  Durchsetzung  einer  Forderung  in  ein 
vorbestimmtes, als angemessen erachtetes Verhältnis zu setzen. So  ist ein Verfahren 
vor dem Gesamtgericht in Fünferbesetzung aus nachvollziehbaren Gründen teurer als 
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zen,  so  haben  insb.  die  Nachbarländer  Deutschland  und  Österreich  ein  ähnliches 
System wie die Schweiz gewählt,321 was aufgrund der historischen kontinentaleuropäi‐
schen Entwicklung nicht weiter verwundert. Auch  in diesen beiden Staaten werden 
die Gebühren  grundsätzlich  als Pauschalen  anhand des  im  Streit  liegenden Betrags 
bestimmt und auch die Zuständigkeit sowie Weiterzugsmöglichkeit für einen Rechts‐
streit  basieren  auf  gewissen  Streitwertgrenzen.  Unterschiede  zum  schweizerischen 
System  sind v.a.  in der viel detaillierteren Regelungsdichte zum Streitwert bzw. zur 
Kostenausgestaltung  sowie  im Verfahren, wie der  Streitwert und die Kosten  festge‐






und Unterliegen  festgelegt  (vgl. Art. 103 ff. DZPO,  insb. Art. 104 DZPO,  sog. Kosten‐














umfassenderen  Normierung  von  Streitwertberechnungsvorschriften  nehmen  das 
deutsche  und  auch  das  österreichische  Recht  im  Vergleich  zur  Schweiz  auch  eine 
erheblich stärkere Differenzierung zwischen den verschiedenen Streitwertarten vor.324 
Die Prozesskosten bewegen sich hingegen etwa im gleichen Rahmen. Bemerkenswert 
ist,  dass  in  Deutschland  ein  maximaler  Streitwert  von  EUR 30  Mio.  vorgesehen  ist 
(§ 39 Abs. 2 GKG),325 was mit einer maximal möglichen Gebühr bzw. Parteientschädi‐
gung  einhergeht.  Eine  solche  Regelung  ist  Österreich  und  der  Schweiz  fremd. Die 

















des	 «normativen	 Streitwerts»,	wenn	 für	 bestimmte	 Fälle	 Spezialvorschriften	 zur	 Streitwert‐
festlegung	 gesetzlich	 normiert	 sind,	 ROTH,	 561	 m.w.H.	 Vgl.	 auch	 Stein/Jonas‐ROTH,	 §	2	 N	8;	
RICKLI,	Rz	50	ff.	m.w.H.	Der	Begriff	fand	bisher	insb.	aufgrund	der	geringeren	Regelungsdichte	
keinen	Eingang	in	die	schweizerische	Literatur	zum	Streitwert.	Generell	fallen	die	Vorschriften	











umfassenderen  Normierung  von  Streitwertberechnungsvorschriften  nehmen  das 
deutsche  und  auch  das  österreichische  Recht  im  Vergleich  zur  Schweiz  auch  eine 
erheblich stärkere Differenzierung zwischen den verschiedenen Streitwertarten vor.324 
Die Prozesskosten bewegen sich hingegen etwa im gleichen Rahmen. Bemerkenswert 
ist,  dass  in  Deutschland  ein  maximaler  Streitwert  von  EUR 30  Mio.  vorgesehen  ist 
(§ 39 Abs. 2 GKG),325 was mit einer maximal möglichen Gebühr bzw. Parteientschädi‐
gung  einhergeht.  Eine  solche  Regelung  ist  Österreich  und  der  Schweiz  fremd. Die 

















des	 «normativen	 Streitwerts»,	wenn	 für	 bestimmte	 Fälle	 Spezialvorschriften	 zur	 Streitwert‐
festlegung	 gesetzlich	 normiert	 sind,	 ROTH,	 561	 m.w.H.	 Vgl.	 auch	 Stein/Jonas‐ROTH,	 §	2	 N	8;	
RICKLI,	Rz	50	ff.	m.w.H.	Der	Begriff	fand	bisher	insb.	aufgrund	der	geringeren	Regelungsdichte	
keinen	Eingang	in	die	schweizerische	Literatur	zum	Streitwert.	Generell	fallen	die	Vorschriften	






















Kosten  zumindest  zu  einem  gewissen Teil wieder  erstattet  erhält.  Ein Verzicht  auf 
eine Kostenrückerstattung kann  insofern noch viel mehr vom  (berechtigten) Klagen 
abhalten, nachdem der Kläger in jedem Fall auf seinen Auslagen sitzen bleiben würde. 
Zuletzt  ist nochmals der m.E.  entscheidende Vorteil des  streitwertbasierenden  Sys‐









der	Kostenerstattung.	Die	Kritik	 läuft	 hauptsächlich	darauf	 hinaus,	 dass	 jede	 Streitigkeit	 ein	
gewisses	 aleatorisches	 Element	 innehabe	 und	 es	 i.d.R.	 keine	 von	 vornherein	 für	 eine	 Partei	
vorhersehbare,	 feststehende	 und	 «richtige»	 Entscheidung	 gebe.	 Der	 Prozess	 als	Möglichkeit	
zur	Lösung	sozialer	Konflikte	komme	schliesslich	beiden	Parteien	gleichermassen	zu,	weshalb	
eine	Verteilung	der	Kosten	nach	dem	Verursacherprinzip	kein	überzeugendes	Argument	sei.	

















zum  eingeklagten  Betrag,  weshalb  die  Kosten  letzteren  grundsätzlich  nicht  über‐
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Abrechnungsverfahrens. Nur  schon  aufgrund  des Kostenvorschusses würde  der Zu‐
gang zum Gericht faktisch enorm erschwert. Einer übermässigen Kostenfolge könnte 
indes  ein  tieferer  Sozialtarif  abhelfen. Fraglich bleibt  aber, wie die Qualität der  ge‐
richtlichen  Entscheidungen  ausfiele:  Nur  bei  Verfahren  mit  nicht  unerheblichen 
Streitwerten  könnte  ein  adäquater Aufwand betrieben werden, um  keine den Wert 
des Streitobjekts übersteigenden Kosten zu generieren. Der Streitwert bliebe diesfalls 
gleichwohl  indirekt bedeutend. Dies hätte  einen  tiefgreifenden Vertrauensverlust  in 
die  Justiz  sowie  eine  grosse Unzufriedenheit  zur Folge, da bei  tiefen  Streitwerten  – 
zumindest bei nicht vollständigem Obsiegen – ein Grossteil der eingeklagten Streit‐
















sodass  sich  ein Abstellen  auf den  angefallenen Aufwand  –  sowohl  in Bezug  auf die 
Gerichtsgebühr wie auch die Parteikosten – rechtfertigen liesse.334 Auch weil Immate‐
rialgüterrechtsstreitigkeiten  regelmässig  vor  eine  einzige kantonale  Instanz  zu brin‐
gen  sind  (vgl.  Art. 5  Abs. 1  ZPO)  und  der  Streitwert  die  Schwelle  von  Fr. 30’000.‐‐ 
meistens  übersteigt,  spielt  der  Verfahrens‐  und  Zuständigkeitsstreitwert  nur  eine 
untergeordnete Rolle, weshalb sich einzig die Prozesskosten nach einem nur schwie‐
rig zu beziffernden Streitwert zu richten haben. Um dieser Bemessungsschwierigkeit 
abzuhelfen,  wäre  in  solchen  Fällen  ein  Abrechnen  nach  tatsächlich  angefallenem 





(lit. c)  und  für  die  Übersetzung  (lit. d)  separat  abgerechnet  werden.  Die  restlichen 
Auslagen  des  Gerichts  (Kosten  für  Schreibarbeiten,  Telefonspesen,  Vorladungen, 
Zustellungen, Fristerstreckungen, Grundbuchgebühren etc.) sind jedoch mit der Ent‐
scheidgebühr  abgegolten  und  können  den  Parteien  nicht  zusätzlich  auferlegt  wer‐










durchaus	 praktikabel	 wäre,	 zeigt	 im	 Übrigen	 ein	 Blick	 auf	 das	 englische	 Recht,	 vgl.	 hinten	
Rz	128	f.	
336	 Vgl.	 bspw.	 das	 Reglement	 über	 die	 Verwaltungsgebühren	 des	 Bundesgerichts	
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immerhin,  einen  Faktor  für  die  «Wichtigkeit»  eines  Streits  darstellt,  den  Streit  zu 
bewerten und aufgrund dieser Ermessensentscheidung die Prozesskosten sowie u.U. 
die  Rechtsmittelmöglichkeit  festzulegen.  Als  massgebende  Kriterien  könnten  dabei 
die  Wichtigkeit  des  Prozesses  für  die  Parteien,  der  Aufwand  sämtlicher  Beteiligter 
sowie die rechtliche Komplexität herangezogen werden. Damit könnte  insb.  in gros‐
sen Fällen  sämtlichen Umständen Rechnung getragen werden und eine einzelfallge‐
rechte  Beurteilung wäre möglich. Der  dem Richter  eingeräumte  grosse  Ermessens‐
spielraum  ginge  jedoch mit  einem  gewissen Willkürpotenzial  einher und  liesse das 
Vertrauen des Unterliegenden in eine objektive Beurteilung der richterlichen Behörde 
wohl sinken, da eine Gleichbehandlung ähnlicher Fälle nicht mehr gleich gut zu errei‐
chen  wäre.  Zudem  wird  dem  Gericht  bereits  im  streitwertbasierenden  System  ein 
grosser Ermessenspielraum  eingeräumt,  indem  regelmässig nur Bandbreiten  für die 
Gebühren  angegeben werden,  innerhalb derer  es  eine  konkrete Gebühr  festzulegen 
gilt.  Bei  nicht  vermögensrechtlichen  Streitigkeiten  ist  dieses  Prinzip  der  alleinigen 

















Obwohl  diese  letzte  Variante  beim  durchschnittlichen  Steuerzahler  kaum  auf  Zu‐
stimmung  stossen  dürfte,  sei  trotzdem  noch  die  Möglichkeit  des  (gänzlichen  oder 
weitgehenden) Verzichts  auf die Erhebung  von Gerichtsgebühren zu erwähnen. Ein 
solches System wäre keineswegs neu. Das klassische  römische Recht kannte  im  sog. 














zu	 verhindern,	 indem	 er	 eine	 Art	 «Vorprüfung»	 des	 Streits	 vornahm	 und	 somit	 für	 eine	
unabdingbare	 Entlastung	 der	 Gerichte	 sorgte.	 Seine	 Kognition	 reichte	 dabei	 häufig	 über	 die	
Prüfung	 formeller	 Voraussetzungen	 hinaus,	 sodass	 sich	 der	 Schwerpunkt	 des	 römischen	
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Aus heutiger Sicht wäre die Wahl  eines  solchen Systems  zumindest  in der Schweiz 
wohl nicht mehrheitsfähig. Gerade aufgrund des stetigen Spardrucks auf die Verwal‐
tung wäre ein gänzliches Abschaffen von Gebühren für sämtliche gerichtlichen Tätig‐
keiten politisch kaum durchsetzbar,  führte dies doch  zu  einer  enormen Mehrbelas‐
tung des Gerichtswesens und es wäre mit einem Ausbau des  Justizapparats zu rech‐




aber  dennoch  eine massive Mehrbelastung  der Rechtsmittelinstanzen  nicht  verhin‐
dern könnte. Ein gänzliches Absehen von Gerichtsgebühren erscheint deshalb nicht 
sinnvoll. Denn auch im streitwertbasierenden System sind die veranschlagten Gebüh‐
ren meistens  so  ausgestaltet,  dass  sie  bzgl.  eines Weiterzugs  lediglich  eine  geringe 
Abschreckungswirkung  haben.344 Die Möglichkeit  der  Prozessgestaltung  ohne  jegli‐
ches Anknüpfungskriterium bzgl. Gebühren‐  sowie Rechtsmittelstreitwert wäre des‐





eingeschlagen  als  die  in  Kontinentaleuropa  vorherrschenden,  streitwertbasierenden 
Pauschalgebühren.  Im Gegensatz zu den hohen Anwaltskosten  spielen die Gerichts‐
kosten  nur  eine  untergeordnete  Rolle  im  Rahmen  des  finanziellen  Aufwands  bei 
                                                                  
343	 Vgl.	FISCHER,	7.	









durchaus  eine  nicht  unbeachtliche Höhe  erreichen  können,  sind  diese  in  den USA 
zumeist minimal.346 Die Gerichtskosten sind weitgehend von der Höhe des Streitwerts 




Hauptverhandlung  vor Geschworenen  (jury  trial)  an.348 Damit werden die Gerichts‐
kosten  in  einem  Prozess  weitgehend  vernachlässigbar  und  das  Kostenrisiko  be‐
schränkt  sich  auf  das Anwaltshonorar,  das  den  Löwenanteil  ausmacht. Der Grund, 
dass Prozessieren in den USA trotzdem sehr teuer werden kann, liegt hauptsächlich in 
einem  anderen  Rollenverständnis  des  Gerichts,  in  welchem  der  Richter  nur  wenig 
verfahrensleitend  einwirkt.  Vielmehr  müssen  die  Parteien  und  ihre  Anwälte  tätig 
werden und  an den  vorprozessualen Beweiserhebungsverfahren  (pre‐trial  discovery) 
oder etwa an den aufwendigen Hauptverhandlungen (trials), welche vor Geschwore‐
nen stattfinden können, mitwirken.349 Die Kosten  fallen daher weniger beim (mehr‐




ten  nach  gesetzlich  geregelten,  streitwertabhängigen  Gebühren  erfolgt  (loser  pays‐
                                                                  
346	 SCHÜTZE,	Rz	314;	SCHACK,	Rz	19.	
347	 NEUFANG,	 34.	 Für	 die	 Bundesgerichtsbarkeit	 und	 die	 Gerichte	 der	 Einzelstaaten	 existieren	
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entsprechende  Regelungen.350  Aufgrund  des  dem  amerikanischen  Recht  zugrunde 
liegenden  common  law  hat  grundsätzlich  jede  prozessierende  Partei  ihre  eigenen 
Parteikosten,  d.h.  insb.  die  hauptsächlich  ins  Gewicht  fallenden  Kosten  für  ihren 
Rechtsvertreter,  selbst zu  tragen  (sog. American Rule); zumindest  soweit keine Aus‐




den  Prozesskosten  ein  Verfahren  einleiten  dürfen.  Drittens  würde  der  Beweis  der 
Auslagen und Zeitangaben der Anwälte eine übermässige Belastung des Gerichtsappa‐
rats  darstellen.352  Dem  amerikanischen  System  liegt  demnach  das  Verständnis  zu‐








351	 Vgl.	 JÄGER,	 38	 f.;	 SCHÜTZE,	 Rz	33;	 SCHACK,	 Rz	22;	 BREYER,	 108	 f.;	 SCHWENZER,	 418;	 BOLT,	 19	ff.;	




cies,	 2008,	 hinzuweisen.	 Die	 zwei	 wichtigsten	 Ausnahmen	 bestehen	 in	 der	 Common	Benefit	
Doctrine	 und	 der	 Bad	 Faith	 Exception	 (wobei	 es	 sich	 bei	 letzterer	 eher	 um	 eine	 materiell‐




354	 Die	 vom	 Verlierer	 zu	 tragenden	 Verfahrenskosten	 bzw.	 Auslagen	 beinhalten	 die	 costs	 i.S.v.	




Klägers  ist demgegenüber  in den statutes  in der Regel nicht vorgesehen.355 Dies hat 
für  den  Kläger  den  Vorteil,  dass  er  auch  bei  zweifelhaften  Prozesschancen  klagen 












schalgebühr,  sondern  vielmehr  eine  im  Einzelfall  angemessene  Anwaltsentschädi‐
gung.358 Was auf den ersten Blick äusserst klägerfreundlich aussieht, kann  indessen 
täuschen. Denn auch der Kläger  trägt  insb. bei kleinen Forderungen  seine Anwalts‐
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Fälle  er  aufgrund  einer  petition  for  certiorari  zur  Entscheidung  annimmt.360  Jedoch 
gewinnt der Streitwert dort eine gewisse Bedeutung, wo es um die Durchsetzung von 











hauptsächlich  zur Abgrenzung  zwischen Klagen mit  einem  geringen  Forderungsbe‐
trag, die den  small  claims  courts  zur Beurteilung unterbreitet werden  können, und 
normalen Klagen. Bei der Steuerung anhand der Gerichtskosten wird weitgehend der 
Ansatz  befolgt,  dass  die  staatliche  Gebühr  einen  Kläger  nicht  von  der  Geltendma‐
chung  seines  Anspruchs  abhalten  darf.  Der  Zugang  zum  Gericht  steht  deshalb  zu 
einem  äusserst  geringen  Preis  offen.  Betreffend  die  im  Ausnahmefall  angeordnete 

















































































Parteientschädigung  zugesprochen  werden.369  Zudem  werden  die  Gerichtskosten 
vermehrt streitwertabhängig festgelegt.370 Es hat sich gezeigt, dass die englische Pro‐
zessführung  viel  zu  teuer  ist,  v.a. weil Anwälte  auch  bei  kleinen  Streitwerten  dem 
Klienten den häufig grossen Aufwand verrechnen (müssen). Ausserdem gilt das engli‐









d.h. Kosten, die  zur Prozessführung  aus  juristischen Gründen notwendig  sind  (z.B. 
                                                                  
368	 BREYER,	6.	
















treter,  soweit  kein  Anwaltszwang  besteht.374  Das  Abwälzen  dieser  Kosten  lässt  das 
französische System – ähnlich wie das amerikanische Recht – nur äusserst  restriktiv 
zu. Grundsätzlich  haben  die  Parteien  die Kosten  für  den  eigenen Anwalt  selbst  zu 












Nach den  erfolgten Ausführungen  ist  das  schweizerische  (bzw.  kontinentaleuropäi‐
sche), hauptsächlich auf dem Streitwert basierende System nochmals einer Betrach‐
tung und Würdigung  zu unterziehen.  Im Zentrum, mithin  als wichtigstes Anknüp‐
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telmöglichkeit  soll  gewährleistet werden. Das Bundesgericht  spricht  explizit  davon, 
dass auf den Streitwert abzustellen  ist, weil «die von den Gerichten zu erbringende 
Leistung  in  der  Regel  umso  bedeutsamer  ist,  je  höher  der  Streitwert  liegt».378  Der 







unentgeltliche  Rechtspflege  aufzuklären  hat,  noch  zusätzlich  verstärkt.  Überdies 

























einem  sehr hohen  Streitwert nicht  vermeiden  lässt. Zwar  sind Prozesse mit hohem 
Streitwert häufig mit umfangreichen Akten und komplexen Sachverhaltsdarstellungen 




geringe  Tarife  für  den  Parteikostenersatz  bei  Streitigkeiten mit  tiefen  Streitwerten, 
weshalb sich solche Forderungen kaum durchzusetzen  lohnen, da die Parteientschä‐
digung die Auslagen  regelmässig nicht decken wird. Zu begrüssen  sind daher  stark 
degressiv  ausgestaltete  Tarife.382  Denn  aufgrund  des  Kostendeckungsprinzips  ist  es 
letztlich  nicht  sachgerecht,  dass  durch  die  Gerichtsgebühr  eines  Streits  mit  einem 
hohen  Streitwert  der  gesamte  Negativsaldo  der  Justiz  aufgebessert  wird.383  Durch 
einen (ohne Berücksichtigung des anfänglichen Sozialtarifs) zumeist degressiv ausge‐
stalteten  Gerichtsgebührentarif  wird  dieser  Ungleichbehandlung  jedoch  so  gut  wie 
möglich  entgegengewirkt, weshalb  eine  lediglich  teilweise Querfinanzierung  hinzu‐
nehmen ist. 
Auch wenn der Streitwert nicht immer die ökonomische Wichtigkeit eines Prozesses 
genau  ausdrücken  kann,  so  lässt  sich  zusammenfassend  doch  mit  einer  gewissen 
Überzeugung  sagen, dass der  Streit über  eine Million  tendenziell wirtschaftlich be‐
                                                                  
381	 Vgl.	dazu	HODGES/VOGENAUER/TULIBACKA,	77.	
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zu  betrachten. Auch  in Bezug  auf die Weiterziehbarkeit  eines Entscheids  erscheint 









für  eine  bestimmte  amtliche  Handlung  abweichen,  desto  sachfremder  wird  der 
Streitwert als Anknüpfungskriterium. Eine vermehrte Pauschalierung führt zudem zu 
einem  gewissen Transparenzverlust  und  erhöht  das Risiko  der  vermehrten Kosten‐











385	 Darunter	 fallen	 insb.	 berechenbare	Gebühren,	wie	bspw.	Publikationskosten,	Registergebüh‐









eine  bereits  zum  Voraus  festgelegte  Gebühr  vorgegeben,  die  sich  nicht  nach  dem 
Streitwert richtet.386 Zudem sieht § 17 GGG vor, dass bei Streitigkeiten, deren Streit‐
wert  sich  nicht  aufgrund  der  Berechnungsregeln  der  §§ 14–16  GGG  ermitteln  lässt, 
subsidiär ein zahlenmässig bestimmter Betrag zugrunde zu legen ist. Dies stellt zwar 
eine Durchbrechung  des  rein  streitwertbasierenden  Systems  dar,  ist  aber  durchaus 
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tung  zu  folgern,  dass  dem  klägerischen  Interesse  bei  der  Streitwertfestlegung  ent‐
scheidendes Gewicht beizumessen  ist. Denn  aufgrund der  privatautonomen Gestal‐
tungsfreiheit  im Zivilprozess  soll grundsätzlich  stets der Kläger die Möglichkeit ha‐
ben, über das Streitobjekt zu verfügen.387 Er bestimmt und beziffert das Streitobjekt 
und damit auch sämtliche Verfahrensfragen, die zumindest  indirekt mit dem Streit‐
wert  zusammenhängen  wie  z.B.  die  Weiterzugsmöglichkeit,  Verfahrensart,  Zustän‐





















greiferinteresseprinzip388  ist  dem  streitwertbasierenden  System  immanent  und  soll 
seine Geltung bei der Streitwertfestlegung möglichst weitgehend entfalten. 
Misst der Kläger einem unbezifferten Streitobjekt einen bestimmten Wert zu, hat er 
diesen  dem Gericht  substantiiert  darzulegen. Weicht  das Gericht  davon  ab,  hat  es 
seine Annahme entsprechend zu begründen. Je substantiierter die klägerischen Anga‐
ben erfolgen, umso ausführlicher muss sich das Gericht damit auseinandersetzen, will 
es  von der Angabe  abweichen. Denn wie Art. 91 Abs. 2 ZPO  für das  schweizerische 
Zivilprozessrecht  zum  Ausdruck  bringt,  kommt  dem  Gericht  nur  eine  beschränkte 
Überprüfungsbefugnis  der  Streitwertangaben  der  Parteien  zu.  Mit  der  Wahl  des 
streitwertbasierenden Systems  soll dieses Ermessen abweichend zu anderen Rechts‐












nur  geringe  Berücksichtigung  des  Aufwands,  welcher  ein  Rechtsstreit  verursacht. 
                                                                  
388	 Die	 Bezeichnung	 als	 «Angreiferinteresseprinzip»	 stammt	 aus	 dem	 deutschen	 Recht,	 wo	 der	
Begriff	mehrfach	in	der	Literatur	thematisiert	wird,	vgl.	ROTH,	560;	Stein/Jonas‐ROTH,	§	2	N	98	
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kriterium hinsichtlich der Kostenfolge  spricht,  in der  anhand der Gebührenrahmen 
möglichen Kalkulierbarkeit der Kostenlast. Der Kläger, der seine Rechte durchsetzen 
will, weiss  schon  im Zeitpunkt der Klageeinleitung, welche ungefähren Kosten‐ und 
Entschädigungsfolgen  im besten bzw.  insb.  im schlechtesten Fall auf  ihn zukommen 
können. 





handlung  von Problemen  rund um die  Streitwertbestimmung  ist  somit  stets  zu be‐
rücksichtigen, dass die Kosten und der Streitwert möglichst klaren  sowie  einfachen 
Regeln unterliegen sollen, damit sich die Parteien innerhalb ihrer kalkulierten Risiko‐
bandbreite  bewegen.  Überraschungen  gilt  es  weitestgehend  zu  vermeiden.  Regel‐
streitwerte, welche  einen  «Standardstreitwert»  als Ausgangspunkt  für  schwierig be‐



















derer  Instanzenzug  mit  grösserer  Kognition  eines  Gesamtgerichts  zur  Verfügung 
gestellt werden sollte. Gilt es folglich bspw. den Streitwert einer unbezifferten Forde‐
rungsklage  zu  bestimmen,390  darf  dieser  nicht  im  Hinblick  auf  eine  entsprechend 
hohe  Kostenfolge  künstlich  tief  gehalten  werden,  sondern  muss  trotzdem  entspre‐
chend den  gesetzlichen Bestimmungen und  gemäss Rechtsprechung bestimmt wer‐
den. Denn der Zugang zu einer Rechtsmittelinstanz darf nicht leichthin eingeschränkt 














Auslegungsfragen,	welche	 zu	 hohen	 Streitwerten	 führen	 können,	wie	 bspw.	 im	 Aktienrecht,	
vgl.	hinten	Rz	253	ff.	
391	 In	ausdrücklicher	Anwendung	dieses	Grundsatzes	minderte	das	OGer	ZH	zu	Recht	eine	über‐
mässige	 Kostenfolge,	 vgl.	 Beschluss	 des	 OGer	 ZH	 vom	 9.	 September	 2009,	 publ.	 in	 ZR	 108	
(2009)	 Nr.	54	 E.	64	 f.,	 sowie	 die	 Hinweise	 auf	 diesen	 aktienrechtlichen	 Entscheid	 in	 Rz	255	
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zu  koppeln. Hält  sich das Gericht  an den  streitwertbasierenden Tarif,  erübrigt  sich 
eine Begründung der Kosten weitgehend. Will es aber vom Tarif abweichen, um eine 
im  Einzelfall  adäquate  Lösung  zu  erreichen,  hat  es  zu  begründen, weshalb  es  sich 
nicht an den Tarif hält. Damit ist eine Kongruenz zum Grundsatz der Vorhersehbar‐
keit hergestellt. Eine erste Einschätzung zeigt das Gericht den Parteien bereits nach 
Klageeingang  indirekt durch den  gewählten Kostenvorschuss  an  (vgl. Art. 98 ZPO). 
Diese Einschätzung über die potenziellen Kosten  ist  insb.  in denjenigen Fällen hilf‐
reich, in welchen der Streitwert nicht leicht vorhersehbar ist oder die Entschädigung 













Kläger, welcher durch  sein Rechtsbegehren bestimmt,  in welchem Umfang  er  seine 
Rechte  einklagt.392 Nach  der  Systematik  von Art. 91  ZPO  ist Abs. 1  dahingehend  zu 
verstehen bzw. zu ergänzen, dass der Streitwert durch das Rechtsbegehren bestimmt 
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gehren widergespiegelt wird.396 Ähnlich  verhält  es  sich bei  einer Feststellungsklage. 
Hier  ist der Wert des Rechts oder Rechtsverhältnisses massgebend, das oder dessen 
Bestand bzw. Nichtbestand festgestellt werden soll.397 Klagt A also nicht auf Leistung 




zu beziffern, wenn A die Edition bestimmter Akten  verlangt, um  später  seinen An‐
spruch beziffern  zu  können? Welchen Wert hat das Begehren um Vornahme  eines 





um  dem  Streit  überhaupt  einen  bestimmten  (Streit‐)Wert  beimessen  resp.  eine 














eines  potenziellen  Erben  strittig,  bildet  nur  das  im  Streit  stehende  Betreffnis  den 













gegenstandslehre  definiert  sich  der  Streitgegenstand  durch  das  Klagebegehren  der 
klagenden Partei und den diesem zugrunde  liegenden Lebenssachverhalt.402 Ein ein‐
heitlicher  Lebenssachverhalt  ist  immer dann  anzunehmen, wenn  er  sich  auf Tatsa‐
                                                                  
399	 Vgl.	 BSK	 BGG‐RUDIN,	 Art.	51	 N	24,	 mit	 Verweis	 auf	 die	 bundesgerichtliche	 Rechtsprechung,	
sowie	hinten	Rz	262	ff.	Ebenfalls	SCHULLER,	54	f.,	mit	Hinweis	auf	die	Änderung	der	bundesge‐
richtlichen	 Rechtsprechung	 zur	 Festlegung	 des	 Streitwerts	 einer	 Kollokationsklage	 im	 Kon‐
kurs	 in	BGE	65	 III	 30,	 in	welchem	das	Bundesgericht	das	 Streitobjekt	bzw.	den	Streitgegen‐
stand	anders	qualifizierte	(nunmehr	bestätigt	in	BGE	140	III	65	E.	3.2).	
400	 Statt	vieler	HILLACH/ROHS,	5;	HAUS,	51;	SCHULLER,	51.	Vgl.	auch	zum	Ganzen	BERTI,	194.	
401		 Zur	 Kritik	 an	 der	 wenig	 sorgfältigen	 Redaktionsarbeit	 sowie	 dem	 mangelnden	 Problembe‐
wusstsein	bei	der	Ausarbeitung	der	ZPO	vgl.	KUKO	ZPO‐OBERHAMMER,	Vor	Art.	84–90	N	8.	
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stand	anders	qualifizierte	(nunmehr	bestätigt	in	BGE	140	III	65	E.	3.2).	
400	 Statt	vieler	HILLACH/ROHS,	5;	HAUS,	51;	SCHULLER,	51.	Vgl.	auch	zum	Ganzen	BERTI,	194.	
401		 Zur	 Kritik	 an	 der	 wenig	 sorgfältigen	 Redaktionsarbeit	 sowie	 dem	 mangelnden	 Problembe‐
wusstsein	bei	der	Ausarbeitung	der	ZPO	vgl.	KUKO	ZPO‐OBERHAMMER,	Vor	Art.	84–90	N	8.	















gehren  hingegen  nicht  auf  eine  bestimmte Geldsumme,  ist  zunächst  zu definieren, 
was Gegenstand bzw. Objekt der Klage bildet, damit dessen Wertbestimmung korrekt 
vorgenommen werden kann.405 Schreibt Art. 91 Abs. 2 ZPO also vor, dass der Streit‐
wert durch das Gericht überprüft bzw.  festgelegt werden muss,  ist  immer zuerst zu 
fragen,  was  das  Rechtsbegehren  bezweckt  bzw.  wofür  der  Kläger  vom  Gericht  um 
Zusprechung ersucht.406 Dieses Streitobjekt wird rein subjektiv nach dem klägerischen 
Willen  bestimmt  und  lässt  sich  unter  Umständen  noch  nicht  bei  Klageeinleitung 
beantworten, sondern kann sich auch erst  im Laufe des Prozesses herauskristallisie‐
ren.407  Eine  Individualisierung  anhand  des  zugrunde  liegenden  Lebenssachverhalts 
i.S.d.  Streitgegenstandslehre  ist  zur  Streitwertbestimmung  allerdings  nicht  nötig. 
Vielmehr ist alleine das hinter einer Klage stehende Streitobjekt massgebend, weshalb 
es begrifflich vom Streitwert abgegrenzt werden muss. Ist in der Literatur zum Streit‐








405	 BAUMANN,	 281.	 Zur	 Unterscheidung	 zwischen	 individualisierten	 und	 nicht	 individualisierten	
Rechtsbegehren,	SCHULLER,	62.	Vgl.	auch	DÖRNDORFER,	Rz	13.	
406	 Vgl.	SCHULLER,	52.	





als Teilgehalt des  Streitgegenstandsbegriffs408  zu  sehen. Zutreffender  ist m.E. daher 
die Verwendung des Begriffs des Streitobjekts, welcher präziser auf das strittige wirt‐
schaftliche Gut hinweist.409 




Kollokationsklagen  ergangene  Rechtsprechung  zu  erwähnen:  Streitobjekt  bei  einer 
Kollokationsklage ist nicht die eingegebene Forderung im Konkurs, d.h. die zu kollo‐





objekt  darstellt.  Dies  gilt  zumindest  dann,  wenn  dessen  Wert  bei  der  Anfechtung 
                                                                  
408	 So	etwa	RICKLI,	Rz	9	m.w.H.	











412	 Umstritten	 ist	 hingegen,	wie	 sich	 der	 Streitwert	 berechnet,	wenn	die	 erwartete	Dividende	 –	
und	damit	der	mögliche	Prozessgewinn	–	von	der	Konkursverwaltung	auf	null	festgelegt	wird.	
In	BGE	138	III	675	E.	3.4	kam	das	Bundesgericht	zum	Schluss,	dass	diesfalls	nur	ein	minimaler	
Streitwert,	 entsprechend	 dem	 mehr	 nur	 symbolischen	 Streitinteresse,	 anzunehmen	 sei.	 Da	
damit	 auf	 ein	 wenig	 sachnahes	 Kriterium	 abgestellt	 wird,	 erscheint	 diese	 Schlussfolgerung	
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Kriterium  im  Zusammenhang  mit  der  Beurteilung  der  Absetzungsfrage.  Dies  zeige 
sich u.a. darin, dass es im Zuge der Erbschaftsabwicklung ohne weiteres stets zu neu‐
en Beschwerden gegen den Willensvollstrecker,  ja auch zu mehreren Absetzungsbe‐
gehren  kommen  könne,  während  im  ganzen  Bereich  des  Zivilrechts  in  der  Sache 

























einer  falschen  Anwendung  normativer417  Streitwertregeln,  ist  diese  ohne  weiteres 







teres  spricht der Umstand, dass  es  aufgrund der Dispositionsmaxime  grundsätzlich 
der Kläger  in der Hand hat, was er zum Gegenstand eines Verfahrens machen will, 
mithin was Streitobjekt eines Verfahrens bildet (Angreiferinteresseprinzip). Demnach 











417	 Im	 deutschen	 Recht	 wird	 aufgrund	 der	 zahlreichen	 normierten	 Streitwertregeln	 auch	 vom	
«normativen	 Streitwert»	 gesprochen,	 vgl.	 vorne	 Rz	113,	 insb.	 Fn.	324.	 Solche	 Regeln	 sind	
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ten  findet  nicht  statt,  denn  der  objektive Wert  der  im  Streit  stehenden  Forderung 
deckt sich direkt mit dem subjektiven Interesse des Klägers.421 Subjektivität in diesem 
Sinne  liegt hier  in der  freien Bestimmbarkeit des Streitwerts, selbst wenn der einge‐
klagte Betrag massiv übersetzt  ist oder nur ein geringer Teil derselben (z.B. als Teil‐

















































Gewicht  beizumessen  als  dem  beklagtischen.431  SCHULLER  führt  zum  Interesse  am 
                                                                  
427	 ZK	ZPO‐STEIN‐WIGGER,	Art.	91	N	15;	SUTTER‐SOMM,	Rz	616.	Ebenso	bereits	SCHULLER,	34.	
428		 Vgl.	 BGE	94	 II	 51	E.	2,	 in	welchem	das	Bundesgericht	 den	Wert	 einer	Klage	 auf	Herausgabe	
dreier	Bilder	zu	schätzen	hatte,	wobei	es	betonte,	dass	es	nicht	darauf	ankommen	könne,	ob	
die	Bilder	mit	der	Familiengeschichte	des	Klägers	verbunden	seien	oder	nicht.	Ebenso	SCHUL‐
LER,	 98;	 HESS,	 33;	 BAUMANN,	 283	 f.;	 Stein/Jonas‐ROTH,	 §	3	 N	15;	 SCHNEIDER/HERGET,	 Rz	1044,	
2698.	
429	 ROTH,	560.	
430	 KUKO	 ZPO‐VAN	 DE	 GRAAF,	 Art.	91	 N	8.	 So	 bereits	 BÜRGI/SCHLÄPFER/HOTZ/PAROLARI,	 §	36	 N	2;	
FRANK/STRÄULI/MESSMER,	§	18	N	1;	Stein/Jonas‐ROTH,	§	3	N	14.	
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dies  das  Kassationsgericht  des  Kantons  Zürich  in  einem  ähnlichen  Streit  bzgl.  der 
Anwaltsgebührenverordnung.436 Es stellte klar, dass sich der Streitwert bei bezifferten 
Klagen  ohne  Überprüfung  ihres  objektiven  wirklichen  Werts  ausschliesslich  nach 
subjektiven Gesichtspunkten, nämlich dem eingeklagten Betrag, bestimme. 

















sondern  die  Kantone  legen  hauptsächlich  vom  Streitwert  abhängige  Bandbreiten 
fest.438 Innerhalb dieser Bandbreiten dürfen die Kantone weitere Bemessungskriterien 
aufstellen,  nach  welchen  sich  die  Gebühr  zu  richten  hat.  Ein  Berücksichtigen  des 








diese  dem  Streitobjekt  (z.B.  einem  Notwegrecht:  Werterhöhung  des  begünstigten 
Grundstücks  oder  zu  erwartende  Wertminderung  bei  Belastung  des  dienenden 
Grundstücks) einen unterschiedlichen objektiven Wert beimessen? Mit WURZBURGER 
und SCHULLER kommt das Bundesgericht ohne weitere Begründung zum Schluss, dass 
stets auf das höhere  finanzielle  Interesse der Beteiligten abzustellen  sei, wenn diese 
                                                                  
437	 ZK	 ZPO‐SUTER/VON	HOLZEN,	 Art.	96	 N	12.	 Offenbar	 a.A.	 ZK	 ZPO‐REETZ,	 Vorbem.	 Art.	308–318	
N	42,	 allerdings	 in	 Bezug	 auf	 den	 Gebührenstreitwert	 vor	 der	 Rechtsmittelinstanz.	 Das	 von	
ihm	erwähnte	Abstellen	auf	das	Streitinteresse	vor	Obergericht	ergibt	sich	m.E.	aber	bereits	




dienstbarkeit	 von	der	Berechnung	nach	 subjektivem	 Interesse.	Dem	 ist	m.E.	nicht	 zuzustim‐
men,	da	nicht	auf	das	Interesse	der	Parteien	abzustellen	ist,	sondern	auf	den	objektiven	Wert,	
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cher  unterschiedliche  objektive  Interessen  bestehen,  kommen  grundsätzlich  drei 





seltenen  Buchreihe  einen  einzelnen  Band  geliehen.  Im  Streit  um  das  Eigentum  an 
dem Buch  ist der Streitwert für den Verleiher und den Entlehner nicht gleich zu be‐
rechnen.  Der  Verlust  des  Buchs  bedeutet  für  den  Eigentümer  der  Bibliothek  eine 
Wertminderung  der  ganzen  Buchreihe,  zu  der  der  geliehene Band  gehört,  ja  unter 
Umständen sogar eine Wertminderung der ganzen Bibliothek. Für den Entlehner  ist 




Mit  diesem  Beispiel  wird  allerdings  verkannt,  dass  die  weitergehenden  Interessen 
grundsätzlich  unberücksichtigt  zu  bleiben  haben.443 Massgebend  ist  alleine  der Be‐
trag, der sich erzielen  liesse, wenn das Buch veräussert würde.444 Im genannten Bei‐
spiel wäre folglich allein der objektive Wert des Buchs ausschlaggebend, ohne Berück‐





















womit  er  die  Kostenfolgen  seiner Klage  nicht  vorhersehen  könnte. Da  er  aber  das 
Streitobjekt des Prozesses überhaupt erst bestimmt, soll er sich auch der potenziellen 
Kosten  möglichst  bewusst  sein  und  die  Herrschaft  über  das  Streitobjekt  mit  dem 
einhergehenden Kostenrisiko inne haben; ein Abstellen auf einen allfällig abweichen‐
den objektiven Wert  für den Beklagten würde dies  vereiteln. Ausserdem würde  ein 
Abstellen auf die beklagtische Angabe, welche ohne Anhebung einer Widerklage den 
Streitwert – und damit die finanziellen Konsequenzen, wie etwa die Kostenvorschuss‐
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Art. 91  Abs. 2  ZPO  normiert,  dass  das  Gericht  den  Streitwert  festsetzt,  sofern  das 
Rechtsbegehren  nicht  auf  eine  bestimmte Geldsumme  lautet  und  sich  die  Parteien 
nicht einigen oder ihre Angaben offensichtlich unrichtig sind. Der Streitwert ist folg‐
lich  zu  schätzen.449  Dieser  Bestimmung  kommt  eine  entscheidende  Bedeutung  zu, 
denn  sie  beantwortet  die  wichtige  Frage,  wer  den  Streitwert  festlegt,  wenn  dieser 
nicht direkt aus dem Rechtsbegehren hervorgeht, mithin ob die Schätzung des Streit‐
werts Aufgabe des Gerichts oder der Parteien ist, bzw. wie weit die Streitwertfestset‐
zung der Parteidisposition untersteht. Anders  als  etwa  im deutschen Recht  kommt 
der  Vorschrift  infolge  fehlender  normativer  Wertvorschriften  daher  herausragende 




448	 Gl.M.	 RICKLI,	 Rz	232;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	26;	 SCHAI,	 Streitwert,	 117;	 ZÜRCHER,	
Streitwert,	 495;	 ZÜRCHER,	 Einzelrichter,	 144,	 insb.	 Fn.	330;	 ROTH,	 562;	 wohl	 auch	 GULDENER,	




teresse	 des	 Beklagten	 an	 der	 Abweisung.	 Die	 Auffassung,	wonach	 die	 objektiven	 Interessen	
des	 Klägers	 massgebend	 sein	 sollen,	 entspricht	 in	 Deutschland	 ständiger	 Rechtsprechung,	
Stein/Jonas‐ROTH,	§	2	N	98	m.w.H,	insb.	Fn.	120;	SCHNEIDER/HERGET,	Rz	870.	Vgl.	auch	die	Son‐
derregelung	betreffend	Grunddienstbarkeiten	in	§	7	DZPO	sowie	die	Streitwertbemessung	bei	











Einigung  zwischen  den  Parteien  i.S.v. Art. 91 Abs. 2 ZPO  ist  grundsätzlich  so  lange 
möglich, wie das Vorbringen neuer Tatsachen und Beweismittel bzw. Angriffs‐ und 
Verteidigungsmittel zulässig ist.451 
Der  folgende Abschnitt  zeigt die möglichen Fallgruppen  auf, wie  sie  gemäss Art. 91 
Abs. 2 ZPO im Urteilszeitpunkt vorliegen können, wenn ein Rechtsbegehren nicht auf 
einen bestimmten Betrag  lautet. Denn  je nach Konstellation  liegt eine andere Über‐
prüfungsbefugnis durch das Gericht vor, wobei es ausserdem vom Vorliegen objekti‐
ver Anhaltspunkte  im  Sachverhalt  abhängt,  inwieweit  eine Überprüfung  überhaupt 
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dieser Stelle  ist  festzuhalten, dass eine  fehlerhafte Streitwertberechnung  immer vom 










welchem  ausschliesslich  auf die Angaben der Parteien  abzustellen  ist, kommt dem‐
nach nur dort  in Frage, wo keinerlei Angaben  im Sachverhalt über einen objektiven, 
tatsächlichen Wert  aufzufinden  sind,  dem Gericht  also  eine  objektive Überprüfung 
gar nicht möglich  ist.  In  allen  anderen  Fällen wird das Gericht  jeweils  eine  eigene, 
objektive Streitwertschätzung vornehmen müssen und diese den Angaben der Partei‐
en gegenüberstellen. Generell kann als Grundsatz  festgehalten werden:  Je mehr An‐





















sichtlichen  Unrichtigkeit  eine  unterschiedlich  grosse  Überprüfungsbefugnis  bzw. 
Überprüfungsmöglichkeit  in Bezug auf die Parteiangaben zum Streitwert zukommt. 
Eine direkte Gleichsetzung von «offensichtlich unrichtig» i.S.v. Art. 91 Abs. 2 ZPO und 
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für  eine  Streitwertschätzung  erforderlich  sind.  Klassisches  Beispiel460  ist  der  Wert 
einer Marke: Ein objektiver Streitwert lässt sich einem solchen Begehren nicht direkt 
entnehmen und sachdienliche Zahlen fehlen regelmässig. Der Streitwert ist mit ande‐
ren Worten  extrem  schwierig  zu  schätzen –  auch  im Verlaufe des Prozesses  ändert 
sich dies nicht. 
Für die  Festlegung des  konkreten  Streitwerts  ist  gemäss Art. 91 Abs. 2 ZPO  je nach 
Fallgruppe anders vorzugehen: Da konkrete Anhaltspunkte  fehlen,  ist  in erster Linie 







nur  sehr  zurückhaltend  eine  offensichtliche  Unrichtigkeit  i.S.v.  Art. 91  Abs. 2  ZPO 
angenommen  werden.461  Da  in  dieser  Fallgruppe  objektive  Anhaltspunkte  fehlen, 
kann  eine  solche  offensichtliche  Unrichtigkeit  m.E.  nur  dann  vorliegen,  wenn  die 
Parteien  übereinstimmend  den  Streitwert  absichtlich  zu  tief  beziffern,  um  höhere 
Gerichtskosten  zu umgehen. Eine  solche Konstellation dürfte  allerdings  eher  selten 
anzutreffen sein, da sie eine Einigung zwischen den Parteien über den Wert des Ver‐























da  aufgrund  der  privatautonomen Gestaltungsfreiheit  im  Zivilprozess  grundsätzlich 
die klagende Partei das Streitobjekt bestimmt und deshalb ihr Interesse die Grundlage 
für die Streitwertbemessung bildet (Angreiferinteresseprinzip).465 Der Fall ist ähnlich 
gelagert  wie  derjenige,  wo  mehrere  objektive  Anhaltspunkte  vorhanden  sind  und 
deshalb auf das Interesse des Klägers abzustellen ist.466 Die klägerische Angabe basiert 
zwar auf einer gewissen  subjektiven Wertung,467 was  jedoch aufgrund  fehlender ob‐
jektiver Anhaltspunkte  hinzunehmen  ist,  da  dem Kläger  nicht  leichthin  eine miss‐
bräuchliche  Streitwertangabe  unterstellt werden  darf. Dies  gilt  umso mehr,  je  sub‐
stantiierter  die  klägerischen  Ausführungen  zum  Streitwert  erfolgen.468  Nicht  zuzu‐
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stimmen  ist der Ansicht, wonach das Gericht  bei Uneinigkeit der Parteien  auf den 
höheren Betrag abzustellen hat.469 Das Gericht hat  insofern eine objektivierte Über‐
prüfung der Angabe vorzunehmen, als dass keine wesentlichen Anhaltspunkte gegen 
die  klägerische Annahme  –  insb.  aufgrund  der Argumente  der Gegenpartei  –  spre‐
chen. Im Gegensatz zur Ausgangslage bei übereinstimmenden Parteiangaben darf das 
Gericht  zwar  nicht  mehr  nur  bei  einer  offensichtlich  fehlerhaften  Bemessung  ein‐
schreiten,  sollte  sich  aber  auch  in dieser Konstellation um  äusserste Zurückhaltung 
bemühen und sich etwa  innerhalb des von den Parteien vorgegebenen Rahmens be‐
wegen. Eine gerichtliche Überprüfung und Bemessung kann dabei umso eingehender 
erfolgen,  je  substantiierter und  ausführlicher  sich  auch die Gegenpartei  zum Streit‐
wert äussert. Bei seiner Überprüfung kann es sich neben den Parteiangaben an Präju‐
















472	 Art.	29	 Abs.	2	 BV	 sowie	 Art.	53	 Abs.	1	 ZPO.	 Vgl.	 auch	 BGE	 129	 I	 232	 E.	3.2;	 124	 I	 241	 E.	2	
m.w.H.;	BGer	4P.224/2006	E.	3.	






Das  Vorgehen  zur  Bemessung  des  Streitwerts  bzw.  die  Überprüfungsbefugnis  des 
Gerichts gestaltet sich je nach Parteiangabe wie folgt: 
Sind  sich die Parteien über die Höhe des Streitwerts einig, d.h., hat der Beklagte  in 
seiner  Klageantwort  den  klägerischen  Ausführungen  zum  Streitwert  ausdrücklich 
zugestimmt, hat diese übereinstimmende Angabe gemäss Art. 91 Abs. 2 ZPO grund‐
sätzlich als Streitwert zu gelten.474 Die Überprüfungsbefugnis des Gerichts ist in dieser 











Sind  sich die  Parteien hingegen nicht  über die Höhe des  Streitwerts  einig, hat  das 
Gericht den Streitwert von Amtes wegen nach pflichtgemässem Ermessen anhand der 
vorliegenden objektiven Anhaltspunkte, d.h. anhand von sachlichen Kriterien, festzu‐
setzen.  Den  Angaben  der  Parteien  kommt  dabei  nur  indizieller  Charakter  zu;  das 
Gericht hat sich mit den Vorbringen auseinanderzusetzen.475 Da im Sachverhalt aller‐
dings entweder bereits zu Beginn objektive Anhaltspunkte vorliegen oder sich solche 
im  Verlaufe  des  Prozesses  ergeben,  rücken  diese  zur  Streitwertbemessung  in  den 
Vordergrund. Diese Fallgruppe  ist  in dieser Konstellation somit gleich zu behandeln 
                                                                  
474	 KUKO	 ZPO‐VAN	 DE	 GRAAF,	 Art.	91	 N	9;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	25.	 Vgl.	 ebenfalls	 die	
Ausführungen	hinten	Rz	224	ff.	
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gehren nicht  auf  eine bestimmte  Summe oder  er kann  seinen Anspruch  zumindest 
noch  nicht  exakt  beziffern.  Die  klägerische  Angabe  zum  mutmasslichen  Streitwert 
















nicht  unter  die  Vorschrift  von  Art. 91  Abs. 2  ZPO  einzuordnen  ist.  Diese  spezielle 
Klage  richtet  sich  auf  Leistung  einer  bestimmten Geldsumme, deren Höhe  im Mo‐











unbezifferte  Forderungsklage  unter  Art. 91  Abs. 1  ZPO,  womit  sich  der  Streitwert 
grundsätzlich nach dem später bezifferten Rechtsbegehren richtet.479 
3. Anordnung	eines	Gutachtens?	





seren  finanziellen  Auswirkung  auf  die  Prozesskosten  sowie  wenn  das  Gericht  sich 







wartetes  Ergebnis  rechtfertigt  den  Aufwand  und  die  entstehenden  Kosten  für  das 
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klägerischen  Ausführungen  zum  Streitwert  geschlossen  werden  darf,  mithin  eine 
konkludente Einigung über den Streitwert  i.S.v. Art. 91 Abs. 2 ZPO anzunehmen  ist. 
Eine  solche Auslegung  ist heikel. Das  fehlende Bestreiten der klägerischen Behaup‐
tungen  führt  zwar  dazu,  dass  diese  einem  Entscheid  grundsätzlich  als  unbestritten 
zugrunde  gelegt werden müssen.482  Eine  Einigung  der  Parteien  über  die Höhe  des 
Streitwerts, wie sie im Gesetz vorgesehen ist, lässt sich daraus aber nicht direkt ablei‐
ten, obwohl das Bundesgericht und die Rechtsprechung mehrheitlich  in diese Rich‐
tung  tendieren.483  Aus  dem  Fehlen  einer  abweichenden  Streitwertbezifferung  der 
beklagten Partei direkt auf eine konkludente Zustimmung i.S.v. Art. 91 Abs. 2 ZPO zu 
schliessen, geht m.E. (zu) weit. Dieser Schluss  führt  jedoch  in der Regel nicht zu ei‐
nem  abweichenden  Ergebnis  im  Vergleich  zur  Annahme  einer  konkludenten  Eini‐
gung. Denn bei Fehlen entsprechender Behauptungen verzichtet der Beklagte auf die 
Darstellung  seiner Einschätzung bzgl. des Streitwerts, weshalb dem Gericht nur die 




richt  aber  den  vom Kläger  vorgebrachten  –  und  häufig  einzigen  – Anhaltspunkten 
weitgehend  folgen, bzw. diese nur auf offensichtliche Fehlerhaftigkeit überprüfen.484 
Sieht sich das Gericht  trotz Streitwertangabe des Klägers nicht  im Stande, einen Er‐



















nachzuleben  und  das Gericht  sollte  grundsätzlich  darauf  verzichten,  die  Klage  zur 
Verbesserung  zurückzuweisen  bzw.  eine  Partei  aufzufordern,  eine  Bezifferung  des 
Streitwerts nachzureichen. Dies gilt entgegen dem klaren Wortlaut von Art. 221 Abs. 1 
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Bezifferung  auffordern.489 Gleiches  gilt, wenn  der Kläger  sich mit  der  Behauptung, 
eine  bestimmte  Streitwertschwelle  sei  überschritten,  begnügt  und weitere Angaben 
benötigt werden. Eine solche Aufforderung sollte  indessen der Ausnahmefall bleiben 
und  kommt  sowieso  nur  in Betracht, wenn der  Erhalt  geeigneter Unterlagen  über‐






sprechender Aufforderung  zur Verbesserung nicht nennt, dem Kläger  sogar  retour‐
niert (i.S.v. Art. 132 Abs. 1 ZPO) werden könnte. Dies wäre zumindest eine nicht völlig 
abwegige  Rechtsfolge,  sofern  der  Streitwert  als  formelle  Voraussetzung  der  Klage‐
















Höhe des Streitwerts  fällen kann. Dies gilt bspw. auch  für den Fall,  in welchem der 















können.  In einem allfälligen Rechtsmittelverfahren  ist der  festgelegte Streitwert auf‐
grund der Säumnis der Parteien folglich keiner Überprüfung mehr zugänglich.496 
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können.  In einem allfälligen Rechtsmittelverfahren  ist der  festgelegte Streitwert auf‐
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setzen  (Art. 51  Abs. 2  BGG)  –  grundsätzlich  nicht  mehr  Gültigkeitserfordernis  der 
Beschwerde  ist,497  gibt  es  auch  Fälle,  in  welchen  das  Bundesgericht  auf  eine  Be‐
schwerde  nicht  eingetreten  ist. Dies mit  der  Begründung,  der  Streitwert  lasse  sich 
nicht schätzen und es sei nicht mit Sicherheit festzustellen, ob die Streitwertschwelle 
von Fr. 30’000.‐‐ erreicht sei.498 Der Streitwert muss sich aufgrund des angefochtenen 
Entscheids,  den  kantonalen  Akten  oder  der  Beschwerdeschrift  irgendwie  schätzen 
lassen,  ansonsten  ein Nichteintreten  durch  das Bundesgericht  riskiert wird.499  Eine 
solche Handhabung erscheint –  insb. seit Inkrafttreten der eidgenössischen Zivilpro‐
zessordnung  –  als  zu  formalistisch.  Zwar  hat  der  Beschwerdeführer  gemäss Art. 42 
Abs. 1  und  2  BGG  ausreichende  Elemente  anzuführen,  die  dem  Bundesgericht  eine 
einfache  Schätzung  des  Streitwerts  ermöglichen. Kam  der  Beschwerdeführer  dieser 
Obliegenheit  jedoch bereits  in der Klage nicht nach  (Art. 221 Abs. 1  lit. c ZPO) und 
verlangte die Vorinstanz dennoch keine weiteren Angaben zum Streitwert, erscheint 
es  überspitzt  formalistisch  und  nicht  sachgerecht, wenn  das  Bundesgericht  im  Be‐
schwerdeverfahren mit  dem Hinweis  auf  die  fehlende  Streitwertangabe  auf  die  Be‐
schwerde nicht eintritt. Denn offensichtlich war es der Vorinstanz – auch ohne Rück‐
griff auf die gerichtliche Fragepflicht – möglich, eine eigene Streitwertschätzung vor‐




Die  obere  bzw.  einzige  kantonale  Instanz  hat  grundsätzlich  die  Pflicht,  einen  ans 
Bundesgericht  weiterziehbaren  Entscheid  mit  einer  Streitwertangabe  zu  versehen 

















die  Überschreitung  der  Streitwertschwelle  meistens  aufgrund  der  Akten  feststellen 
lässt und die Bezifferung des Streitwerts durch die Vorinstanz für das Bundesgericht 
ohnehin  nicht  verbindlich  ist.502  Gerade  in  Bezug  auf  Auskunftsbegehren  weist  es 
ausdrücklich darauf hin, dass  in konstanter Praxis von einer exakten Bezifferung des 









messung  anstellen und  einen  Ermessensentscheid  fällen müssen. Dabei hat  es  eine 
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messung  anstellen und  einen  Ermessensentscheid  fällen müssen. Dabei hat  es  eine 












wertschätzung  vorhanden  sind,  desto mehr  hat  sich  das  Gericht  an  den  (allenfalls 











wert  dar  (Art. 91  Abs. 1  ZPO).  Wie  in  allen  Fällen  müssen  Streitwertberech‐
nungsfehler korrigiert werden. 
  Lässt  sich der  Streitwert  eines nicht  auf Geld  lautenden Rechtsbegehrens  an‐
hand  objektiver  Anhaltspunkte  im  Sachverhalt  bestimmen,  setzt  das  Gericht 
den Streitwert weitgehend unabhängig von den Ausführungen der Parteien fest. 
Auch  übereinstimmende  Parteiangaben  dienen  lediglich  als Hinweise  für  das 
Gericht. 
  Fehlen objektive Anhaltspunkte,  ist auf die übereinstimmenden Parteiangaben 
abzustellen.  Diese  sind  nur  bei  offensichtlicher  Unrichtigkeit  zu  korrigieren 
(Art. 91 Abs. 2 ZPO), wobei  eine Korrektur nur  im Fall  von Rechtsmissbrauch 
denkbar ist. 
                                                                  
505	 Dies	 gilt	 nur	 für	 die	 definitive	 Festlegung	 des	 Streitwerts	 im	 Entscheidungszeitpunkt	 durch	







  Messen  die  Parteien  dem  Streitobjekt  unterschiedliche Werte  bei  und  fehlen 







  Messen  die  Parteien  dem  Streitobjekt  unterschiedliche Werte  bei  und  fehlen 












digkeits‐  und Verfahrensstreitwert,  da  durch  die Angabe  in  der Klage  dem Gericht 
eine Überprüfung  seiner  Zuständigkeit  ermöglicht werden  soll,  und Art. 308 Abs. 2 
ZPO  handelt  nach  der  Systematik  des  Gesetzes  ausschliesslich  vom  Rechtsmittel‐
streitwert. Der Einfachheit halber wurde von einer Differenzierung im Gesetz abgese‐
hen.  Die  verschiedenen  Streitwertarten  ergeben  sich  insb.  aufgrund  der  ihnen  zu‐
kommenden Funktion im Verfahren. Diese hängt ihrerseits vom aktuellen Prozesssta‐
dium ab, mithin kommt dem Streitwert  je nach Phase des  laufenden Prozesses eine 
andere  Funktion  zu.  Der  Zuständigkeitsstreitwert  etwa  basiert  bei  Klageeinleitung 
bloss  auf  Schätzungen,  wohingegen  der  Beurteilung  des  Gebührenstreitwerts  bei 
Abschluss des Verfahrens der gesamte Prozessstoff zugrunde liegt. Der Streitwert wird 
folglich nicht zu Beginn eines Prozesses definitiv fixiert, sondern er kann infolge einer 
veränderten Beurteilungsbasis  laufend Änderungen  erfahren. Aus diesem Grund  er‐
scheinen Ausführungen  zur  jeweiligen  Streitwertart nicht  sinnvoll,  sondern  es wird 












lautenden  Rechtsbegehrens,  insb.  um  die  Problematik,  falls  das  Streitobjekt  (z.B. 
Aktien) eine Wertänderung erfährt.506 Nicht davon tangiert  ist eine Streitwertanpas‐
sung, welche sich aufgrund neuer Angaben in den Akten aufdrängt; eine solche ist in 
jedem  Fall  erst  bei  der  endgültigen  Festsetzung  im  Entscheidungszeitpunkt  vorzu‐
nehmen.507 
In  der  Lehre  zum  kantonalen  Recht  wurde  hauptsächlich  vertreten,  dass  sich  der 
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auf  dem  mutmasslichen  Streitwert  auferlegt.  Massgebender  Zeitpunkt  für  die  Be‐
stimmung des Streitobjekts ist somit die Klageeinreichung beim Gericht.513 
Fraglich bleibt, weshalb der Streitwert nicht bereits früher, d.h. mit Einreichung eines 
Schlichtungsgesuchs,514  zu  bestimmen  ist,  nachdem  die  Rechtshängigkeit  gemäss 
Art. 62 Abs. 1 ZPO explizit in diesem Zeitpunkt eintritt. Es rechtfertigt sich m.E. aller‐
                                                                  





BK	 ZPO‐STERCHI,	 Vorbem.	 Art.	91–94	 N	3;	 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	91	
N	3;	Gehri/Kramer‐MOHS,	Art.	91	N	7;	BSK	ZPO‐RÜEGG,	Art.	91	N	7.	Im	Ergebnis	auch	BAUMANN,	
281	f.	Bereits	zum	kantonalen	Recht	HESS,	40;	Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	§§	16+17	N	6.	
Nicht	 differenzierend	 und	 auf	 den	 Zeitpunkt	 der	 Rechtshängigkeit	 abstellend,	 eine	 Abwei‐
chung	vom	Schlichtungsverfahren	jedoch	trotzdem	als	streitwertrelevant	betrachtend	ZK	ZPO‐
STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	12;	 ebenfalls	 nicht	 differenzierend	 KUKO	 ZPO‐VAN	 DE	 GRAAF,	 Art.	91	
N	10.	 In	Deutschland	 regelt	§	4	DZPO	den	Zeitpunkt	ausdrücklich:	 «Für	die	Wertberechnung	







dings  nicht,  bereits  auf  diesen  Zeitpunkt  abzustellen.  Denn  klagt  ein  Kläger  nach 
Durchlaufen des Schlichtungsverfahrens – also nach Rechtshängigkeit seiner Klage – 
beim Gericht weniger  ein  als  vor der  Schlichtungsbehörde,  ist dies nicht  als Klage‐
rückzug zu werten, da die Klage noch nicht beim Gericht eingereicht wurde und keine 






Werts  des  dem  Streitobjekt  zugrunde  liegenden  wirtschaftlichen  Guts  zwischen 





Die  erstmalige  Streitwertfestlegung  hat  zur  Folge,  dass  der  Instruktionsrichter  im 






515	 Vgl.	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Vorbem.	 Art.	91–94	 N	3.	 Gl.M.	 RICKLI,	 Rz	420,	 der	 ausserdem	 auf	 das	
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Noch  bevor  der  Instruktionsrichter mit  der  (ersten)  Prüfung  der  Prozessvorausset‐
zungen  beginnt,  kann  er  einen  Kostenvorschuss  bis  zur  Höhe  der  mutmasslichen 
Gerichtskosten  einfordern  (Art. 98 ZPO). Da der  Streitwert der  eingereichten Klage 
den  Kostenvorschuss  bestimmt,  lässt  sich  daraus  auf  die  vom  Instruktionsrichter 
angenommene Streitwerthöhe  schliessen. Diese  erste,  lediglich provisorische Festle‐
gung des Streitwerts erfolgt in einer prozessleitenden Kostenvorschussverfügung und 









520		 So	 bereits	 BGE	63	 II	 35;	 48	 II	 412;	 BGer	 4A_274/2011	E.	1;	WURZBURGER,	 recours,	 Ziff.	185;	
Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	§§	16+17	N	13;	FRANK/STRÄULI/MESSMER,	§	18	N	12.	Auf	den	
Zeitpunkt	der	Rechtshängigkeit	 abstellend	RICKLI,	Rz	229;	ZK	ZPO‐HAUCK,	Art.	243	N	18;	BSK	
BGG‐RUDIN,	 Art.	51	 N	43;	 POUDRET/SANDOZ‐MONOD,	 Art.	36	 N	3.3	 a.E.;	 SHK	 BGG‐GÜNGERICH,	
Art.	51	N	20.	Dieselbe	Regelung	gilt	für	das	deutsche	Recht,	SCHNEIDER/HERGET,	Rz	2194	f.	
521	 ZK	 ZPO‐SUTER‐SOMM/VON	 HOLZEN,	 Art.	98	 N	11,	 die	 für	 eine	 zurückhaltende	 Ausübung	 des	





















einen  Kostenvorschuss  verlangen  und  dem  Kläger  bei  Nichtleistung  desselben  Ge‐
richtskosten  auferlegen.  Gleiches  gilt  bei  einem  Nichteintretensentscheid  aufgrund 
fehlender  Prozessvoraussetzungen  oder  der  Prozesserledigung  noch  vor  Zustellung 
der Klage an den Beklagten bzw. vor Erstattung einer Klageantwort. Die Gerichtskos‐
ten bestimmen  sich diesfalls  jeweils anhand des  lediglich provisorisch angenommen 
Streitwerts, sofern dieser nicht offensichtlich falsch ist.527 Wurde die Klage bereits der 
Gegenpartei zugestellt und Klageantwort erstattet, sind auch die Angaben der beklag‐
ten Partei und  allfällige  zwischenzeitliche Änderungen  im Klageumfang  zu  berück‐
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durch  nachträgliche  Parteierklärungen  erfolgten  Anpassungen  des  Streitobjekts  – 
insb.  durch  nachträgliche  Erhöhung  der  Forderung  mittels  (zulässiger)  Klageände‐
rung529, Verminderung infolge (teilweiser) Anerkennung oder Rückzug der Klage –, ist 
eine  differenzierte  Betrachtung  je  nach  Streitwertart  vorzunehmen:  Eine  Erhöhung 












sorischen  Zuständigkeitsstreitwert  anzunehmen  –  i.d.R.  in  Höhe  der  eingeklagten 
Forderung –, um überhaupt eine Prüfung seiner Zuständigkeit vornehmen zu können. 
Die einstweilige Festlegung  ist nur vorläufiger Natur,  liegen dem  Instruktionsrichter 
doch häufig nur wenige  Informationen,  regelmässig bloss die klägerische Streitwert‐
                                                                  





















offensichtlich  unrichtigen  Angaben  in  der  Klage  zu  betrachten,  nach  welchen  der 





dige Gericht  nach  sich.537 Gleiches muss  gelten,  falls  die Änderung  des  Streitwerts 
eines  nicht  bezifferten  Rechtsbegehrens  auf  Umstände  zurückzuführen  ist,  welche 
sich erst im Laufe des Verfahrens ergeben und eine abweichende Streitwertbemessung 
                                                                  




änderung	 des	 (definierten)	 Streitobjekts,	 sondern	 um	 eine	 nachträgliche	 Änderung	 des	
Streitobjekts	selbst.	
534	 Vgl.	dazu	insb.	hinten	Rz	213.	
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erste Beurteilung  vorzunehmen, ob das  vereinfachte Verfahren  zur Anwendung  ge‐
langt oder ob der Streitwert – abgesehen von den Fällen gemäss Art. 243 Abs. 2 ZPO – 








rung  einer  Forderungsklage  mittels  Klageänderung  auf  einen  Betrag  von  über 
Fr. 30’000.‐‐ ist hingegen nicht zulässig (Art. 227 Abs. 1 ZPO), wenn damit ein Wechsel 
in das ordentliche Verfahren verbunden wäre.541 Für den (seltenen) Fall, wo die Über‐ 
bzw.  Unterschreitung  der  Streitwertschwelle  auf  eine  fehlerhafte  Berechnung  oder 
Bemessung  des  provisorischen  Streitwerts  eines  unbezifferten  Rechtsbegehrens  zu‐
rückzuführen  ist, und  sich dies  erst  im Laufe des Verfahrens herausstellt –  z.B. der 
Streitwert eines Informationsbegehrens erweist sich nach erstatteter Klageantwort als 
                                                                  

















Auswirkungen mehr.543 Kursschwankungen  (bspw.  von  im  Streit  stehenden Aktien) 
lassen  den  Streitwert  ebenso  unbeeinflusst wie  die  nachträgliche Wertveränderung 
eines  eingeklagten  Gegenstands  (bspw.  Wertverlust  eines  eingeklagten  Bilds  von 
Picasso). Der Wert  des  Streitobjekts  bleibt  stets  beim  bei Klageeinleitung  fixierten 
Betrag.544 Dies entspricht dem Grundsatz der Wertkonstanz,545 was nun auch durch 
das Bundesgericht bestätigt worden ist.546 
Entgegen  teilweise  abweichender Ansicht  in der Literatur  gilt diese  vom Bundesge‐
richt bereits für Art. 36 aOG 1943 festgelegte Rechtsprechung für sämtliche Streitwert‐
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ge  orientiere,  weshalb  diese  Regelungen  auf  die  ZPO  zu  übertragen  seien.549  Der 






entscheiden,  sondern  vorgängig  eine  einzelne  Frage  beurteilen  (vgl.  Art. 237  ZPO). 
Zwischenentscheide  über  prozessrechtliche  Vorfragen,  z.B.  über  die  Zuständigkeit, 
weisen keinen eigenen Streitwert auf, sondern ihnen kommt der Streitwert des mate‐
                                                                  














riellen Hauptanspruchs  zu.551  Sie  sind  selbständig nach den  allgemeinen Vorausset‐
zungen mit Berufung bzw. Beschwerde anfechtbar.552 Die Kostenfolgen sind ebenfalls 



















551	 Ausdrücklich	 Art.	51	 Abs.	1	 lit.	c	 BGG.	 Siehe	 auch	 BGE	 133	 III	 645	 E.	2.3;	 ZK	 ZPO‐
REETZ/THEILER,	Art.	308	N	41;	RICKLI,	Rz	387.	
552	 Statt	vieler	ZK	ZPO‐STAEHELIN,	Art.	237	N	16	m.w.H.	
553	 Zum	 Ganzen	 vgl.	 SCHAI,	 Streitwert,	 124,	 insb.	 Fn.	56.	 Die	 Kosten	 sind	 dabei	 zwingend	 vom	
Gericht	zu	reduzieren,	da	nicht	das	ganze	Verfahren	durchgeführt	werden	musste.	
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rekterweise  wären  somit  im  Vorentscheid  die  Gerichtskosten  anhand  des  Ge‐
samtstreitwerts  zu bestimmen und diese  im Verhältnis  (i.c.  50 %)  zu  reduzieren.557 
Dieses relativ komplizierte Verfahren der Kostenberechnung rechtfertigt sich v.a. bei 
höheren  Streitwerten,  da  in  diesen  Fällen  die  Differenz  von  nicht  unbedeutender 
Relevanz  ist.  Bei  kleineren  Streitwerten  wird  die  Differenzierung  regelmässig  von 
untergeordneter Bedeutung sein und kann mit entsprechender Begründung  im Rah‐











stellt.559  Art. 308  Abs. 2  ZPO  stellt  folglich  einen  Spezialfall  der  Streitwertberech‐
nungsvorschriften  dar,  ist  mithin  lex  specialis  zu  den  Art. 91 ff.  ZPO.  Wurde  ein 










Gegensatz  zum  Zuständigkeits‐,  Verfahrens‐  und  Gebührenstreitwert,  die  im  Laufe 




aufrechterhaltenen  Rechtsbegehren»  im  Zeitpunkt  des  erstinstanzlichen  Urteils  für 
massgebend erachtet,561 verweisen andere auf eine Fixierung des Streitwerts vor der 






Eröffnung  an  die  Parteien  sein,  resp.,  um  einen  einheitlichen  Zeitpunkt  für  beide 
                                                                  
560	 Zur	 Kritik	 an	 dieser	 Regelung	 vorne	 Rz	102	ff.	 Keine	 nachträgliche	 Anpassung	 erfährt	 der	
Streitwert	 hingegen	 bei	 einer	 nachträglichen	 Erhöhung	 oder	 Verminderung	 des	 Werts	 des	
Streitobjekts	(z.B.	Aktien):	Offen	gelassen	in	BGE	93	I	390	E.	1	i.f.;	eine	Anpassung	bejaht	aller‐
dings	in	BGE	89	II	192	E.	1c;	verneint	dagegen	in	BGE	87	II	190.	Ein	Beispiel	soll	die	mögliche	
Problematik	 aufzeigen:	 Der	 Kläger	 stellt	 zwei	 Begehren	 aus	 unterschiedlichen	 Forderungen	
auf	 je	 Fr.	6’000.‐‐.	 Heisst	 der	 erstinstanzliche	 Richter	 Begehren	 1	 gut,	 weist	 das	 zweite	
hingegen	 ab,	 steht	 beiden	 Parteien	 die	 Berufung	 offen.	 Das	 gilt	 auch,	 falls	 der	 Kläger	 ein	
Rechtsmittel	 über	 den	 Teilbetrag	 von	 nur	 Fr.	2’000.‐‐	 einlegt.	 Anerkennt	 der	 Beklagte	 eine	






562	 Brunner/Gasser/Schwander‐BLICKENSTORFER,	 Art.	308	 N	24;	 BSK	 CPC‐JEANDIN,	 Art.	308	 N	13.	
Einige	Autoren	präzisieren	den	Zeitpunkt	dahingehend,	wonach	der	massgebende	Zeitpunkt	
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562	 Brunner/Gasser/Schwander‐BLICKENSTORFER,	 Art.	308	 N	24;	 BSK	 CPC‐JEANDIN,	 Art.	308	 N	13.	
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ches  gilt  mit  derselben  Begründung  bezüglich  der  Zulässigkeit  der  Beschwerde  in 
Zivilsachen ans Bundesgericht gemäss Art. 51 Abs. 1 lit. a BGG. 






Entscheid nicht  relevant,  sondern nur derjenige Betrag, welcher der Vorinstanz  zur 
Beurteilung  unterbreitet  worden  ist.  Kläger  und  Beklagter  sind  daher  auch  immer 
gleichermassen  berechtigt,  ein  Rechtsmittel  einzulegen.  Das  Streitobjekt  vor  Vor‐
instanz und Rechtsmittelinstanz  ist zudem meistens  identisch, ausser es wird  in der 
Berufung durch bloss teilweisen Weiterzug eingeschränkt.567 



























ist,  erfolgt  eine  erste  Festlegung  des  Rechtsmittelstreitwerts  durch  die  Vorinstanz. 
Dies  zeigt  sich  einerseits  indirekt  an  der  vorgeschriebenen  Rechtsmittelbelehrung 








Stellt die Vorinstanz  in  ihrem Entscheid Erwägungen zum Streitwert an, müsste  sie 
richtigerweise  zwischen den  verschiedenen  Streitwertarten unterscheiden. Denn  für 
die Berechnung  der  Prozesskosten wäre  eine Änderung  im Umfang  der Klage,  d.h. 
bspw.  ein Klagerückzug,  nicht  zu  berücksichtigen,575 wohingegen  der Rechtsmittel‐
streitwert  eine  Anpassung  erfahren  würde.  Ausserdem  ist  für  die  Berechnung  des 

















Gebührenstreitwert  erfolgen.  Sobald  sich  jedoch Unterschiede  zwischen Gebühren‐ 




infolge  eines  nur  teilweisen  Weiterzugs  ändern  kann.577  Für  die  Zulässigkeit  einer 
Beschwerde  in Zivilsachen  ist nur noch  auf die Rechtsbegehren, die  vor Vorinstanz 











die  Rechtsmittelinstanz  einen  Fehler  in  der  vorinstanzlichen  (Gebühren‐) 




















halb  im Rechtsmittelverfahren  für  den Gebührenstreitwert  auf  die Berufungs‐  bzw. 
Beschwerdeanträge abzustellen ist, auch wenn der Rechtsmittelstreitwert infolge nur 
teilweiser Anfechtung höher  sein kann. Denn  im Gegensatz  zu Art. 308 Abs. 2 ZPO 
bzgl. des Rechtsmittelstreitwerts fehlt für den Gebührenstreitwert eine entsprechende 













583	 Eine	solche	 fehlt	 ebenfalls	 für	den	Verfahrensstreitwert.	Das	Verfahren	bleibt	auch	 im	Beru‐
fungsverfahren	theoretisch	ein	ordentliches,	vereinfachtes	oder	summarisches;	allenfalls	wird	
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Erhebt  eine  Partei  Berufung  ans  obere  kantonale Gericht,  kann  die Gegenpartei  in 











schwerde  ans  Bundesgericht  unzulässig.588  Eine  Anschlussberufung  führt  zu  einer 
Durchbrechung des Verbots der  reformatio  in peius und die Berufungsinstanz beur‐





berufung  den  Gebührenstreitwert  beeinflusst.  Dies  liegt  wohl  insb.  daran,  dass  in 
Literatur und Gesetz kaum  zwischen den  verschiedenen Streitwertarten unterschie‐
den  wird.  M.E.  sind  bei  Erheben  einer  Anschlussberufung  die  Bestimmungen  zur 
Widerklage analog heranzuziehen, da mit der Anschlussberufung Ähnliches bewirkt 
werden soll wie mit einer Widerklage.591 Dies, obwohl letztere im Gegensatz zur An‐
schlussberufung  selbständig  erhoben werden kann  (vgl. Art. 224 Abs. 1 bzw. Art. 313 
Abs. 2 ZPO). In Bezug auf die Gebühren der Berufungsinstanz werden die Streitwerte 
analog  zu Art. 94 Abs. 2 ZPO  zusammengerechnet,  sofern  sie  sich nicht gegenseitig 
ausschliessen.592 Die Anschlussberufung muss nicht auf den Gegenstand der Hauptbe‐
rufung beschränkt sein.593 In Bezug auf den von der Hauptberufung nicht vorgebrach‐
ten Teil werden die beiden  Streitwerte  sich demnach  auch nicht  ausschliessen und 
sind  für  die  Bestimmung  der  (Berufungs‐)Prozesskosten  zusammenzuzählen.  Dies 
erscheint überdies sachgerecht, nachdem die dem oberen Gericht nunmehr unterbrei‐
teten  Rechtsbegehren  einen  höheren  wirtschaftlichen  Wert  aufweisen,  was  für  die 













schwerde  ans  Bundesgericht  unzulässig.588  Eine  Anschlussberufung  führt  zu  einer 
Durchbrechung des Verbots der  reformatio  in peius und die Berufungsinstanz beur‐
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als Ganzes  zu  betrachten,  die  Streitwerte  von Haupt‐  und  Anschlussberufung  sind 





ZPO  sowie  der  Durchleuchtung  des  Streitwerts  in  den  verschiedenen  Phasen  des 
Zivilprozesses  lässt  sich als Schlussfolgerung  festhalten, dass  sich das Verfahren der 
Streitwertbestimmung  in  zwei  Phasen  gliedert.595  Diese  beiden  Phasen  zeigen  sich 
insb.  dann,  wenn  sich  der  Streitwert  nicht  direkt  aus  dem  Rechtsbegehren  ergibt, 
sondern eine komplizierte Berechnung bzw. Bemessung des Werts des Streitobjekts 















wegen	 erneut	 durch	 Beschluss	 entscheidet,	 vgl.	 MEYER,	 §	63	 N	3	ff.;	 HARTMANN,	 §	63	 N	6	ff.;	






erneut  zu  überprüfen  und  eventuell  neu  zu  bestimmen.  Dies  ist  im  Wesentlichen 
dann  erforderlich, wenn  eine Änderung  im Klageumfang597  erfolgt  ist oder  sich die 
Parteiangaben aus anderen Gründen als offensichtlich fehlerhaft erwiesen haben. Eine 
ähnliche,  wenn  auch  stark  vereinfachte  Überprüfung  findet  auch  bei  bezifferten 
Rechtsbegehren statt. 
Die Problematik akzentuiert sich insb. bei unbezifferten Forderungsklagen: Zu Beginn 













Lautet  das  klägerische  Rechtsbegehren  auf  eine  bestimmte  Geldsumme,  ist  dieser 
Betrag direkt als vorläufiger Streitwert anzusehen. Ist es hingegen nicht beziffert, fragt 
sich zunächst, wie der  Instruktionsrichter einen provisorischen Streitwert  festsetzen 
kann. Um  eine  provisorische  Festlegung  zu  ermöglichen,  auferlegt  das Gesetz  dem 
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Kostenvorschuss  festzulegen.  Nach  dessen  Bezahlung  muss  die  Verfahrensart  be‐
stimmt  sowie die  sachliche Zuständigkeit überprüft werden. Überdies  ist auf diesen 
zumindest  provisorisch  festgelegten  Gebührenstreitwert  grundsätzlich  abzustellen, 




Art. 85 Abs. 1  Satz 2 ZPO bei unbezifferten Forderungsklagen  –  angegebenen  Streit‐
wert nur eingeschränkt zu prüfen.602 Eine genaue richterliche Prüfung würde nämlich 
bedeuten, dass der Instruktionsrichter schon bei der Frage der sachlichen Zuständig‐
















lichst  tief  anzugeben,  um  den Kostenvorschuss  gering  zu  halten.  Eine Abweichung 
von der klägerischen Angabe  rechtfertigt  sich deshalb  in  solchen Fällen, wo aus der 
Klagebegründung  ein  Streitobjekt mit  bedeutend höherem Wert  als der deklarierte 
Streitwert  resultiert,  d.h.,  wenn  die  klägerische  Streitwertschätzung  offensichtlich 
falsch  ist oder wenn der Kläger den Streitwert offensichtlich  falsch berechnet hat.604 
In analoger Anwendung von Art. 91 Abs. 2 ZPO kann der Instruktionsrichter somit in 
einer  ersten  Phase  aufgrund  einer  prima  facie‐Prüfung  einen  offensichtlich  zu  tief 
angesetzten Betrag nach richterlichem Ermessen erhöhen und damit einen angemes‐
senen  Kostenvorschuss  verlangen.  Nicht  leichthin  ist  indessen  ein  abweichender 




schätzung  in  diesem  Zeitpunkt  des  Verfahrens  hauptsächlich  nach  sich  zieht:  Der 
(grundsätzlich  jederzeit abänderbare) Kostenvorschuss erfolgt  in der Höhe der mut‐
masslichen  Prozesskosten  (Art. 98  ZPO)  und  die Verfahrensart  sowie  die  sachliche 
Zuständigkeit werden  festgelegt.  Ein Missbrauchspotenzial  besteht  deshalb  nur  be‐
dingt. Ein Kläger wird nur selten einen offensichtlich zu geringen Betrag als Streitwert 
bezeichnen, nur um den Kostenvorschuss  tief  zu halten oder die Zuständigkeit des 
Einzelgerichts zu erwirken,  stünde  ihm hierfür doch das  Institut einer Teilklage of‐
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den kann,  ist  aber  verfehlt.606 Gerade  in  einem Zeitpunkt,  in welchem die Parteien 
ihre  Prozesschancen  nur  beschränkt  einschätzen  können,  werden  sie  am  ehesten 
objektive Angaben zum Streitwert vorbringen. Ausserdem dürfte der Kläger bei Kla‐
geeinleitung  von  einem  zumindest  teilweisen Obsiegen  ausgehen.  Je mehr  sich  ein 







festgelegt. Denn  nur  das Gesamtgericht,  bzw.  in  gewissen  Fällen  das  Einzelgericht, 




zu  diesem  Zeitpunkt  können  die  Parteien  noch  streitwertrelevante  Handlungen  – 
insb. Vergleich, Klageanerkennung und  ‐rückzug – vornehmen. Sobald dem Gericht 












ten  Betrachtung  unterzogen werden.609  Bei  einer  bezifferten  Forderungsklage  kann 




wenn das Gericht das Urteil  fällt,  eine  erneute, genauere Abklärung des Streitwerts 
vorgenommen werden. Aufgrund dieser Untersuchung, bei welcher dem Gericht mehr 
Informationen  zur  Verfügung  stehen  als  zu  Prozessbeginn,  legt  es  den  Streitwert 
definitiv  fest.  Je nach  vorhandenen objektiven Angaben  im Sachverhalt hat das Ge‐
richt nach Art. 91 Abs. 2 ZPO anders vorzugehen bzw. es steht ihm eine andere Über‐
prüfungsbefugnis bzgl. der Parteiangaben zu.611 Eine Einigung der Parteien nach der 








609	 So	 bereits	 zur	 zürcherischen	Zivilprozessordnung,	wonach	 es	 ebenfalls	 zu	 einer	Neuberech‐
nung	des	 Streitwerts	 gekommen	 ist,	wenn	das	Gericht	über	den	Streitfall	 entschieden	hatte,	
SCHUMACHER,	59.	
610	 Vgl.	vorne	Rz	191.	Bei	einer	Berufung	muss	für	den	Rechtsmittelstreitwert	als	Sonderfall	eine	
eigenständige	Berechnung	durch	die	Rechtsmittelinstanz	erfolgen,	 vgl.	 vorne	Rz	199	ff.,	 insb.	
Rz	201.	
611	 Zu	den	verschiedenen	Fallgruppen	von	Art.	91	Abs.	2	ZPO	vorne	Rz	160	ff.	
612	 Ähnlich	 RICKLI,	 Rz	163,	 der	 eine	 Einigung	 der	 Parteien	 nach	 gerichtlicher	 Festsetzung	 zwar	
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Vornahme  der  definitiven  Wertfestsetzung  handelt.614  Dies  gilt  zumindest,  solange 
eine  für  die  sachliche  Zuständigkeit  oder  Verfahrensart  massgebende  Streitwert‐
schwelle  nicht  überschritten  wird.615  Zudem  ist  in  diesem  Verfahrensstadium  der 
Rechtsmittelstreitwert unter Berücksichtigung der zuletzt aufrechterhaltenen Rechts‐
begehren zu berechnen, damit die korrekte Rechtsmittelbelehrung bestimmt werden 
kann.  Divergieren  die  verschiedenen  Streitwertarten  voneinander,  wären  im  Urteil 
separate Ausführungen  zur  jeweiligen  Streitwertberechnung  notwendig,  was  in  der 
Praxis indessen kaum gemacht wird. Vielmehr wird regelmässig nur ausgeführt, wie‐
viel  «der  Streitwert»  beträgt.  Damit  ist  hauptsächlich  der  Gebührenstreitwert  ge‐
meint, da der Rechtsmittelstreitwert  indirekt aus der beigefügten Rechtsmittelbeleh‐
rung hervorgeht. 
Wie  das  Gericht  schliesslich  in  der  zweiten  Phase  zur  Ermittlung  des  definitiven 
Streitwerts  im  Einzelnen  vorzugehen  hat,  hängt  von  der  gewählten  Klageart  bzw. 
Klageform  ab.616  Die  nachfolgenden  Ausführungen  zu  besonderen  Vorschriften  der 
Streitwertbestimmung  beziehen  sich  demnach  hauptsächlich  auf  die  Streitwertbe‐













Im Zivilprozess  steht  einem Kläger nicht nur der  einfachste Fall der Leistungsklage 
zur Verfügung, um sein Recht durchzusetzen. Vielmehr kommen für ihn gegebenen‐




günstigsten?  Der  Kläger  hat  sich  jeweils  zu  vergegenwärtigen,  wie  er  den  Prozess 
gegen die beklagte Partei ausgestalten möchte und welchen Einfluss seine Entschei‐
dungen auf den Gang des Verfahrens haben werden. Entscheidendes Gewicht kommt 






Gestaltungsklagen  (Art. 88  ZPO).617  Der  Normtypus  ist  die  Leistungsklage.618  Eine 
















denen Klagearten bestehen.  Ihnen  ist daher  eine besondere Behandlung unter dem 






























































































sche  Informationsdefizit  zu  beseitigen,  d.h.  hauptsächlich  zur  Vorbereitung  eines 
allfälligen Hauptanspruchs  (sog.  präparatorischer  Informationsanspruch).628  Besteht 
der Hauptzweck  einer  Informationsklage nicht  in der Vorbereitung  eines Hauptan‐
spruchs, kann mit ihm ein relatorisches (zwecks Kontrolle und Überwachung), kom‐

















sen	 erweitert,	 vermindert	 oder	 bestätigt.	 Ähnlich	 LEUMANN	 LIEBSTER,	 17	m.w.H.	 In	 der	 Folge	
wird	der	Einfachheit	halber	stets	nur	von	«Informationsanspruch»	gesprochen.	


















Die  Streitwertangabe  gemäss Art. 221 Abs. 1  lit. c ZPO  ermöglicht dem Gericht  eine 
vorläufige  Festsetzung  eines  einigermassen  plausiblen  Streitwerts.  Sie  stellt  indes 
häufig nur eine sehr grobe Schätzung des Klägers dar, da er im Normalfall über keine 






onsrichter  –  sofern  er  in  einer  ersten  Phase  in  der Klage  keine Anhaltspunkte  zur 
Annahme eines offensichtlich abweichenden Streitwerts findet – den Kostenvorschuss 
festzusetzen, das anwendbare Verfahren  festzulegen und  seine  sachliche Zuständig‐
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formationsbegehrens  gesagt. Es  stellt  sich  sowohl  für das Gericht wie  auch  für den 
Kläger (bzw. für den Beklagten) die Frage, wie der Wert eines Informationsanspruchs 
überhaupt zu bestimmen ist. Bei dieser Frage herrscht in der Lehre weitgehend Unei‐
nigkeit:  Einige Autoren  beziffern  den  Streitwert  in  der  gleichen Höhe wie  der  ihm 
zugrunde  liegende  Hauptanspruch,  andere  messen  ihm  bloss  einen  Bruchteil  des 
Streitwerts des zugrunde  liegenden Hauptanspruchs zu.639 Einigkeit besteht  insofern 
bloss  darin,  dass  für  die  Bemessung  des  Streitwerts  des  Informationsanspruchs  auf 
den zugrunde  liegenden Hauptanspruch abzustellen  ist. Dies setzt allerdings voraus, 




regelmässig  keine  Anhaltspunkte  über  einen  möglichen  wirtschaftlichen  Wert  des 
Informationsanspruchs. Ein solcher kann sich auch im Verlaufe des Verfahrens nicht 
ergeben. In diesen Fällen bleibt als einzige Möglichkeit, hauptsächlich auf die subjek‐
tive  Bezifferung  durch  die  Parteien  abzustellen, welche  sich  an  folgenden Anhalts‐


















Häufig wird  sich das Gericht auf diese Angabe verlassen müssen,  sofern  sie einiger‐
massen plausibel erfolgt. Der angenommene Betrag soll in einer objektiven Gesamtbe‐









Hat  der  Informationsanspruch  das  Ziel,  einen  potenziellen  Anspruch  gegen  einen 
Schuldner  belegen  zu  können,  spricht man  von  einem  präparatorischen  Informati‐








642		 So	 etwa	 in	 der	 Verfügung	 des	 Einzelrichters	 des	 HGer	 ZH	 vom	28.	Januar	 2015,	 HE140384,	












Häufig wird  sich das Gericht auf diese Angabe verlassen müssen,  sofern  sie einiger‐
massen plausibel erfolgt. Der angenommene Betrag soll in einer objektiven Gesamtbe‐
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642		 So	 etwa	 in	 der	 Verfügung	 des	 Einzelrichters	 des	 HGer	 ZH	 vom	28.	Januar	 2015,	 HE140384,	























anspruchs  zum  Streitwert  des Hauptanspruchs  steht.647 Grundsätzlich werden  zwei 
Ansichten  vertreten: Der  Streitwert  des  Informationsanspruchs  sei  gleich  hoch wie 
derjenige  des  ihm  zugrunde  liegenden  Hauptanspruchs  zu  beziffern.  Dies  mit  der 
Begründung, das Informationsbegehren stelle einen eigenständigen Anspruch dar und 
                                                                  
645	 Z.B.	 der	 Schadenersatzanspruch	 gegen	den	 zur	Rechenschaftsablegung	 verpflichteten	Beauf‐
tragten;	der	Anspruch	des	Ehegatten	gegen	den	zur	Edition	verpflichteten	Ehegatten;	der	Pro‐







647	 Diese	 Frage	 stellt	 sich	 nur	 für	 den	 präparatorischen	 Informationsanspruch.	 Liegt	 dem	 Aus‐





entspreche  folglich  dem  vollen Wert  des  nachfolgenden  Hauptanspruchs.648 Mehr‐





ger  seine  Informationsklage allerdings  im Laufe des Prozesses  (infolge Erfüllung) zu 









den  Weiterzugsmöglichkeit  gelöst  werden  kann,  indem  der  Bruchteil  nicht  zu  tief 
festgesetzt wird. Abzulehnen  ist hingegen die  ebenfalls  vertretene Ansicht, wonach 
sich  der  Rechtsmittelstreitwert  für  den  zur  Auskunft  Verurteilten  nach  dem  Ab‐
wehrinteresse gegen die begehrte Auskunft beurteile, d.h. nach dem konkreten Auf‐
wand  an  Zeit  und Arbeit,  die  die  Erteilung  der Auskunft  oder  ihre Abwehr  verur‐
sacht.651 
                                                                  












entspreche  folglich  dem  vollen Wert  des  nachfolgenden  Hauptanspruchs.648 Mehr‐





ger  seine  Informationsklage allerdings  im Laufe des Prozesses  (infolge Erfüllung) zu 
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auch das Bundesgericht  ähnlich  vorgehen würde.  So hat  es  im Zusammenhang mit 
einem  Gesuch  auf  Einsetzung  eines  aktienrechtlichen  Sonderprüfers  festgehalten, 




als  Hinweis  zu  deuten,  dass  das  Bundesgericht  geneigt  ist,  einem  Informationsan‐
spruch  einen  geringeren Wert  beizumessen  als  dem  zugrunde  liegenden Hauptan‐
spruch.653 Denn auch der Anspruch auf Einsetzung eines Sonderprüfers hat den Cha‐
rakter eines präparatorischen  Informationsanspruchs. Die Annahme eines Bruchteils 
erscheint  schliesslich  unter  einem  anderen Aspekt  als  sachgerecht: Würde  gestützt 












653	 Gl.M.	 BRÜCKNER/WEIBEL,	 Rz	37.	 Anders	 interpretiert	 das	 Obergericht	 Zürich	 den	 Entscheid	
dahingehend,	das	Bundesgericht	wolle	damit	gerade	zeigen,	dass	der	zugrunde	liegende	Scha‐














deutschen  Praxis  je  nach  klägerischem  Interesse  Bruchteile  zwischen  10–40 %  vom 
Wert des Hauptanspruchs genannt werden,655 will LEUMANN LIEBSTER dem Umstand 




des Werts  des Anspruchs  vornehmen müssen. Es wird dem Gericht nichts  anderes 
übrig bleiben, als das Informationsinteresse des Klägers anhand möglicher objektiver 
Anhaltspunkte  in  der Klagebegründung  zu  schätzen.657 Dabei  hat  es  sich  insb.  am 
zugrunde  liegenden  Hauptanspruch  zu  orientieren,  sofern  dazu  Angaben,  die  eine 
Schätzung ermöglichen, vorhanden sind. Ein Festhalten an einer 20 %‐Quote, wie es 
LEUMANN LIEBSTER vorschlägt, ist m.E. zu starr und überzeugt aufgrund der Verschie‐
denartigkeit  von  Informationsansprüchen  nicht.  Vielmehr  hat  das  Gericht  im  Ein‐
klang mit der hauptsächlich  in der deutschen Lehre vertretenen Ansicht eine Quote 
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658	 SCHNEIDER/HERGET,	 Rz	660:	 (I.)	 Hohe	 Bewertung,	 wenn	 der	 Kläger	 seinen	 Anspruch	 ohne	
Auskunft	 voraussichtlich	 nicht	 durchsetzen	 kann.	 (II.)	 Mittlerer	Wertansatz,	 wenn	 die	 Aus‐
kunft	dem	Kläger	die	Begründung	des	Zahlungsanspruchs	erleichtert.	(III.)	Geringer	Wertan‐
satz,	 wenn	 die	 tatsächlichen	 Voraussetzungen	 für	 die	 Bezifferung	 des	 Zahlungsanspruchs	
weitgehend	geklärt	sind.	(IV.)	Geringste	Bewertung,	wenn	dem	Kläger	die	massgeblichen	Un‐








gers  und  dem  Abwehrinteresse  des  unterlegenen  Beklagten  unterschieden,  womit 
zwei  unterschiedliche  Rechtsmittelstreitwerte  resultieren.  Das  Abwehrinteresse  be‐
messe  sich dabei nach dem voraussichtlichen Aufwand an Zeit und Kosten  für eine 








das  Streitobjekt  in  einem  Bruchteil  des  geschätzten  Hauptanspruchs  des  Klägers, 
unabhängig von einem allfällig abweichenden Interesse des Beklagten auf Nichtertei‐
len  der  strittigen  Information.  Folglich  besteht  immer  nur  ein  einziger  für  das 
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Die  zu  erbringende  oder  bereits  erbrachte  Gegenleistung  ist  nicht  abzuziehen,  da 
diese nicht zum Streitobjekt gehört.665 
3. Arbeitsrechtliche	Klagen	im	Besonderen	





Bei der  in der Praxis häufig  anzutreffenden Klage  auf Ausstellung  eines  (anderslau‐





nicht,	 sondern	 beruft	 sich	 lediglich	 auf	 ein	 Zurückbehaltungsrecht	wegen	 geringer	 Verwah‐
rungskosten.	In	diesem	Fall	könne	der	Streitwert	nicht	im	ganzen	Betrag	der	Maschine	liegen,	









stellen	 bzw.	 Ändern	 eines	 Arbeitszeugnisses	 eine	 vermögensrechtliche	 Streitigkeit	 darstellt,	
wird	mittlerweile	 in	konstanter	Rechtsprechung	–	zumindest	soweit	es	sich	nicht	um	öffent‐
lich‐rechtliche	Dienstverhältnisse	handelt	–	bestätigt,	vgl.	etwa	BGE	116	II	379	E.	2	m.w.H.	

















Dauer  des  Arbeitsverhältnisses,  Lohnniveau  sowie  die  Situation  auf  dem  Arbeits‐
markt.670 Die aufgezählten Kriterien mögen zwar durchaus  ihre Berechtigung haben, 
um  den  Wert  eines  Arbeitszeugnisses  ausdrücken  zu  können.  Allerdings  sind  sie 
kaum  praktikabel und  verunmöglichen den Parteien, den  Streitwert mit den damit 
einhergehenden  Folgen  vorherzusehen.  M.E.  braucht  es  deshalb  eine  praktikablere 
Handhabe zur Bemessung des Streitwerts, weshalb ein Regelstreitwert zu definieren 
ist.  Davon  ausgehend  können  die  vom  Bundesgericht  aufgestellten  Kriterien  ohne 
weiteres zur konkreten Festlegung der Höhe im Einzelfall herangezogen werden. 
Im Streit um ein Arbeitszeugnis geht es unbestrittenermassen  im Kern um das wirt‐




vom  Arbeitszeugnis  zumindest  mitbeeinflusst  werden  kann.  Das  Heranziehen  des 
Monatslohns  als  massgebendes  Kriterium  ist  demnach  durchaus  sachgerecht  und 
                                                                  
668	 Vgl.	etwa	die	Urteilsanmerkungen	in	CAN	2012	Nr.	48	S.	141.	
669	 BGE	 116	 II	 379	 E.	2b;	 BGer	 4A_385/2011	 E.	1.2;	 8C_151/2010	 E.	2.4;	 1C_195/2007	 E.	3;	
4C.60/2005	E.	1;	4C.337/2004	E.	6.	
670	 BGer	4A_45/2013	E.	4.3;	8C_151/2010	E.	2.5.	Für	weitere	Hinweise	auf	die	wenig	konstante	
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haltspunkt  dienen  zu  können. Wenn  es  um  die  genaue Anzahl  von Monatslöhnen 
geht, welche zur Festlegung des Streitwerts herangezogen werden  soll,  ist zwar mit 
dem  Bundesgericht  festzuhalten,  dass  eine  gewisse  Flexibilität  gewahrt  werden 
muss.672  Dies  hindert  jedoch  nicht,  eine  bestimmte  Anzahl  von  Monatslöhnen  als 
Standardfall anzunehmen. Anhand eines solchen Regelstreitwerts können die Parteien 
den  Streitwert  ungefähr  abschätzen,  womit  dem  Grundsatz  der  Vorhersehbarkeit 
besser nachgekommen wird. Wohl mit der Mehrheit der kantonalen Gerichte recht‐
fertigt  es  sich  hierbei,  grundsätzlich  von  einem  Monatslohn  auszugehen.673  Damit 
liegt einerseits kein dem wirtschaftlichen Wert nicht gerecht werdender, bloss symbo‐
lischer  Betrag  von  einigen  wenigen  Franken  vor,  auf  der  anderen  Seite  würde  die 
Annahme von mehreren Monatslöhnen dem Arbeitszeugnis im Verhältnis zur mögli‐
chen Entschädigungszahlung von bis zu sechs Monatslöhnen bei einer ungerechtfer‐
tigten  (fristlosen)  Kündigung674  ein  zu  grosses  Gewicht  beimessen.  Die  Faustregel 
eines Bruttomonatslohns als Streitwert gilt dabei bei einer Klage auf Erteilung eines 
sog.  Vollzeugnisses  i.S.v.  Art. 330a  OR.  Von  diesem  Betrag  ausgehend  kann  in  der 
Folge  aufgrund  der  vom  Bundesgericht  genannten  Kriterien  (Beruf,  Qualifikation, 
Funktion,  Dauer  des  Arbeitsverhältnisses,  Lohnniveau,  Situation  auf  dem  Arbeits‐
markt) sowie der vom Kläger beantragten Änderungswünsche (z.B. bloss geringfügige 
Änderung einer unbedeutenderen Passage, Ausstellung einer blossen Arbeitsbestäti‐
gung)  eine  flexible Anpassung  erfolgen, die  eine Erhöhung oder Reduktion des Be‐
trags nach sich zieht. Aufgrund des Angreiferinteresseprinzips  ist dabei den klägeri‐






















Unterhaltszahlungen,  Nutzniessungen  etc.,  aber  auch  Löhne,  Mieten  usw.),  so  gilt 













N	2;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	92	 N	5;	 KUKO	 ZPO‐VAN	 DE	 GRAAF,	 Art.	92	 N	3;	 WALDER‐
RICHLI/GROB‐ANDERMACHER,	§	7	N	72.	














Unterhaltszahlungen,  Nutzniessungen  etc.,  aber  auch  Löhne,  Mieten  usw.),  so  gilt 













N	2;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	92	 N	5;	 KUKO	 ZPO‐VAN	 DE	 GRAAF,	 Art.	92	 N	3;	 WALDER‐
RICHLI/GROB‐ANDERMACHER,	§	7	N	72.	





Ist  die  Dauer  einer  wiederkehrenden  Nutzung  oder  Leistung  bestimmt  und  be‐
schränkt,  sieht  das  Gesetz  deren  Kapitalisierung679  vor.  Der  Kapitalwert  entspricht 
dabei der Summe, die bezahlt werden müsste, um eine entsprechende jährliche Rente 
während der bestimmten Dauer  zu  erwerben.680 Es  ist  folglich unzulässig,  lediglich 
eine  Addition  der  einzelnen,  in  ihrer  Dauer  bekannten  Teilleistungen  vorzuneh‐





unregelmässig,  ist zunächst der  jährliche Durchschnitt zu ermitteln.  Ist eine Durch‐
schnittsberechnung nicht möglich, hat die Streitwertberechnung nach freiem richter‐
lichem Ermessen anhand der Hinweise  in den Parteiangaben zu erfolgen oder es  ist 










681	 So	 bereits	 BGE	 39	 II	 404	 E.	2.	 Ebenso	 GOEPFERT,	 Streitwertberechnung,	 78;	 Bühler/Edel‐





sierung	 und	 dem	 anzuwendenden,	 teilweise	 als	 zu	 hoch	 empfundenen	Kapitalisierungszins‐
satz	vgl.	STAUFFER/SCHAETZLE,	Rz	2.857	ff.,	insb.	Rz	2.862	mit	Verweis	auf	Rz	5.121	ff.	







der einjährigen Leistung dient  jedoch nur als Notbehelf  für diejenigen Fälle,  in wel‐
chen  die  Dauer  auch  nicht  annähernd  festgestellt  werden  kann;  insb.  dient  dieser 
Betrag als Maximalbetrag bei einer Leistung auf unbeschränkte Zeitdauer.685 Anwen‐
dungsfälle von Art. 92 Abs. 2 ZPO sind Begehren um Festsetzung oder Herabsetzung 
von  Ehegattenunterhaltsbeiträgen,  Anfechtung  von  Mietzinserhöhungen  eines  auf 
unbestimmte Dauer geschlossenen Mietverhältnisses oder die Ermittlung des Streit‐
werts einer erbrechtlichen Nutzniessung.686 
Bei  Leibrenten  gilt  als  Streitwert  der  jeweilige  Barwert,  unabhängig  davon,  ob  die 
Leistungspflicht lebenslänglich oder nur während einer bestimmten Dauer besteht.687 


























der einjährigen Leistung dient  jedoch nur als Notbehelf  für diejenigen Fälle,  in wel‐
chen  die  Dauer  auch  nicht  annähernd  festgestellt  werden  kann;  insb.  dient  dieser 
Betrag als Maximalbetrag bei einer Leistung auf unbeschränkte Zeitdauer.685 Anwen‐
dungsfälle von Art. 92 Abs. 2 ZPO sind Begehren um Festsetzung oder Herabsetzung 
von  Ehegattenunterhaltsbeiträgen,  Anfechtung  von  Mietzinserhöhungen  eines  auf 
unbestimmte Dauer geschlossenen Mietverhältnisses oder die Ermittlung des Streit‐
werts einer erbrechtlichen Nutzniessung.686 
Bei  Leibrenten  gilt  als  Streitwert  der  jeweilige  Barwert,  unabhängig  davon,  ob  die 
Leistungspflicht lebenslänglich oder nur während einer bestimmten Dauer besteht.687 

























teten  Mietverhältnisses  bestritten  bzw.  angefochten,  berechnet  sich  der  Streitwert 









Kündigungszeitpunkt  bis  zum  frühestmöglichen  ordentlichen  Kündigungstermin 
massgebend.695  Wird  eine  Mietzinsanpassung  verlangt,  besteht  der  Streitwert  bei 
befristeten Mietverträgen  in der  strittigen Differenz  für die verbleibende Mietdauer, 
bei  unbefristeten  Mietverträgen  im  Zwanzigfachen  der  strittigen  jährlichen  Erhö‐
                                                                  
693	 BGE	137	III	389	E.	1.1;	136	III	196	E.	1.1;	119	II	147	E.	1;	111	II	384	E.	1;	BGer	4A_423/2013	





der	 Streitwert	dem	mutmasslichen	Schaden	des	Vermieters,	 der	 ihm	durch	den	verzögerten	
Auszug	des	Mieters	entsteht	bzw.	den	Mietzinsen,	die	ab	Mietvertragsende	bis	zum	mutmassli‐














bestehende  bundesgerichtliche  Praxis  in  mietrechtlichen  Verfahren  lediglich  eine 
Addition der Mietzinse und keine Kapitalisierung während der  strittigen Mietdauer 
vor.699 Damit werde dem Bedürfnis nach einer klaren und praktikablen Lösung ent‐
sprochen, was  der Rechtssicherheit  diene.700 M.E. widerspricht  diese  Praxis  der  ex‐
pressis  verbis  in  Art. 92  ZPO  vorgeschriebenen  gesetzlichen  Kapitalisierungsvor‐
schrift.701 Es  ist denn auch nicht einzusehen, weshalb  lediglich  im Mietrecht – beim 
klassischen Fall einer wiederkehrenden Leistung – von einer Kapitalisierung abgese‐
hen werden soll, um eine Vereinfachung der Streitwertberechnung zu erreichen. Eine 





ten	 Streitwerten	 führe,	 erwog	 das	 Obergericht	 Aargau	 in	 konstanter	 Praxis	 zur	 kantonalen	
ZPO,	 es	 rechtfertige	 sich,	 zur	Berechnung	des	 Streitwerts	nur	 auf	den	vierfachen	Betrag	des	
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regelmässig  zu  sehr hohen  Streitwerten  führen und würde  entsprechend hohe Pro‐
zesskosten nach sich ziehen. Solch hohe Prozesskosten decken sich häufig nicht mit 
den  tatsächlichen Wertvorstellungen der Parteien und entsprechen auch nicht dem 
Sozialgedanken des Mietrechts. Trotzdem  rechtfertigt es  sich de  lege  lata gerade  im 



















704	 Botschaft	 ZPO,	7290	mit	Verweis	 auf	mp	2002,	 S.	230	ff.,	 in	welcher	 auf	 einen	Tessiner	Ent‐
scheid	hingewiesen	wird,	wonach	sich	bloss	eine	Kapitalisierung	für	drei	Jahre	rechtfertige.	
705	 Im	bereits	zitierten	Tessiner	Entscheid	(mp	2002,	S.	230	ff.)	wird	denn	auch	auf	die	Gebühren‐
ordnungen	 anderer	Kantone	 hingewiesen,	welche	 ausdrücklich	 eine	 zusätzliche	Reduktions‐
möglichkeit	der	Prozesskosten	für	den	Fall	wiederkehrender	Leistungen	vorsehen.	Solche	Re‐



















und  das  Gericht  hat  sich  hauptsächlich  an  den  Parteiangaben  zu  orientieren.  Das 
Hauptgewicht soll auf die Streitwertangabe des Klägers gelegt werden.711 
                                                                  
706	 Vgl.	 zur	Problematik	der	zu	hohen	Kostenfolge	vorne	Rz	141	 f.;	BK	ZPO‐STERCHI,	Vorbem.	zu	
Art.	91–94	N	2.	Hier	zeigt	sich	insb.	die	Auswirkung,	dass	in	der	Schweiz	keine	selbständigen	
Streitwertberechnungsvorschriften	 für	 den	 Gebührenstreitwert	 existieren.	 In	 Deutschland	
stellt	§	41	GKG	für	den	Gebührenstreitwert	ausdrücklich	eine	abweichende	Berechnungsvor‐
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Hauptgewicht soll auf die Streitwertangabe des Klägers gelegt werden.711 
                                                                  
706	 Vgl.	 zur	Problematik	der	zu	hohen	Kostenfolge	vorne	Rz	141	 f.;	BK	ZPO‐STERCHI,	Vorbem.	zu	
Art.	91–94	N	2.	Hier	zeigt	sich	insb.	die	Auswirkung,	dass	in	der	Schweiz	keine	selbständigen	
Streitwertberechnungsvorschriften	 für	 den	 Gebührenstreitwert	 existieren.	 In	 Deutschland	
stellt	§	41	GKG	für	den	Gebührenstreitwert	ausdrücklich	eine	abweichende	Berechnungsvor‐













Eine Unterlassung durch  einen quantifizierten Wert  exakt  auszudrücken,  ist natur‐
gemäss nicht möglich. Um den Wert überhaupt annähernd schätzen zu können,  ist 





lich beimisst. Weniger präzise,  jedoch  in der Praxis häufiger,  sind Kriterien wie die 
wirtschaftliche  Bedeutung, Umsätze  und Gewinne,  Intensität  der Verletzungshand‐
lung, Zeitdauer, Mächtigkeit der Parteien etc.713 Letztlich gilt es, anhand der zur Ver‐




dass dieses  in Bezug  auf den  Streitwert  von  grösserer Bedeutung  sein muss  als  ein 
allfälliger  Schadenersatzanpruch,  der  aus  einer  bestimmten,  einzelnen Verletzungs‐
handlung  resultiert.  Regelmässig  wird  daher  der  Streitwert  des  Unterlassungsan‐
spruchs ein Vielfaches des Schadenersatzbegehrens darstellen, wobei dem Gericht ein 
grosses  Ermessen  verbleibt.715  Unterlassungsbegehren  weisen  häufig  einen  hohen 
Streitwert auf, was sich aufgrund der Wichtigkeit und dauernden Wirkung rechtfer‐







715	 Z.B	 ein	 Schadenersatzbegehren	wegen	 unlauterer	Werbung	wird	mit	 einem	 auf	 die	 Zukunft	
gerichteten	Unterlassungsbegehren	kombiniert.	Der	Streitwert	des	 letzteren	muss	sich	 in	ei‐




















men.720 An  diese  hat  sich  das Gericht weitgehend  zu  halten,  sofern  die  Bewertung 
nicht offensichtlich falsch erscheint. Anders zu handhaben ist ein Feststellungsbegeh‐




717		 RICKLI,	 Rz	248;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Art.	91	 N	5;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	16;	 GULDENER,	
ZPR,	110.	Vgl.	bereits	das	Beispiel	vorne	Rz	144.		
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Bei  einer  Feststellungsklage  auf  dieselbe  Streitwerthöhe  abzustellen  wie  bei  einer 
entsprechenden Leistungsklage liegt indes nicht ohne weiteres auf der Hand. So wäre 










Bei  Gestaltungsklagen  handelt  es  sich  ausschliesslich  um  nicht  auf  Geld  lautende 
Rechtsbegehren i.S.v. Art. 91 Abs. 2 ZPO, welche auf die Begründung, Änderung oder 




ken,	wonach	 die	 Nichtverletzung	 des	Markenrechts	 festgestellt	werden	 soll	 und	 gleichzeitig	
die	 Löschung	 der	 klägerischen	 Marke	 beantragt	 wird.	 Dem	 Feststellungsbegehren	 kommt	
hierbei	keine	eigenständige	Bedeutung	zu.	
723	 So	 etwa	 zum	 deutschen	 Recht	 HILLACH/ROHS,	 28	 f.;	 SCHNEIDER/HERGET,	 Rz	2020	ff.,	 sowie	
Stein/Jonas‐ROTH,	§	2	N	27,	welche	einen	Abschlag	von	etwa	20	%	von	dem	für	eine	entspre‐
chende	 Leistungsklage	 in	 Betracht	 kommenden	 Streitwert	 vornehmen	 wollen,	 da	 mit	 dem	












sei die Anfechtung  einer  letztwilligen Verfügung  genannt: Massgebend  ist  lediglich 
derjenige Wert, welcher dem Kläger im Falle der Ungültigkeit einer Verfügung (wirt‐
schaftlich) zukäme, und nicht der Betrag in der genannten Verfügung.726 Damit wird 






nen  bzw.  Anknüpfungspunkte  ist  bei  gesellschaftsrechtlichen  Gestaltungsklagen  je 
nach  vorhandenen  Informationen  und  Rechtsbegehren  anders  vorzugehen:  Haupt‐
sächlich  ist  auf  belegbare  Zahlen  abzustellen,  die  den  wirtschaftlichen  Wert  einer 
Klage  für  die  Gesellschaft  auszudrücken  vermögen.727  Wenn  solche  fehlen,  ist  der 
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Einzelinteresse  des Klägers  im Vordergrund  steht.728  Je  nachdem  ist  der Ausgangs‐
punkt  für  die  Streitwertbemessung  ein  anderer.  Entgegen  dem  Angreiferinteresse‐
prinzip betrifft eine Klage  im Aktienrecht  jeweils das Gesamtinteresse der beklagten 
Gesellschaft, obwohl das Streitobjekt regelmässig vom Kläger bestimmt wird.729 Dem 
Vorschlag  von KUNZ, wonach  eine Orientierung  an  den  klägerischen  Interessen  zu 
erfolgen habe,  ist deshalb nicht bedingungslos zu  folgen.730 Denn ein Anpassen der 







729	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	26;	 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	91	 N	53;	
RIEMER,	 Rz	237;	 GULDENER,	 ZPR,	 111;	 FRANK/STRÄULI/MESSMER,	 §	22	 N	4;	 SCHULLER,	 88,	 93;	































die Aufhebung  des  angefochtenen  Beschlusses  in  toto,  gegenüber  der Aktiengesell‐
schaft und sämtlichen Aktionären.734 Entscheidend ist somit stets, worin der Gesamt‐
wert  eines  Beschlusses  (Dividendenausschüttung,  Kapitalerhöhung  etc.)  besteht.735 
Insb. sind die wirtschaftlichen und gesellschaftsrechtlichen Auswirkungen, welche die 




tuell  der  Nominalwert)  sämtlicher  Aktien  einen  tauglichen  Ausgangspunkt  für  die 
Streitwertfestlegung darstellt.737 Wird der Beschluss einer Generalversammlung ange‐
fochten,  stellt  der  wirtschaftliche  Wert  des  zugrunde  liegenden  Beschlusses  den 
Streitwert dar. Wird z.B. die Genehmigung einer Jahresrechnung angefochten, können 
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schen  Ausrichtung  im  Minimum  zur  Folge  haben  könnte.  Zu  berücksichtigen  war 
hierbei hauptsächlich, dass die mögliche Kursdifferenz unter Beachtung des Minimal‐ 
und  Maximalkurses  festgesetzt  wurde  (Kursschwankung  zwischen  Fr. 40.‐‐  und 
Fr. 140.‐‐, weshalb von einer Kursdifferenz von Fr. 100.‐‐ ausgegangen wurde). Eben‐
falls bemerkenswert ist, dass das Obergericht wie bei der Anfechtung von Generalver‐
sammlungsbeschlüssen  richtigerweise  die  Gesamtheit  der  betroffenen  wirtschaftli‐
chen  Interessen  heranzog,  nicht  bloss  das  Interesse  des  klagenden  Aktionärs.  Das 
Obergericht sah folglich die wirtschaftlichen Interessen der Gesellschaft in der poten‐
ziellen Kursdifferenz  sämtlicher Aktien. Betreffend die Gebühren hielt das Oberge‐
richt weiter  fest, dass  sich  auch bei  vollem Ausschöpfen der Reduktionsgründe der 
Gebührenverordnung  noch  immer  Gerichtskosten  von  rund  Fr. 800’000.‐‐  ergäben; 
diese Gebühr  halte  vor  dem  verfassungsrechtlichen Äquivalenzprinzip  jedoch  nicht 
stand. Es reduzierte folglich die Gerichtskosten auf ein adäquates Mass und setzte sie 
auf Fr. 30’000.‐‐  fest.739 Damit unterschied das Obergericht klar und völlig zu Recht 
























aus  Praktikabilitätsgründen  Bedeutung  zuzumessen.742  Falls  die  Gegenpartei  keine 
entscheidenden Einwände gegen die klägerische Bezifferung vorbringt, wird das Ge‐
richt deshalb mangels anderer Anhaltspunkte in der Regel keine offensichtliche Feh‐
lerhaftigkeit  i.S.v. Art. 91 Abs. 2  ZPO  annehmen.  Eine  solche  kann  auch  im Gesell‐
schaftsrecht grundsätzlich nur bei Rechtsmissbräuchlichkeit vorliegen.743 Die Anfech‐
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anzusiedeln  sein.  Streitwerte  unter  Fr. 20’000.‐‐  dürften  bei  der  Anfechtung  eines 
Beschlusses einer Aktiengesellschaft kaum denkbar  sein.  Insb. bei der Anfechtungs‐ 
und  Nichtigkeitsklage  gegen  GV‐Beschlüsse  wird  der  Streitwert  jeweils  mindestens 
beim minimalen Stammkapital der Gesellschaft (als Richtgrösse) anzusiedeln sein.744 
Bei  Befolgung  dieser  Praxis  resultieren  gerade  im  Gesellschaftsrecht  konsequenter‐
weise häufig sehr hohe Streitwerte. Dennoch rechtfertigt es sich  in keinem Fall, eine 
abweichende  Streitwertberechnung  vorzunehmen,  nur  weil  eine  darauf  basierende 
Kostenfolge als  inadäquat  erscheint. Vielmehr kann und  soll die  anhand des Streit‐
werts berechnete Grundentschädigung für die Gerichts‐ und Parteikosten nach freiem 
Ermessen  durch  das  Gericht  reduziert  werden,  anstatt  sachfremde  Kriterien  zur 
Streitwertberechnung  heranzuziehen.745  Bei  gesellschaftsrechtlichen  Klagen  spielt 
dabei  insb.  der  hohe  Streitwert  im  Verhältnis  zum  Aufwand  bzw.  Nutzen  für  den 
Kläger  eine  Rolle;  dies  stellt  ein  entscheidendes  Kriterium  dar,  welches  ein  (unter 
Umständen massives) Kürzen der Kosten rechtfertigt. Überdies soll bei aktienrechtli‐
chen Klagen  stets auch Art. 107 Abs. 1  lit. b ZPO Rechnung getragen werden:  In Ab‐
weichung  von  den  Verteilungsgrundsätzen  können  die  Kosten  den  Parteien  nach 
Ermessen  auferlegt  werden,  wenn  eine  Partei  in  guten  Treuen  zur  Prozessführung 
veranlasst war. Diese Regelung ersetzt die aufgehobenen Art. 706a Abs. 3 und Art. 756 
Abs. 2 OR, welche eine abweichende Kostenverteilung trotz (teilweisen) Unterliegens 












Einen  Spezialfall  stellt  der  Anspruch  auf  Einsetzung  eines  Sonderprüfers  i.S.v. 
Art. 697a  Abs. 2  OR  (bzw.  ebenfalls  Klagen  auf  Anordnung  der  Auskunftserteilung 
i.S.v. Art. 697 Abs. 4 OR) dar. Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung zielt der 
Antrag  auf  dessen  Einsetzung  lediglich  auf  die  Beschaffung  von  Informationen  ab, 
bevor die Aktionäre sich zu einer Leistungsklage mit den entsprechenden Kostenrisi‐
ken entschliessen.748 Das Kostenrisiko muss daher  im Vergleich zu  jenem einer Leis‐
tungsklage  bescheiden  bleiben.  Damit  kommt  zum  Ausdruck,  dass  die  Einsetzung 
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wert von mindestens Fr. 30’000.—aufweisen  sollten.756 Das OGer hält  fest, dass  sich 
das  Aktienkapital  zur  Streitwertbemessung  insofern  als  sinnvoll  bzw.  praktikabel 
erweise, als es unmittelbar aus dem Handelsregisterauszug ersichtlich sei und andere 
Angaben,  insb.  dann  wenn  sich  seitens  der  Gesellschaft  niemand  verlauten  lasse, 
oftmals  nicht  vorhanden  seien.757  Da  das  gesetzliche  Minimum  des  Aktienkapitals 
Fr. 100’000.‐‐ betrage und mit einer GmbH regelmässig ein Umsatz von mehr als den 
Fr. 20’000.‐‐  des  minimalen  Stammkapitals  bezweckt  werde,  dürften  Streitigkeiten 
                                                                  








756	 Entscheid	 des	OGer	 ZH	 vom	14.	 Februar	 2011,	 LF110011‐O,	 publ.	 in	 ZR	 110	 (2011)	Nr.	30,	
insb.	auch	zur	Praxisänderung,	wonach	unter	der	eidgenössischen	ZPO	Organisationsmängel	











werden  kann. Dies  erscheint mangels Alternativen  ohne weiteres  als  gerechtfertigt, 
stellt das Gesellschaftskapital doch zumindest kein sachfremdes Kriterium zur Annä‐
herung  an  das  wirtschaftliche  Interesse  einer  (oftmals  illiquiden)  Gesellschaft  bei 
einer Auflösung dar.759 Andererseits gelingt es anhand des Gesellschaftskapitals ledig‐
lich eine vage Annäherung an den Wert des Unternehmens auszudrücken.760 
Es  ist  jedoch  fraglich, ob es sachgerecht  ist, auch bei einer GmbH  jeweils von einem 
Streitwert von über Fr. 30’000.‐‐ auszugehen, selbst wenn die Gesellschaft ein geringe‐
res Stammkapital aufweist. Denn die Begründung, es werde  regelmässig ein Umsatz 










759	 Vgl.	 ebenfalls	 BGer	4A_630/2011	E.	1	 (nicht	 publ.	 Erw.	von	BGE	138	 III	 166);	 4A_315/2010	
E.	2;	4A_278/2010	E.	6;	4A_106/2010	E.	6	(nicht	publ.	Erw.	von	BGE	136	III	369).	Ebenso	BSK	
OR‐WATTER/PAMER‐WIESER,	 Art.	731b	 N	27;	 ausführlich	 SCHÖNBÄCHLER,	 412	ff.	 m.w.H.	 Anders	
aber	 etwa	BGer	4A_465/2008	E.	1.5,	wonach	der	Höhe	des	Aktienkapitals	 einer	 liquidierten	
Gesellschaft	 keine	massgebliche	Bedeutung	 zukomme.	Fehlen	hingegen	andere	Hinweise,	 ist	
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759	 Vgl.	 ebenfalls	 BGer	4A_630/2011	E.	1	 (nicht	 publ.	 Erw.	von	BGE	138	 III	 166);	 4A_315/2010	
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Als massgebender  Streitwert  ist  aus Praktikabilitätsgründen deshalb  auf das Gesell‐
schaftskapital  abzustellen,  zumindest  sofern  keine  konkreten  Angaben  vorhanden 
sind. Das «Aufrunden» des Gesellschaftskapitals jeder GmbH von Fr. 20’000.‐‐ auf die 
für die Beschwerdemöglichkeit  ans Bundesgericht entscheidende Schwelle  von über 
Fr. 30’000.‐‐  ist m.E.  jedoch  nicht  angezeigt. Dies  insb.  vor  dem Hintergrund,  dass 
gemäss  einem  jüngeren  Entscheid  des  Bundesgerichts  die  Auflösung  einer  GmbH 
unabhängig vom Streitwert ans Bundesgericht weitergezogen werden kann,  falls die 
Auflösung  vom Handelsgericht  als einzige  Instanz  (Art. 74 Abs. 2  lit. b BGG) ausge‐
sprochen  wurde.762  Der  Streitwert  bei  einer  GmbH  mit  einem  Stammkapital  von 


























te.765 Dies  ist  folgerichtig, denn das Urteil  schafft nur zwischen den Prozessparteien 
Recht und wirkt nicht  erga omnes.766 Analog  ist auch bei einer Ausgleichungs‐ und 
Herabsetzungsklage  der  potenzielle  Prozessgewinn  massgebend  für  die  Höhe  des 
Streitwerts.767 Die ausgleichungspflichtige Zuwendung  ist mit der Erbquote der pro‐
zessbeteiligten Erben zu multiplizieren. Bei Klagen auf Feststellung der Erbenstellung 





287;	 RICKLI,	 Rz	318	m.w.H.	Massgebend	 ist	 grundsätzlich	 der	 Bruttowert	 (sog.	 Liquidations‐
masse	bzw.	Nachlass)	des	eingeklagten	Erbteils,	d.h.,	allfällige	Passiven	sind	nicht	abzuziehen.	
Zur	Begründung	vgl.	die	Ausführungen	zur	Auflösung	und	Liquidierung	der	einfachen	Gesell‐
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zessbeteiligten Erben zu multiplizieren. Bei Klagen auf Feststellung der Erbenstellung 





287;	 RICKLI,	 Rz	318	m.w.H.	Massgebend	 ist	 grundsätzlich	 der	 Bruttowert	 (sog.	 Liquidations‐
masse	bzw.	Nachlass)	des	eingeklagten	Erbteils,	d.h.,	allfällige	Passiven	sind	nicht	abzuziehen.	
Zur	Begründung	vgl.	die	Ausführungen	zur	Auflösung	und	Liquidierung	der	einfachen	Gesell‐


















Höchst  umstritten  in  erbrechtlichen Angelegenheiten  ist  der  Streitwert  im  Zusam‐







rien  zur  Festlegung  des  Streitwerts  heranzuziehen  sind,  lässt  es  aber  offen.770 M.E. 
hätte  zur Begründung  ohne weiteres  auf das Äquivalenzprinzip und das Verhältnis 
zwischen Aufwand und Kosten verwiesen werden können. Der blosse Verweis auf eine 
falsche  Streitwertfestlegung  ist  im  Lichte  der  sonstigen  bundesgerichtlichen Recht‐
sprechung, wonach das Ergebnis willkürlich sein muss, unbefriedigend. Auch in zwei 
späteren Entscheidungen771  äussert  sich das Bundesgericht nicht  zu  einer Methode, 













Überschreitens	 der	 Streitwertgrenze	 jedoch	 lediglich	 auf	 die	 Dauer	 des	Willensvollstrecker‐








Der  Ansicht  von  BRÜCKNER/WEIBEL  kann  in  dieser  Absolutheit  jedoch  nicht  zuge‐
stimmt werden, weil der  Streitwert  trotzdem  anhand objektiver Kriterien  festgelegt 








es  auch  zu Unrecht  –,  kann dies nicht  zur  Folge haben, dass der  Streitwert  abwei‐
chend vom ersten Prozess zu beurteilen wäre. So  liegt der Streitwert auch bei einer 
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führungen  in  zwei  später  ergangenen Urteilen  betreffend Absetzung  eines Willens‐
vollstreckers.776 
IV. Sachenrechtliche	Klagen	
Bei Verfahren, die  ihren Ursprung  im  Sachenrecht haben,  entspricht der  Streitwert 






sind  vom  Instruktionsrichter  anzuhalten,  den  Wert  einer  Sache  betragsmässig  zu 
beziffern,  wobei  im  Wesentlichen  auf  den  Verkehrswert  abzustellen  ist,  sofern  ein 
solcher existiert. Kann nicht auf einen Verkehrswert abgestellt werden,  ist der Wert 
anhand  von  Schätzungen  zu  plausibilisieren.780  Bei  fehlenden Hinweisen  obliegt  es 
dem Gericht, den Wert des Streitobjekts mit einem Ermessensentscheid festzulegen. 
Schwierigkeiten ergeben sich im Besonderen bei nur schwer greifbaren Streitobjekten 


















merversammlung  oder  der  Ausschluss  eines  Stockwerkeigentümers.  Anders  als  bei 
vereinsrechtlichen Streitigkeiten,  in welchen weniger die wirtschaftlichen  Interessen 
im Vordergrund stehen, liegt bei Stockwerkeigentümern regelmässig ein wirtschaftli‐
ches  Interesse  an der Ausübung des  gemeinschaftlichen Eigentums  vor, weshalb  es 
sich um vermögensrechtliche Streitigkeiten handelt.781 Soll ein Stockwerkeigentümer 
ausgeschlossen werden,  ist  auf den Wert des Anteils der beklagten Partei  abzustel‐
len.782 Denn darin widerspiegelt  sich der  vermögensrechtliche Charakter der Klage, 
welche  letztlich  bezweckt,  dass  der  beklagte  Eigentümer  beim  Vorliegen  von  Aus‐
schlussgründen sein Eigentum aufgibt. Wird hingegen ein Beschluss der Stockwerkei‐
gentümergemeinschaft angefochten, kann nicht ohne weiteres ein bestimmter Stock‐
werkeigentumsanteil  zugrunde  gelegt werden. Vielmehr  ist  für  die  Streitwertfestle‐
gung  darauf  abzustellen,  welcher  vermögensmässige  Wert  dem  angefochtenen  Be‐
schluss  beigemessen  werden  kann.  Dabei  ist  analog  der  Anfechtung  von  GV‐
Beschlüssen und abweichend von dem sonst geltenden Grundsatz des Angreiferinte‐
resseprinzips  auf  das  Gesamtinteresse  der  beklagten  Stockwerkeigentümergemein‐






che	 Streitigkeit	 geht,	 enthalten	 jedoch	 keine	 Hinweise	 darauf,	 wie	 der	 wirtschaftliche	Wert	
festzulegen	ist.	




784	 So	bspw.	BGer	5A_795/2012	E.	1.	Allerdings	 ist	unklar,	 ob	das	Honorar	 zu	kapitalisieren	 ist	
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das Bundesgericht  in  solchen  Fällen denn  auch mit der Feststellung, der  Streitwert 
lasse  sich nicht bestimmen, da vernünftige Angaben von den Parteien  fehlten, wes‐





Immission  bzw.  Dauer  der  Störung  erleidet.788  Objektive  Anhaltspunkte  für  dieses 
finanzielle Interesse des Klägers können sich  in den Kosten, welche  für eine Beseiti‐
gung aufgewendet werden müssten, wiederfinden,789 aber auch  im tieferen Wert des 
Grundstücks  durch  die  Immission  oder  in  den  Kosten  für  Massnahmen  gegen  die 
Störung.790  Im  Allgemeinen  besteht  ein  grosses  Ermessen  des  Gerichts,  wobei  sich 
dieses an den (substantiierten) Angaben des Klägers orientieren muss. Unzulässig ist 






















Immaterialgüterrechtliche  und  lauterkeitsrechtliche792  Streitigkeiten  bergen  bei  der 
Festlegung des Streitwerts jeweils besondere Schwierigkeiten. Im Gegensatz zu ande‐
ren  Leistungsklagen  lässt  sich  der  Wert  eines  Immaterialgüterrechts  nur  schwierig 
beziffern. Steht hinter einer typischen Leistungsklage regelmässig ein mehr oder we‐
niger gut bezifferbares Streitobjekt  (Forderung, Grundstück etc.),  fehlt ein  fassbarer 
Gegenstand bei einem Immaterialgüterrecht, bildet dieses doch gerade selbst als abso‐
lutes Schutzrecht das Streitobjekt. Anerkannt  ist, dass es sich bei sämtlichen Klagen 




fert  sein  müssen.794  Zu  berücksichtigen  ist  überdies,  dass  im  Immaterialgüterrecht 
dem  Zuständigkeits‐  und  Rechtsmittelstreitwert  weitgehend  keine  Bedeutung  zu‐
kommt, da die entsprechenden Streitigkeiten erstinstanzlich bei einer einzigen kan‐
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Bemessung des  jeweiligen Streitwerts  ist deshalb  stark vom  jeweiligen Einzelfall ab‐
hängig. Nachfolgend werden deshalb  lediglich die beiden Gebiete des Kennzeichen‐ 
und Lauterkeitsrechts herausgegriffen,798 wobei es dabei hauptsächlich um die Bemes‐
sung  des  Streitwerts,  also  um  Hilfestellungen  bei  der  Festlegung  einer  konkreten 
Höhe, geht. 
Die  Festlegung des  Streitwerts  erfolgt  stets  aufgrund  einer  Schätzung. Die Parteien 
messen der Bezifferung des Streitwerts allerdings gelegentlich nur eine  (zu) geringe 
Bedeutung bei. Dies v.a. unter dem Blickwinkel der späteren, gerade im Immaterialgü‐
ter‐  und  Wettbewerbsrecht  nicht  zu  unterschätzenden  Gebühren‐  und  Entschädi‐
gungslast.799 So begnügen sich Parteien häufig mit einem unsubstantiierten Hinweis, 
der  Streitwert  werde  bspw.  mit  «Fr. 100’000.‐‐  übersteigend»  beziffert.  Mit  dieser 



















daran,  bereits  bei  Klageeinleitung  seine  Prozesschancen  gut  auszuloten  und  den 
Streitwert  substantiiert  und  realistisch  zu  beziffern. Ausserdem  ist  dem Gericht  zu 




begehren  im  Immaterialgüterrecht Folgendes  festgehalten werden: Bei Nichtigkeits‐






nehmens  sowie  vom  Ausmass  einer  Schädigung  durch  eine  Verletzung  oder  aber 
anhand historischer Kosten für die Schaffung der Marke ermittelt werden.803 Wird auf 






MSchG‐STAUB,	Art.	52	N	66;	GULDENER,	ZPR,	111,	 insb.	Fn.	21.	DAVID,	 SIWR	 I/2,	Rz	108,	präzi‐
siert	 dahingehend,	 dass	 das	 Interesse	 der	 Öffentlichkeit	 am	 Bestand	 des	 angefochtenen	
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höherer  Streitwert  als  bei  einer  Nichtigkeitsklage  beigemessen  werden.804  Feststel‐
lungsklagen  haben  in  der  Regel  keinen  eigenen  Streitwert,  da  diese  selten  isoliert 
gestellt werden.805 Bei Unterlassungsklagen ist der objektive Wert der begehrten Un‐
terlassung,  d.h.  das  sog. Unterlassungsinteresse,  zu  quantifizieren.806 Dieses  ist  an‐





















808	 SCHNEIDER/HERGET,	 Rz	2361.	 Jedoch	 ist	 der	 Angabe	 indizielle	 Bedeutung	 beizumessen,	 vgl.	
auch	vorne	Rz	171.	
809	 Vgl.	ZÜRCHER,	Einzelrichter,	144,	und	insb.	344	ff.	





mässig»  ermittelt  und  ins Dispositiv  gesetzt.811 Dies  rührt  nicht  zuletzt  daher,  dass 
sich neben kaum vorhandenen Zahlen keine höchstrichterliche Praxis bilden konnte, 
die  nicht  auf  grossem  Ermessen  beruht. Ausserdem werden  Produkte häufig  durch 
verschiedene Immaterialgüterrechte geschützt, sodass es schwierig  ist, den Wert der 
Rechtsbeständigkeit  eines  bestimmten  Schutzanteils  am  Produkt  zu  beziffern.812 
Nachfolgend  wird  hauptsächlich  auf  das  (anschauliche)  Markenrecht  eingegangen, 
wobei bei anderen Immaterialgüterrechten weitgehend analog vorzugehen ist. 
In  der  nunmehr  konstanten  Rechtsprechung  zum  Kennzeichenrecht  hat  sich  dem 
Grundsatz  nach  eine  von  der  Bedeutung  des  Kennzeichens  abhängige  Dreiteilung 
herauskristallisiert: Für einfache, wirtschaftlich eher unbedeutende Kennzeichen liegt 
der  Streitwert  zwischen  Fr. 50’000.‐‐  und  Fr. 100’000.‐‐,  für  mittlere  zwischen 
Fr. 250’000.‐‐  und  Fr. 500’000.‐‐  und  für  gewichtige  Kennzeichen  im  Millionenbe‐
reich.813 Der  Streitwert  kann  sich  dabei  im  Laufe  der  Zeit  bei  Firmen  und Marken 
erhöhen,  bei  zeitlich  begrenzten  Schutzrechten  wie  Patenten,  Sorten  und  Designs 








812	 So	bspw.	 eine	designrechtlich	 geschützte	Ausstattung,	die	mit	 einer	Marke	kombiniert	wird.	
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812	 So	bspw.	 eine	designrechtlich	 geschützte	Ausstattung,	die	mit	 einer	Marke	kombiniert	wird.	


























Zur  Quantifizierung  eines  Unterlassungs‐  bzw.  Beseitigungsbegehrens,  d.h.  bspw. 
einer Markenrechtsverletzungsklage, können weitgehend die allgemeinen Grundsätze 
zu  den Unterlassungsansprüchen  herangezogen werden, wurden  diese  doch  gerade 























grenzte Zeit  ausgesprochen wird und  in die Zukunft  gerichtet  ist, weshalb der Ge‐
samtwert daher regelmässig ein Vielfaches des bereits eingetretenen Schadens betra‐
gen wird.823 Insb. wenn es alleine um ein Verbot des Gebrauchs einer Marke geht und 
andere Anhaltspunkte  fehlen,  kann  auch  der Wert  der  verletzten Marke  –  d.h.  die 
zuvor als Regelstreitwert definierte Dreiteilung824 – zur Quantifizierung herangezogen 
werden. Nicht abzustellen ist hingegen auf den Gewinn, den der Beklagte bei Fortfüh‐
rung  seiner  rechtswidrigen  Tätigkeit  erzielen  könnte.825  Massgebend  sind  vielmehr 
Kriterien wie die wirtschaftliche Bedeutung eines Schutzrechts, Umsatz‐ und Gewinn‐















827	 ZÜRCHER,	 Einzelrichter,	 143.	 Für	 den	 gewerblichen	 Rechtsschutz	 SCHRAMM,	 105	 f.;	 SCHNEI‐
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827	 ZÜRCHER,	 Einzelrichter,	 143.	 Für	 den	 gewerblichen	 Rechtsschutz	 SCHRAMM,	 105	 f.;	 SCHNEI‐









nen, dass das Gericht  von  einer unsubstantiierten  Streitwertangabe  abweichen und 
selbst einen Ermessensentscheid fällen wird. Mit dieser groben Schätzung haben sich 








Betrag  des  geltend  gemachten  jährlichen  Schadens  zu  beziffern.833 Denn  häufig  er‐
scheint eine  starre Fixierung der Schadensmultiplikation nicht adäquat. Wenig ziel‐
führend  ist  ausserdem  das  Anordnen  einer  separaten  Gerichtsexpertise  über  den 
Streitwert, da der Rechtsstreit diesfalls nur erheblich verlängert wird und ein Gutach‐







































837	 Vgl.	 im	 Allgemeinen	 BGE	 114	 II	 91	 E.	1;	 104	 II	 124	 E.	1;	 87	 II	 113	 E.	1;	 82	 II	 77;	 ZÜRCHER,	
Streitwert,	 505;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Art.	91	 N	21a.	 Differenzierend	 LEUCH/MARBACH/KELLER‐
HALS/STERCHI,	Art.	138	N	3e,	welche	auf	das	Interesse	der	beklagten	Partei	an	der	Fortsetzung	






























837	 Vgl.	 im	 Allgemeinen	 BGE	 114	 II	 91	 E.	1;	 104	 II	 124	 E.	1;	 87	 II	 113	 E.	1;	 82	 II	 77;	 ZÜRCHER,	
Streitwert,	 505;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Art.	91	 N	21a.	 Differenzierend	 LEUCH/MARBACH/KELLER‐
HALS/STERCHI,	Art.	138	N	3e,	welche	auf	das	Interesse	der	beklagten	Partei	an	der	Fortsetzung	










ist.840  Insb.  sind  allfällige  bezifferte  Schadenersatzbegehren  zur  Bemessung  des 
Streitwerts  heranzuziehen,  da  sich  aus  diesen  regelmässig  Hinweise  auf  das  wirt‐
schaftliche Interesse des Klägers entnehmen lassen. Die Streitwertangaben der Partei‐
en sind von entscheidender Bedeutung, da diese mit  ihren wirtschaftlichen Verhält‐































zu  unterschätzendes  und  häufig  nicht  auf  den  ersten  Blick  erkennbares  Ausmass 
annehmen kann. Zu denken ist insb. an den nicht leicht quantifizierbaren Marktver‐
wirrungsschaden. Zwar fällt es regelmässig schwer, diesen Schaden zu substantiieren 
und  erfolgreich  vor  Gericht  geltend  zu  machen.  Dass  aber  ein  Schaden  von  nicht 
unerheblichem Ausmass  eintreten kann,  ist nicht  zu bezweifeln. Nicht  einhergehen 
müssen die hohen Streitwerte zwingend mit hohen Prozesskosten; diese können und 
sollen  bei  geringerem  Aufwand  reduziert  und  angepasst  werden.  Da  Streitigkeiten 
rund  um  den  lauteren  Wettbewerb  aufgrund  der  Komplexität  der  Materie  jedoch 





sungsinteresse  des  Klägers  der  älteren  Firma.  Wie  beim  Kennzeichenrecht  werden 
analoge  Grundsätze  angewendet,  indem  die  Bedeutung  der  Klägerschaft  (Kapital, 
Umsatz, Bekanntheit) sowie die Frage, ob die Parteien in einem Konkurrenzverhältnis 
stehen, eine Rolle spielen.846 In der Praxis sind schematische Schätzungen im Bereich 
von  Fr. 50’000.‐‐  bis  Fr. 100’000.‐‐  üblich.847 Von  diesen Werten  kann  aber  je  nach 
Bedeutung  und  Wichtigkeit  nach  unten  oder  oben  abgewichen  werden.  Für  einen 
Streitwert  von  über  Fr. 100’000.‐‐  sind  aber mindestens  eine  bekannte Klägerschaft 
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851	 BGE	125	 III	8	E.	3b;	99	 II	172	E.	2;	BGer	4C.215/1998	E.	3b,	publ.	 in	Pra	89	 (2000)	Nr.	172,	
S.	1049.	
852	 BSK	ZPO‐OBERHAMMER,	1.	Aufl.,	Art.	86	N	4.	































851	 BGE	125	 III	8	E.	3b;	99	 II	172	E.	2;	BGer	4C.215/1998	E.	3b,	publ.	 in	Pra	89	 (2000)	Nr.	172,	
S.	1049.	
852	 BSK	ZPO‐OBERHAMMER,	1.	Aufl.,	Art.	86	N	4.	





























855	 STAEHELIN/STAEHELIN/GROLIMUND,	 §	14	 Rz	39;	 BSK	 ZPO‐OBERHAMMER,	 1.	Aufl.,	 Art.	86	 N	6	
m.w.H.;	 Brunner/Gasser/Schwander‐FÜLLEMANN,	 Art.	86	 N	4;	 a.A.	 GOEPFERT,	 Teilklage,	 147.	
M.E.	besteht	auch	kein	Anspruch	auf	Aufnahme	eines	solchen	Nachklagevorbehalts	ins	Dispo‐
sitiv.	













lich)  vorgesehenen  Institut,  welches  explizit  zur  Beschränkung  des  Prozessrisikos 







wert erschöpft sich somit zu Recht  im eingeklagten – und damit auch  im  in Rechts‐
kraft  erwachsenden  – Teilbetrag. Dies  gilt  sowohl  bei  einer  offenen wie  auch  einer 





des Entscheids  sind  gemäss Art. 91 Abs. 1  Satz  2 ZPO bei der  Streitwertberechnung 
nicht  zu berücksichtigen,  zumindest  sofern  sie  als  akzessorische Nebenforderungen 
                                                                  
858	 BGer	2C_110/2008	E.	8.3.	Gleich	 entschied	das	Bundesgericht	 in	Bezug	auf	die	Luzerner	Ge‐
bührenordnung,	BGer	4A_43/2008	E.	3.4	ff.		
859		 Vgl.	dazu	ausführlich	vorne	Rz	337.	
860	 BGer	 4A_386/2008.	 Gl.M.	 LEUENBERGER/UFFER‐TOBLER,	 ZPR,	 Rz	2.156;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	
Art.	91	 N	20;	 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	91	 N	9;	 RICKLI,	 Rz	312	 m.w.H.;	
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860	 BGer	 4A_386/2008.	 Gl.M.	 LEUENBERGER/UFFER‐TOBLER,	 ZPR,	 Rz	2.156;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	
Art.	91	 N	20;	 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	91	 N	9;	 RICKLI,	 Rz	312	 m.w.H.;	








len  sind  deshalb  Kosten  des  laufenden  Verfahrens  wie  Gerichts‐  und  Parteikosten 
sowie allfällige Betreibungs‐, Rechtsöffnungs‐, Arrest‐ oder Hinterlegungskosten, aber 
auch  Kosten  für  das  Schlichtungsverfahren,863  selbst  wenn  sie  im  Rechtsbegehren 

















864		 Statt	 vieler	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	 N	36	 und	 39.	 Ebenso	 RICKLI,	 Rz	336	 mit	 Hinweis	
darauf,	 dass	 auch	 ein	 Begehren	 um	Beseitigung	 des	 Rechtsvorschlags	 gemäss	 Art.	79	 Abs.	1	
SchKG	nicht	streitwertrelevant	ist.	














nicht  genannte,  aussergerichtlich  entstandene Kosten wie  Lager‐, Transport‐,  Zoll‐, 
Beurkundungs‐, Übergabe‐ oder Versteigerungskosten sind selbständige Forderungen, 
weshalb sie bei der Streitwertberechnung zu berücksichtigen sind.868 Massgebend ist 
jeweils,  ob  es  sich  tatsächlich  um  eine  direkt  akzessorische  Nebenforderung  han‐
delt.869 Denn auch Betreibungskosten können als eigenständige Forderung  in einem 
selbständigen Rechtsbegehren geltend gemacht werden, wenn sie aus einer vorange‐
henden,  den  gegenwärtigen  Prozess  nicht  direkt  tangierenden  Betreibung  erwach‐








gen,  die  selbständig  als Hauptforderung  im  Rahmen  einer  Regress‐  oder  Bereiche‐
rungsforderung eingeklagt werden, fallen nicht in den Anwendungsbereich von Art. 91 
Abs. 1 Satz 2 ZPO und sind folglich bei der Streitwertermittlung zu berücksichtigen.872 
Trotz  des  engen Wortlauts  und  der  grundsätzlich  abschliessenden Aufzählung  von 
                                                                  
868		 FRANK/STRÄULI/MESSMER,	 §	20	 N	2;	 Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	 §	18	 N	7;	 LEUCH/MAR‐
BACH/KELLERHALS/STERCHI,	Art.	138	N	2c.	
869	 Vgl.	RICKLI,	Rz	237.	
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868		 FRANK/STRÄULI/MESSMER,	 §	20	 N	2;	 Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	 §	18	 N	7;	 LEUCH/MAR‐
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873		 So	explizit	 festgehalten	 in	Art.	51	Abs.	3	BGG.	Gl.M.	ZK	ZPO‐STEIN‐WIGGER,	Art.	91	N	32.	Diese	
Vorschrift	war	bereits	in	Art.	54	aOG	1874	ausdrücklich	festgehalten	worden,	vgl.	REICHEL,	53.	
874	 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	93	 N	1;	 BGer	 4D_30/2009	 E.	1.1,	 nicht	 publ.	
Erw.	in	BGE	135	I	221;	OGer	ZH	vom	4.	Juni	2013,	RM130014‐O/U,	E.	2.	
875		 Gl.M.	 RICKLI,	 Rz	259;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	93	 N	10;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Art.	93	 N	6;	 BSK	
BGG‐RUDIN,	Art.	52	N	12;	POUDRET/SANDOZ‐MONOD,	Art.	47	N	1.2.1.	Ebenso	BGE	106	II	22	E.	1;	
55	II	39	E.	1;	BGer	4A_183/2011	E.	1.1;	4C.95/2003	E.	2.	











tion  nicht  zum  Streitwert  hinzuzuzählen  sind.  Diese  Klarstellung  wurde  erst  auf 
Wunsch  der  Vernehmlassungsteilnehmer  ausdrücklich  in  die  Bestimmung  aufge‐
nommen.880 Damit wurde  eine Angleichung  an Art. 51 Abs. 3 BGG  erreicht, welcher 
die Publikationskosten ebenfalls nicht zum Streitwert zählen lässt, und die bundesge‐
richtliche Rechtsprechung881 zu dieser Frage normiert, was grundsätzlich zu begrüs‐
















einem	blossen	Nebenbegehren	 ausgehen.	Noch	 anders	BGE	37	 II	 138	E.	4.	Offen	 gelassen	 in	
BGE	41	II	620	E.	2.	
882	 Gl.M.	RICKLI,	Rz	243.	Vgl.	ebenfalls	BSK	BGG‐	RUDIN,	Art.	51	N	55.	
883		 Vgl.	 SCHAI,	 Streitwert,	 137,	welcher	den	geschätzten	Streitwert	 einer	Unterlassungsklage	mit	
einem	Publikationsbegehren	zwischen	10–20	%	erhöht	sehen	will.	Ebenfalls	HESS,	18,	der	 je‐
doch	auf	die	Kosten	der	Publikation	abstellt,	sowie	zum	deutschen	Recht,	SCHNEIDER/HERGET,	
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Rechtsbegehren  –  oder  lediglich  als  akzessorische  Nebenforderungen  darstellende 
Rechtsverfolgungskosten  («Unter  Kosten‐  und  Entschädigungsfolgen»)  geltend 
macht.  Vorprozessuale  Anwaltskosten  sind  somit  immer  dann  streitwertrelevant, 
wenn sie im Rechtsbegehren klar als selbständige Forderung erkennbar sind. Klagt der 
Kläger vorprozessuale Anwalts‐ oder Expertisekosten als Schadenersatz‐ und nicht als 
Parteikostenersatzforderung  ein,  sollen die  angefallenen Kosten  gerade nicht durch 
den  prozessualen  Anspruch,  sondern  als  selbständiger  Schadensposten  abgegolten 
werden, und stellen ein zusätzliches Streitobjekt dar, bzw. erweitern dieses.891 Freilich 
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und  Beweissicherungsverfahren.893 Kommt  das Gericht  bei  der materiellen  Beurtei‐
lung zum Schluss, dass der Anspruch nicht gegeben ist – bspw. weil der Kläger nicht 







Gericht  sachlich  zuständig  (lit. a)  sowie  die  gleiche  Verfahrensart  anwendbar  ist 
(lit. b). Überdies muss  das Gericht  auch  für  sämtliche Ansprüche  örtlich  zuständig 
                                                                  
892	 So	 obliegt	 es	 insb.	 dem	 Kläger,	 entsprechende	 Behauptungen	 aufzustellen,	 inwiefern	 der	
geforderte	 Schadensposten	 nicht	 bereits	 durch	 die	 Parteientschädigung	 abgegolten	 worden	





von	 präjudizieller	 Bedeutung:	 Der	 Beschwerdeführer	 erhob	 Beschwerde	 ans	 Bundesgericht	
über	 den	 vor	 Vorinstanz	 strittig	 gebliebenen	 Betrag	 von	 Fr.	33’470.35,	 wobei	 das	 zweitin‐
stanzliche	Gericht	davon	Fr.	8’101.‐‐	als	Parteientschädigung	qualifizierte	und	nicht	wie	vom	
Kläger	 verlangt	 als	 vorprozessuale	Anwalts‐,	 Gerichts‐	 sowie	Expertisekosten	 aus	 einer	 vor‐















gen  bezeichnet  die  Möglichkeit,  dass  mehrere  Personen  gemeinsam  klagen  (aktive 
Streitgenossenschaft)  oder  gemeinsam  beklagt  werden  (passive  Streitgenossen‐
schaft).896 Neben der gleichen Verfahrensart  ist bei dieser Form der Klagenhäufung 





freiwilliger Zusammenschluss,  sondern die Parteienmehrheit  entsteht kraft  gesetzli‐
cher Grundlage.898 Dies hat zur Folge, dass bei der notwendigen Streitgenossenschaft 
das  streitige Rechtsverhältnis bzgl.  sämtlicher Streitgenossen nur  einheitlich  festge‐
stellt werden kann. Es steht somit keine Mehrheit von Ansprüchen, sondern nur eine 
Forderung im Streit, weshalb sich die Frage einer Zusammenrechnung der Streitwerte 











898		 Zur	 Differenzierung	 zwischen	 der	 einfachen	 und	 der	 notwendigen	 Streitgenossenschaft	 im	
Besonderen	 KUKO	 ZPO‐DOMEJ,	 Art.	70	 N	1	 und	 Art.	71	 N	1;	 BSK	 ZPO‐RUGGLE,	 Art.	71	 N	5	ff.,	
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der  Zulassung  von  mehreren  Ansprüchen  in  einem  Verfahren  liegt  zum  einen  das 
Bestreben zugrunde, den Parteien eine Kostenersparnis zu ermöglichen, zum anderen 
soll das Verfahren vereinfacht und das Gericht entlastet werden. Die Geltendmachung 




904		 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	93	 N	1;	 nicht	 differenzierend	 GASSER/RICKLI,	
Art.	93	N	1.	Vgl.	ebenfalls	Botschaft	ZPO,	7291	f.,	welche	keine	Unterscheidung	trifft.	
905		 Gl.M.	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Art.	93	 N	6;	 KUKO	 ZPO‐VAN	 DE	 GRAAF,	 Art.	93	 N	3;	 BSK	 ZPO‐RÜEGG,	
Art.	93	N	2;	ZK	ZPO‐STEIN‐WIGGER,	Art.	93	N	9;	BSK	BGG‐RUDIN,	Art.	52	N	12;	POUDRET/SANDOZ‐
MONOD,	Art.	47	N	1.2.1;	BIRCHMEIER,	156.	Zum	kantonalen	Recht:	FRANK/STRÄULI/MESSMER,	§	19	
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Parteientschädigung  (im  Gutheissensfall)  geltend  machen  könnten  –  was  bereits 











Ausdrücklich  keine  Zusammenrechnung  bei  subjektiver  Klagenhäufung  erfolgt  in 
Bezug  auf  den Verfahrensstreitwert  (Art. 93 Abs. 2  ZPO). Die Verfahrensart  richtet 
sich mithin  nach dem  Streitwert der  von den  einzelnen  Streitgenossen  geltend  ge‐
machten Ansprüche. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, dass ansonsten 
die Bildung von Streitgenossenschaften  im Bereich des sozialen Privatrechts  faktisch 























Berufung  legitimiert und eine Beschwerde  in Zivilsachen ans Bundesgericht  ist nicht 
möglich.911 
Wenn mehrere Klagen  vom Gericht  vereinigt  (i.S.v. Art. 125  lit. c  ZPO) werden,  ist 
entsprechend Art. 93 Abs. 1 ZPO vorzugehen und die Streitwerte sind zusammenzu‐
rechnen,  sofern  sie  sich  nicht  gegenseitig  ausschliessen.912  Insb.  Rechtsmittel‐  und 
Gebührenstreitwert  richten  sich nach dem neuen, meistens höheren Streitwert. Die 
beiden  einzeln  eingeholten Kostenvorschüsse werden  dabei  aufgrund  der  degressiv 
ausgestalteten Kostentarife regelmässig höher sein, als die auf dem addierten Gesamt‐
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chen  Streitgenossenschaft  ist  indes  vorausgesetzt,  dass  es  sich  überhaupt  um  ver‐
schiedene Ansprüche handelt.915 Solche  liegen auch bei Klagen vor,  in welchen Ver‐
schiedenes gestützt auf das gleiche Rechtsverhältnis geltend gemacht wird (z.B. Ver‐




genhäufung  die nicht mehr  streitigen Rechtsbegehren nur dann  zum Rechtsmittel‐
streitwert  hinzuzurechnen  sind,  wenn  sie  mit  den  noch  streitigen  Rechtsbegehren 
zusammenhängen.917 Dies widerspricht Art. 51 Abs. 1 lit. a BGG klar und läuft faktisch 




setzt	Art.	15	Abs.	2	 ZPO	 zusätzlich	 einen	 sachlichen	Zusammenhang	 voraus.	 Vgl.	 dazu	KUKO	
ZPO‐OBERHAMMER,	Art.	90	N	3	f.;	Botschaft	ZPO,	7290;	ebenso	HESS,	71.	
915	 Vgl.	vorne	Rz	293.	Ebenso	im	deutschen	Recht,	Stein/Jonas‐ROTH,	§	5	N	1.	
916	 Vgl.	 SCHAI,	 Streitwert,	 122;	HESS,	 79.	 Keine	 Addition	 der	 Ansprüche	 erfolgt,	wenn	 neben	 der	
Forderung	eines	bestimmten	Betrags	die	(definitive)	Eintragung	eines	Bauhandwerkerpfand‐
rechts	 über	dieselbe	Forderung	verlangt	wird.	Hier	 liegt	 zwar	 eine	 objektive	Klagenhäufung	
vor,	allerdings	sind	die	Streitwerte	aufgrund	der	Akzessorietät	des	Pfandrechts	nicht	zu	addie‐
ren,	vgl.	vorne	Rz	287.	
917	 BGE	134	III	237	E.	1.2	mit	Verweis	auf	BGE	99	II	125	E.	1.	 In	 letzterem	Entscheid	waren	die	















rensart  lediglich  aufgrund des Streitwerts  ergibt, wenn  also Ansprüche  im ordentli‐
chen (über Fr. 30’000.‐‐) und andere im vereinfachten Verfahren (unter Fr. 30’000.‐‐) 
zu  beurteilen wären.920  Zur Anwendung  gelangen  diesfalls  infolge  der Addition  die 
Vorschriften des ordentlichen Verfahrens. 
Fraglich  ist  hingegen  die  Vorgehensweise,  wenn  neben  einen  Anspruch  von  unter 
Fr. 30’000.‐‐ noch ein Anspruch, der aufgrund von Art. 243 Abs. 2 ZPO streitwertun‐
abhängig ebenfalls nach den Vorschriften über das vereinfachte Verfahren zu beurtei‐
len  ist,  hinzutritt  und  die  Summe  Fr. 30’000.‐‐  übersteigt.  Dem  Gesetzeswortlaut 
folgend – Art. 93 Abs. 2 ZPO gilt nur für die einfache Streitgenossenschaft und nicht 
für  die  objektive  Klagenhäufung  –  müssten  die  Streitwerte  der  Ansprüche  addiert 
werden, womit aufgrund von Art. 243 Abs. 1 ZPO das ordentliche Verfahren zur An‐






919	 POUDRET,	 99	 ff,	 insb.	 102;	 bereits	 auch	 POUDRET/SANDOZ‐MONOD,	 Art.	47	N	1.2.3.	 Gl.M.	 RICKLI,	
Rz	262	mit	ähnlicher	Kritik.	
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Voraussetzungen vom Streitwert abhängig,  ist  fraglich, wie  sich das Verhältnis zwi‐
schen Art. 90 und Art. 93 ZPO gestaltet. Nach dem Wortlaut von Art. 90 ZPO  ist für 
eine objektive Klagenhäufung vorausgesetzt, dass für sämtliche Begehren das gleiche 
Gericht  sachlich zuständig  ist  (Art. 90  lit. a ZPO). Bei  starrem Festhalten an diesem 
Wortlaut könnte mithin ein Handelsgericht nur dann für mehrere Ansprüche angeru‐
fen werden, wenn  jeder einzelne die Streitwertschwelle von Fr. 30’000.‐‐  (vgl. Art. 6 
Abs. 2  lit. b  ZPO)  überschreitet.922  Eine  solche  Sichtweise  greift  m.E.  zu  kurz.  Zu‐
nächst  ist zu beachten, dass das Erreichen der Streitwertschwelle aufgrund des Ver‐
weises  in Art. 6 Abs. 2  lit. b ZPO anhand von Art. 52 BGG zu beurteilen  ist. Dies hat 
aufgrund der  Identität der Bestimmung mit Art. 93 Abs. 1 ZPO  zwar keine direkten 
















vom  Streitwert  abhängig  ist.923  Hierfür  sprechen  hauptsächlich  Gründe  der  Pro‐
zessökonomie und das Interesse an widerspruchsfreier Urteilsfindung. Es muss  insb. 
dann gelten, wenn die gehäuften Ansprüche  in einem engen sachlichen Zusammen‐
hang  stehen,  drängt  sich  aber  ebenso  auf,  wenn  die  sachliche  Zuständigkeit  aus‐
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hang  stehen,  drängt  sich  aber  ebenso  auf,  wenn  die  sachliche  Zuständigkeit  aus‐































rechnung  zu  erfolgen. Umstritten  ist  indes, welcher  Streitwert  im  Falle  alternativer 
Ansprüche massgebend  ist.  Insb. mit POUDRET  ist  jeweils  auf den niedrigeren Wert 
abzustellen,  da  sich  der  Beklagte  mutmasslich  für  dieses  Streitobjekt  entscheiden 
wird.931 Dies  hat m.E.  zumindest  für  die  vorläufige  Streitwertfestsetzung  zu  gelten; 






oder  darauf  nicht  eingetreten  wird.932  Eine  Kumulation  der  beiden  Ansprüche  ist 
daher  ausgeschlossen.  Offen  ist  allerdings,  ob  man  das  Eventualbegehren  bei  der 




Art.	93	 N	5b;	 BSK	 BGG‐RUDIN,	 Art.	52	 N	13;	 SHK	 BGG‐GÜNGERICH,	 Art.	52	 N	3;	 DONZALLAZ,	
Rz	1492;	 Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	 §	18	N	1;	 BAUMANN,	 286;	HESS,	 78.	 Ein	Ausschluss	
aus	materiellem	Recht	kann	 sich	m.E.	 aber	nur	dann	ergeben,	wenn	der	Kläger	 fälschlicher‐
weise	 vergisst,	 ein	Eventualbegehren	 zu	 stellen.	 Im	Normalfall	werden	 sich	 gegenseitig	 aus‐
schliessende	Rechtsbegehren	sinnvollerweise	gerade	eventualiter	vorgebracht.	
929	 Ähnlich	HESS,	73	ff.,	 insb.	77,	mit	Hinweis	auf	die	Unterscheidung	 zwischen	Gesetzeskonkur‐
renz	und	materiellrechtlicher	Anspruchskonkurrenz.	
930	 Alternative	Begehren	 liegen	 bspw.	 im	 Falle	 einer	Wahlobligation	 (Art.	72	OR)	 vor,	 vgl.	 Büh‐
ler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	§	18	N	2.	
931	 POUDRET/SANDOZ‐MONOD,	 Art.	36	 N	3.2	 i.f.	 Ebenso	 RICKLI,	 Rz	255;	 HESS,	 78;	 GOEPFERT,	 Streit‐

















des  höheren Begehrens  verbietet,935 wäre  ein  solches Vorgehen wohl  nur  schwierig 
mit der Dispositionsmaxime zu vereinbaren und das Gericht würde eine Beachtung 




albegehren  zur  Beurteilung  kommt.  Hier  tritt  das  Eventualbegehren  nunmehr  wie 
vom Kläger  eventualiter  beantragt  an  die  Stelle  des Hauptantrags, weshalb  es  sich 
zwar auch weiterhin nicht  rechtfertigt, eine Kumulation der beiden Begehren anzu‐
nehmen. Allerdings  ist nunmehr  auf das höhere Rechtsbegehren  abzustellen, nach‐
                                                                  
933	 Zum	 kantonalen	 Recht	 noch	 bspw.:	 Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	 §	18	 N	2;	 LEUCH/MAR‐
BACH/KELLERHALS/STERCHI,	 Art.	138	 N	1g;	 LEUENBERGER/UFFER‐TOBLER,	 ZPO,	 Art.	74	 N	2;	 ZK	
ZPO‐STEIN‐WIGGER,	Art.	91	N	38	m.w.H.	auf	die	kantonale	Rechtsprechung.	
934	 Im	Ergebnis	ebenso	ZK	ZPO‐STEIN‐WIGGER,	Art.	91	N	38;	Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGEL‐
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den,  als  er  die  Beurteilung  des  Verhältnisses  zwischen  Obsiegen  und  Unterliegen 







in  das  Urteilsdispositiv  aufgenommen  werden  kann.938  Bei  einer  Forderungsklage 
bedeutet dieser Grundsatz, dass sie genau beziffert sein muss. Als Ausnahme hierzu 
eröffnet  das Gesetz  der  klagenden  Partei  die Möglichkeit,  eine  unbezifferte  Forde‐
rungsklage zu erheben, bei welcher sie einstweilen von der Bezifferung der Höhe ihres 




Art.	93	N	4,	mit	entsprechendem	Hinweis	auf	die	Praxis.	Es	 scheint	 indessen	 fraglich,	ob	das	
Stellen	eines	höheren	Eventualbegehrens	überhaupt	zulässig	ist,	wobei	dieser	Fall	in	der	Pra‐
xis	eher	selten	vorkommen	dürfte.	Die	Zulässigkeit	eines	Eventualantrags,	mit	welchem	mehr	




















zit  festgehalten.  Um  den  Konflikt  zwischen  dem  klägerischen  Informationsdefizit 
einerseits und dem Anspruch des Beklagten auf Vorhersehbarkeit des Prozessrisikos 
andererseits zumindest teilweise zu entschärfen, ist ein unbeziffertes Rechtsbegehren 
nur  zulässig,  sofern  die Bezifferung  dem Kläger  unmöglich  oder  unzumutbar  ist,941 
und  die  klagende  Partei  hat  stets  einen  Mindestwert  anzugeben,  der  vorläufig  als 
Streitwert gilt (Art. 85 Abs. 1 ZPO). Der Kläger muss zudem seine Forderung beziffern, 
sobald  er nach dem Beweisverfahren oder nach der Auskunftserteilung dazu  in der 
Lage  ist  (Art. 85 Abs. 2 Satz 1 ZPO). Das  angerufene Gericht bleibt dabei  zuständig, 
auch  wenn  der  Streitwert  seine  sachliche  Zuständigkeit  übersteigt  (Art. 85  Abs. 2 
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ZPO  lässt  sich  somit  als  Spezialvorschrift  zu  Art. 91  Abs. 1  ZPO  qualifizieren.  Die 
Pflicht zur Angabe eines Mindeststreitwerts ergibt sich direkt aus Art. 85 Abs. 1 Satz 2 
ZPO  und  die  Schätzung  des Klägers  ist  nur  insofern  von  Belang,  als  dadurch  eine 
vorläufige Streitwertbestimmung erfolgt. Die Streitwertangabe kann ausserdem mass‐
gebend  sein, wenn  es  zu  keiner Bezifferung  auf  zweiter  Stufe  kommt,  sei  es durch 






















Reine Ermessensklagen  sind  vom Wortlaut  von Art. 85 ZPO nicht direkt  erfasst, da 
der Kläger von einer Bezifferung des Schadens vollständig entbunden ist. Der Gesetz‐
geber sah solche Klagen aber  in den Materialien explizit als  im Regelungsgehalt von 
Art. 85 ZPO enthalten an.949 Unbezifferte Forderungsklagen  i.w.S.  lassen  sich weiter 
dahingehend unterteilen, ob sich die Bezifferung aufgrund eines prozessualen Editi‐
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Damit der  Instruktionsrichter  alle bei Prozesseinleitung  vom  Streitwert  abhängigen 
Faktoren  –  so  insb.  die  sachliche  Zuständigkeit,  die  anwendbare Verfahrensart,  die 
vorzuschiessenden Gerichtskosten  sowie  eine  allfällige  Sicherheitsleistung – bestim‐
men  kann,  hat  der Kläger  gemäss Art. 221 Abs. 1  lit. c  ZPO  bei Klageeinleitung  den 
Streitwert anzugeben. Da dies bei einer unbezifferten Forderungsklage gerade nicht 
ohne weiteres möglich  ist, begnügt sich der Gesetzgeber in Art. 85 Abs. 1 Satz 2 ZPO 



























Da  die  Bestimmung  der  sachlichen  Zuständigkeit  und  der  Verfahrensart  keine  be‐
tragsmässig genaue Festsetzung des Streitwerts voraussetzt, sondern lediglich anhand 
des Überschreitens einer bestimmten Schwelle beurteilt wird, liess LOOSLI die Angabe 




streitwerts  vor. Mit der Pflicht  zur  klägerischen Mindestangabe  kann  einerseits der 










Widerspruch  zu  Art. 208  Abs. 1  lit. b  des  Vorentwurfs  zur  ZPO  sahen,  wonach  die 
örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit  nach  Eintritt  der  Rechtshängigkeit  erhalten 












Da  die  Bestimmung  der  sachlichen  Zuständigkeit  und  der  Verfahrensart  keine  be‐
tragsmässig genaue Festsetzung des Streitwerts voraussetzt, sondern lediglich anhand 
des Überschreitens einer bestimmten Schwelle beurteilt wird, liess LOOSLI die Angabe 




streitwerts  vor. Mit der Pflicht  zur  klägerischen Mindestangabe  kann  einerseits der 










Widerspruch  zu  Art. 208  Abs. 1  lit. b  des  Vorentwurfs  zur  ZPO  sahen,  wonach  die 
örtliche  und  sachliche  Zuständigkeit  nach  Eintritt  der  Rechtshängigkeit  erhalten 































Wertungsmomente  einfliessen  lassen.  Je  substantiierter  indes  seine  Ausführungen 








962		 Vgl.	 zur	klägerischen	Streitwertangabe	bei	einem	 Informationsbegehren	vorne	Rz	228	ff.	Zur	














festgelegte  Betrag  stellt  die  erstmalige  vorbehaltslose  Bezifferung  des  Streitobjekts 





Alternativen  –  auf  den  zunächst  angegebenen  (plausiblen) Mindestbetrag  abzustel‐
len.966 Gemäss der ausdrücklichen Vorschrift in Art. 85 Abs. 2 Satz 2 ZPO bleibt indes 

























festgelegte  Betrag  stellt  die  erstmalige  vorbehaltslose  Bezifferung  des  Streitobjekts 





Alternativen  –  auf  den  zunächst  angegebenen  (plausiblen) Mindestbetrag  abzustel‐
len.966 Gemäss der ausdrücklichen Vorschrift in Art. 85 Abs. 2 Satz 2 ZPO bleibt indes 























teilweises Unterliegen  zu qualifizieren. Ein  solches Vorgehen widerspräche m.E.  je‐












läuft, wäre  ihm doch  ansonsten  zu  empfehlen,  stets den Minimalbetrag  von  Fr. 1.‐‐ 
anzugeben. Dies widerspräche aber Sinn und Zweck von Art. 85 Abs. 1 ZPO und liefe 
ausserdem dem Grundsatz der Vorhersehbarkeit der Prozesskosten  für die beklagte 














werts auf zweiter Stufe  ist demnach bei der unbezifferten Forderungsklage  i.e.S.  im‐
mer angezeigt.972 Ein Überklagen ist m.E. nicht möglich, was gerade in der Natur der – 
nur  beschränkt  zulässigen973  –  Ermessensklage  liegt. Abweichende  Lehrmeinungen, 





Mit  Einführung  der  unbezifferten  Forderungsklage  in Art. 85  ZPO  und  dem  in  der 
Botschaft genannten Hinweis auf die Stufenklage hat deren Zulässigkeit ausdrücklich 
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Botschaft genannten Hinweis auf die Stufenklage hat deren Zulässigkeit ausdrücklich 






















der  Stufenklage  nicht  auf  den  Ausgang  des  Beweisverfahrens  (unbezifferte  Forde‐
rungsklage  i.w.S.) oder  auf das  richterliche Ermessen  (unbezifferte Forderungsklage 
i.e.S.)  abgestellt werden kann,  sondern  auf der  ersten  Stufe  ein materiellrechtlicher 
Auskunftsanspruch  geltend  gemacht wird. Die  Streitwertberechnung  bei  einer  Stu‐
fenklage  gestaltet  sich  denn  auch  ausserordentlich  kompliziert  und  ist  hinsichtlich 
vieler Aspekte höchst umstritten. So ergeben sich aufgrund der Komplexität des Ver‐
fahrens  an  verschiedenen  Punkten  Unklarheiten  bzgl.  der  Streitwertberechnung, 
welche die Weiche in eine andere Richtung stellen können. Eine gefestigte Praxis lässt 
sich  in  der  Schweiz  nicht  erkennen.977  Unabhängig  vom  letztlich  eingeschlagenen 
Weg erscheint es zentral, dass bei  sämtlichen Lösungen,  insb. bzgl. der Kosten, ein 




(Stufe  1) mit  einem  unbezifferten  Rechtsbegehren  auf  Leistung  desjenigen  Betrags, 
welcher  sich nach Erhalt dieser  Information beziffern  lässt  (Stufe 2).978 Der Hilfsan‐
spruch auf Information muss sich dabei aus dem materiellen Recht ergeben, d.h. aus 
                                                                  
976		 Vgl.	 vorne	Rz	307.	Die	Qualifikation	als	Forderungsklage	 ist	 allerdings	 insofern	ungenau,	 als	




















hängige  Ansprüche  wie  bei  der  «normalen»  objektiven  Klagenhäufung  eingeklagt 
werden,  sondern  eine  spezifische Abhängigkeit  zwischen  den  eingeklagten Ansprü‐
                                                                  
979		 Z.B.	 Einsichtsrecht	 des	 Arbeitnehmers	 gegen	 den	 Arbeitgeber	 (Art.	322c	 Abs.	2	 OR),	 die	 Re‐
chenschaftsablegungspflicht	 des	 Beauftragten	 gegenüber	 dem	 Auftraggeber	 (Art.	400	 Abs.	1	
OR),	 das	Einsichtsrecht	des	Agenten	gegenüber	dem	Auftraggeber	 (Art.	418k	Abs.	2	OR),	 die	
Rechenschaftsablegungspflicht	des	Geschäftsführers	einer	Gesellschaft	(Art.	541	OR),	das	Ein‐
sichtsrecht	 des	 nicht	 geschäftsführenden	 Gesellschafters	 der	 einfachen	 Gesellschaft	 und	 der	




OR),	 die	 Informationsansprüche	 des	 Gesellschafters	 einer	 GmbH	 (Art.	802)	 und	 letztendlich	
die	 Informationsrechte	des	Genossenschafters	 (Art.	857	OR).	Weitere	Beispiele	 bei	 LEUMANN	
LIEBSTER,	 7	 f.	 Hauptanwendungsfall	 für	 das	 Anheben	 einer	 Stufenklage	 dürfte	 in	 der	 Praxis	
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Streitwerte  der  beiden  materiellrechtlichen  Ansprüche.  Aufgrund  der  besonderen 
Natur  der  Stufenklage  stellen  sich  in  Bezug  auf  den  Streitwert  hauptsächlich  drei 








Die erste Stufe der Stufenklage  ist  identisch mit dem Verfahren einer  selbständigen 
























rechnen  sind.989  Andererseits  kann  das  Informationsbegehren  als  rein  präparatori‐
scher Hilfsanspruch zur späteren Bezifferung des Hauptanspruchs betrachtet werden, 
weshalb jener wertmässig vollumfänglich im Hauptanspruch aufgeht.990 










liegt.  Dieser  ist  gerade  darin  zu  sehen,  dass  der  Informationsanspruch  mit  dem 
Hauptanspruch  verbunden werden  soll, um  ein  separates Einklagen  der  benötigten 











Art.	85	 N	21;	 BK	 ZPO‐MARKUS,	 Art.	85	 N	26;	 Brunner/Gasser/Schwander‐FÜLLEMANN,	 Art.	85	
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des  deutschen  Gerichtskostengesetzes  ist  für  die  Wertberechnung  des  Gebühren‐
streitwerts  einer  Stufenklage  nur  einer  der  verbundenen  Ansprüche,  und  zwar  der 
höhere, massgebend.992 Dies hat nicht nur in Bezug auf den Gebührenstreitwert, son‐
dern  für  die  Streitwertberechnung  der  Stufenklage  im  Allgemeinen  zu  gelten.  Der 








der  ersten  Stufe  vorzeitig  erledigt  – häufig  infolge Vergleichs, wenn die  Fakten  auf 
dem Tisch sind, aber auch bei Klageanerkennung bzw.  ‐rückzug –, stellt sich gleich‐
wohl  die  Frage, welcher  Streitwert  der  ersten  Stufe  beizumessen  ist,  zumal  es  sich 
lediglich um einen Hilfsanspruch handelt. Die gleiche Frage stellt sich, wenn von der 













nung  hat  eine Anpassung  des massgebenden  Streitwerts  allerdings  erst  auf  zweiter 
Stufe zu erfolgen, weshalb sich der Kläger m.E. in  jedem Fall erneut zur Quantifizie‐
rung  äussern  können  soll.  Schliesslich  ist  aber  unabhängig  von  der  Erledigungsart 
jeweils der Streitwert des beurteilten Informationsbegehrens massgebend. Für dessen 
Berechnung ist gleich vorzugehen wie beim selbständigen präparatorischen Informa‐
tionsbegehren, mithin  ist  von  einem  Bruchteil  des  Streitwerts  des Hauptanspruchs 
auszugehen.996 Für die Festlegung des mutmasslichen Streitwerts des Hauptanspruchs 
ist hauptsächlich auf die Angaben der Parteien abzustellen, sofern (noch) keine wei‐
terführenden,  objektiven Angaben  vorhanden  sind.997 Der  Streitwert des  Informati‐
onsanspruchs sollte sich in einer Spanne von 10–50 % jenes Streitwerts bewegen, wo‐
bei  insb. das Interesse des Klägers an der Information massgebend  ist.998 Der  in die‐



























nung  hat  eine Anpassung  des massgebenden  Streitwerts  allerdings  erst  auf  zweiter 
Stufe zu erfolgen, weshalb sich der Kläger m.E. in  jedem Fall erneut zur Quantifizie‐
rung  äussern  können  soll.  Schliesslich  ist  aber  unabhängig  von  der  Erledigungsart 
jeweils der Streitwert des beurteilten Informationsbegehrens massgebend. Für dessen 
Berechnung ist gleich vorzugehen wie beim selbständigen präparatorischen Informa‐
tionsbegehren, mithin  ist  von  einem  Bruchteil  des  Streitwerts  des Hauptanspruchs 
auszugehen.996 Für die Festlegung des mutmasslichen Streitwerts des Hauptanspruchs 
ist hauptsächlich auf die Angaben der Parteien abzustellen, sofern (noch) keine wei‐
terführenden,  objektiven Angaben  vorhanden  sind.997 Der  Streitwert des  Informati‐
onsanspruchs sollte sich in einer Spanne von 10–50 % jenes Streitwerts bewegen, wo‐
bei  insb. das Interesse des Klägers an der Information massgebend  ist.998 Der  in die‐


































in Rechtskraft  erwachsen,  die  im  (gutheissenden) Urteil  zweckmässigerweise  ange‐
setzte Erfüllungsfrist abgelaufen ist und der Kläger seinen Antrag nunmehr beziffern 
konnte.  In der Regel hat ein weiterer Schriftenwechsel über den Hauptanspruch  zu 


















Auch  für  das  Verfahren  der  zweiten  Stufe  ist  grundsätzlich  der  vom  Stufenkläger 
nachträglich bezifferte Streitwert massgebend.1000 Dies folgt insb. bereits aus der Qua‐
lifikation  des  Informationsanspruchs  als  Hilfsbegehren.  Fraglich  ist  aber,  wie  der 


















ZPO‐OBERHAMMER,	 Art.	85	 N	14;	 Brunner/Gasser/Schwander‐FÜLLEMANN,	 Art.	85	 N	4.	 A.A.	 ZK	
ZPO‐BOPP/BESSENICH,	Art.	85	N	21,	welche	auf	den	höchsten	Einzelwert	abstellen	wollen.	
1001	 Gl.M.	 LEUMANN	 LIEBSTER,	 232	 f.;	 KUKO	 ZPO‐OBERHAMMER,	 Art.	85	 N	2;	 BSK	 ZPO‐OBERHAMMER,	
1.	Aufl.,	Art.	85	N	7;	SIEGEL,	43.	
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1001	 Gl.M.	 LEUMANN	 LIEBSTER,	 232	 f.;	 KUKO	 ZPO‐OBERHAMMER,	 Art.	85	 N	2;	 BSK	 ZPO‐OBERHAMMER,	
1.	Aufl.,	Art.	85	N	7;	SIEGEL,	43.	









eine  nachträgliche  Anpassung.  Aus  diesem  Grund  wird  hauptsächlich  in  der  herr‐
schenden deutschen Lehre zur ähnlichen Regelung  in § 44 GKG vertreten, dass sich 







den Kläger  noch  immer  ein  Risiko,  dass  der  geforderte  Betrag  nicht  zugesprochen 
wird.1005 Das Risiko  ist daher nicht  kleiner  als bei  einer Klage mit  einer bezifferten 
Forderung. Überdies  ist es dem Kläger nicht zuzumuten, dem Gericht auf der einen 
Seite eine möglichst präzise Streitwertangabe zu liefern und sich auf der anderen Seite 
trotz  des Wissensdefizits  der  latenten Gefahr  des Überklagens  auszuliefern.1006 Der 
Grund  für die Anhebung  einer  Stufenklage  – und  gerade  auch deren Zulässigkeit  – 
liegt  im  Informationsdefizit  des  Klägers,  welcher  einen  Streitwert  angeben  muss, 

















zu  verstehen,  sondern  lediglich  als  formelle  Schätzung  der  Streitwerthöhe  i.S.v. 
Art. 221 Abs. 1 lit. c ZPO. Art. 227 ZPO kommt hier deshalb nicht zur Anwendung.1008 
Auch das Gesetz qualifiziert die klägerische Mindestangabe ausdrücklich als «vorläu‐
figen  Streitwert», was  für  eine Anpassungsmöglichkeit  sowohl  nach  oben wie  auch 
nach  unten  spricht.  Wäre  eine  Anpassung  nur  zum  Nachteil  des  Klägers  möglich, 
müsste  der  Stufenkläger  aus  prozesstaktischer  Sicht  jeweils  einen  möglichst  tiefen 













exakten Höhe  abgesehen wird,  es  sich mithin nicht  um  einen  subjektiv  bezifferten 
Anspruch  handelt. Der  eingeklagte Anspruch wird  quantitativ  nicht  reduziert  oder 
erweitert, sondern – aufgrund des  Informationsdefizits bei Prozessbeginn – erstmals 
festgelegt,  sodass  keine Klageänderung  vorliegt. Noch  unter  einem  anderen Aspekt 
rechtfertigt  sich  schliesslich  eine  nachträgliche  Anpassungsmöglichkeit  auch  nach 
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Von der genannten Regel  ist  jedoch eine Ausnahme angezeigt. In Fällen,  in welchen 
nach erfolgtem Teilurteil ein so tiefer Betrag resultiert, dass er den Wert der Streitig‐





das Herabsetzen des definitiven Streitwerts  ist m.E.  in  jedem Fall der Streitwert der 
ersten Stufe, d.h. der geschätzte Bruchteilswert des (damals angenommenen) Haupt‐
anspruchs. Denn der Gesamtstreitwert  bestimmt  sich  stets nach dem höchsten der 




















beiden Ansprüche,  sondern bemisst  sich  im Normalfall ausschliesslich aufgrund des 



































beiden Ansprüche,  sondern bemisst  sich  im Normalfall ausschliesslich aufgrund des 






































den quotenmässigen Wert  am Hauptanspruch  aufgrund des klägerischen  Interesses 
auf einen Drittel (33.3 %) festsetzt. Die Beschwerde ans Bundesgericht steht den Par‐
teien somit offen (Rechtsmittelstreitwert von Fr. 40’000.‐‐). In der Folge beziffert der 
Kläger  seinen Anspruch  auf Fr. 90’000.‐‐.  Im Endentscheid  spricht das Gericht dem 
Kläger  einen  Betrag  von  Fr. 30’000.‐‐  zu.  Der  Gesamtstreitwert  beträgt  somit 
Fr. 90’000.‐‐. Die Kostenverteilung berechnet sich wie folgt: Der Kläger obsiegt auf der 
ersten Stufe mit einem kalkulatorischen Betrag von Fr. 15’000.‐‐ (Obsiegen zu 50 % am 











gehren  verwiesen  wird,  da  der  höhere  Streitwert  der  durch  Klage  und  Widerklage 
vorgetragenen  Rechtsbegehren  gemeint  ist.1018  Bei  Erhebung  einer  Widerklage  sind 
daher zunächst die Streitwerte der Haupt‐ und Widerklagebegehren separat zu ermit‐
                                                                  













Schutz  der  Klage  mit  dem  tieferen  Streitwert,  sondern  die  sachliche  Zuständigkeit 
kann durch Widerklage verändert werden.1020 Dieser Abweichung zu Art. 93 ZPO liegt 
der Gedanke  zu Grunde, dass  –  getreu dem Angreiferinteresseprinzip1021  –  stets der 
Kläger die Prozessgestaltung  in der Hand haben und aufgrund der Mehrheit der Be‐
gehren  keine  andere  sachliche  Zuständigkeit  begründet  werden  soll,  als  wenn  die 
(Wider‐)Klage mit dem höheren Streitwert alleine erhoben worden wäre.1022 Bei einer 
                                                                  
1019	 HAAS/SCHLUMPF,	 303	mit	 Hinweisen	 auf	 die	 h.M.	 Dieselben	 Autoren	 kritisieren	 diese	 Vorge‐
hensweise	 jedoch	 sogleich	 mit	 dem	 interessanten	 Gedanken,	 dass	 tatsächlich	 gerade	 keine	
Streitwertbestimmung	nach	Art.	94	Abs.	1	ZPO	vorgenommen	werde,	da	stets	zunächst	geprüft	
werde,	ob	die	Voraussetzungen	einer	Widerklage	gemäss	Art.	224	Abs.	1	ZPO,	mithin	die	glei‐
che	Verfahrensart,	 vorlägen.	Würde	 zuerst	der	 Streitwert	nach	Art.	94	Abs.	1	ZPO	bestimmt,	
resultierte	nur	ein	Streitwert	–	nämlich	derjenige	des	höheren	Begehrens	–	und	die	Vorausset‐
zung	der	gleichen	Verfahrensart	wäre	 immer	gegeben.	Ein	solches	Vorgehen	werde	auch	bei	
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Aus  verfahrensrechtlicher  Sicht  stellt  sich  die  Frage,  ob  und  in welcher Höhe  vom 
Widerkläger ein zusätzlicher Kostenvorschuss  i.S.v. Art. 98 ZPO zu verlangen  ist. Da 
es sich bei der Widerklage um eine selbständige Klage handelt und sich der Gebüh‐






sich Klage und Widerklage  ausschliessen,  lässt  sich  regelmässig  erst  im Urteilszeit‐
punkt durch das erkennende Gericht abschliessend beurteilen. Die Frage nach dem 
gegenseitigen Ausschluss gilt es folglich nicht bereits bei der Verfahrenseinleitung zu 
präsumieren.  Um  ausserdem  eine  Gleichbehandlung1025  der  beiden  Parteien  zu  ge‐
währleisten,  ist auch  für die Widerklage ein Kostenvorschuss zu erheben. Dieser be‐
misst  sich  nach  dem  Streitwert  der Widerklage  ohne  Berücksichtigung  von Art. 94 
ZPO, mithin ohne Beachtung eines u.U. durch die Widerklage verursachten degressi‐
ven  Gebührentarifs.1026  Dem  regelmässig  geringeren  Aufwand  im  Verhältnis  zum 
                                                                  
1023	 BGE	123	III	35	E.	3c.	



















die  Verfahrensart  als  auch  für  die  Höhe  der  Prozesskosten  massgebend.1027  Art. 94 
Abs. 2 ZPO bestimmt  jedoch als  lex  specialis  im Fall der  sich gegenseitig nicht aus‐




sich  in  den  Prozesskosten  niederschlagen  soll.1028 Die  früheren  kantonalen Gesetze 
stellten teilweise abweichende Regelungen auf, die sich mit guten Gründen vertreten 
lassen:  So  spricht  für  eine  Zusammenrechnung  zwar  der Umstand,  dass  durch  die 
Widerklage der Prozess an Bedeutung gewinnt und dem Gericht mehr zur Beurteilung 
unterbreitet wird. Die gegenteilige Ansicht und die Mehrheit der früheren kantonalen 
Gesetze  betonte  hingegen  den  Grundsatz,  dass  das  Streitobjekt  nach  dem  klägeri‐
schen Interesse im Zeitpunkt der Klageerhebung zu bestimmen sei, und sahen daher 
keine Zusammenrechnung  vor.1029 Der Bundesgesetzgeber mass der  ersten Variante 
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nicht  nur  in  der  Bestreitung  des  Klagefundaments  erschöpft,  sondern  selbständige 














zahlung	des	Kaufpreises	 und	Widerklage,	mit	welcher	 infolge	Wandelung	Ersatz	 der	Kosten	
für	 die	 Feststellung	 der	Mängel	 geltend	 gemacht	wird;	 Klage	 des	Mieters	 auf	 Schadenersatz	
wegen	ungenügenden	Unterhalts	des	Mietobjekts	und	Widerklage	des	Vermieters	auf	Ausfüh‐
rung	dieser	Reparaturarbeiten;	Klage	auf	Rückzahlung	von	Geschäftseinlagen	und	Widerklage	
auf	 Auflösung	 und	 Liquidation	 der	 Gesellschaft,	 vgl.	 BSK	 BGG‐RUDIN,	 Art.	53	 N	12;	 POUD‐















Abgrenzung  dar.  Der  Gesetzgeber  schien  eine  Widerklage,  welche  die  Hauptklage 
ausschliesst, im Wesentlichen als Verteidigungsinstrument zu betrachten,1035 weshalb 
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ausschliesst, im Wesentlichen als Verteidigungsinstrument zu betrachten,1035 weshalb 






















berücksichtigt  werden  soll  und  zu  einer  Erhöhung  des  Streitwerts  führen  kann 
(Art. 94  Abs. 2  ZPO),  bei  der  Festlegung  des  Zuständigkeits‐,  Verfahrens‐  oder 
Rechtsmittelstreitwerts  hingegen  stets  unbeachtlich  bleiben  soll.  Einerseits  wider‐







Ferner  folgt Art. 94 ZPO  in der  vorliegenden Fassung der  in Art. 93 ZPO  zum Aus‐
                                                                  
1036	 Abzulehnen	 ist	 deshalb	 auch	 die	 von	 Brunner/Gasser/Schwander‐DIGGELMANN,	 Art.	94	 N	8,	
vertretene	 Auffassung,	 wonach	 durch	 eine	 weite	 Auslegung	 von	 Art.	94	 Abs.	2	 ZPO	 der	




werden.	 Es	 liegt	 folglich	 ein	 gegenseitiger	 Ausschluss	 vor	 und	 der	 Streitwert	 beläuft	 sich	















zusammenzurechnen  sind.1039  Konsequenterweise  hätte  der  Streitwert  unter  wirt‐
schaftlicher Betrachtungsweise – zumindest soweit die Ansprüche sich nicht gegensei‐
tig  ausschliessen – bei  sämtlichen Streitwertarten eine Anpassung  erfahren müssen, 
sobald eine Widerklage erhoben wird.1040 
III. Verteilung	der	Prozesskosten	
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nem  Nachklagevorbehalt  für  den  Beklagten  häufig  die  einzig  sinnvolle  Verteidi‐










1042	 So	 etwa	 FISCHER,	 94;	 BK	 ZPO‐STERCHI,	 Art.	106	 N	9.	 Implizit	 auch	 BGer	 4A_80/2013	 E.	6.4,	
wobei	 in	 dieser	 speziellen	 Entscheidung	 keine	 Verteilung	 wie	 bei	 einer	 Widerklage	 vorge‐
nommen	wurde,	weil	die	Beklagte	widerklageweise	das	Nichtbestehen	der	klägerischen	For‐
derung	 festgestellt	 haben	 wollte.	 Dies	 stelle	 ein	 verfehltes	 prozessuales	 Vorgehen	 dar,	 was	



















was  sich  bereits  darin  zeigt,  dass  die  Streitwerte  von  Klage  und  Widerklage  nicht 
zusammenzurechnen sind, wenn sie sich gegenseitig ausschliessen. Dies obwohl der 
wirtschaftliche  Wert  einer  Streitigkeit  beim  Erheben  einer  Widerklage  regelmässig 
erhöht wird.1045 Wie aufgezeigt ist das Kriterium des wirtschaftlichen Werts dahinge‐
hend zu präzisieren, dass es sich nur auf die vom Gericht zu beurteilende Forderung 
bezieht.  Schliessen  sich  Klage  und  Widerklage  aus,  erübrigt  sich  eine  Prüfung  der 
tieferen Forderung und der wirtschaftliche Wert wird nicht direkt erhöht. Es ist daher 
lediglich  auf  den widerklageweise  geltend  gemachten Mehrwert  abzustellen,  sofern 






wertrelevant  für  die  Widerklage  sein.1047  Der  Streitwert  der  Widerklage  entspricht 
somit der die Klage übersteigenden Mehrforderung. 
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fachten Verfahren  sachgerecht.1048 Eine Widerklage  ist nur dann  zulässig, wenn  für 
den geltend gemachten Anspruch die gleiche Verfahrensart wie beim Hauptanspruch 




Widerklage  feststellen  lassen, dass auch die  restlichen Fr. 20’000.‐‐ nicht geschuldet 
seien.  Beliefe  sich  hingegen  die  behauptete  Forderung  auf  Fr. 100’000.‐‐,  kann  der 
Beklagte neben der Klageabweisung nicht widerklageweise die Feststellung beantra‐





nicht  am Feststellungsinteresse mangelte, da  gerade keine  vollständige Klärung der 
Rechtslage möglich wäre. Auch  ist nicht davon auszugehen, dass das Gericht auf die 





















Verfahrensart wie  diejenige  der Hauptklage  voraussetzt  (Abs. 1)  und  betreffend  die 
sachliche Zuständigkeit eine Überweisung an das Gericht mit der höheren sachlichen 
Zuständigkeit  vorsieht  (Abs. 2). Umstritten  ist  in der Lehre  insb., ob  vor dem Han‐
delsgericht  eine  Widerklage  zulässig  ist,  welche  das  Streitwerterfordernis  von 
Fr. 30’000.‐‐  i.S.v. Art. 6 Abs. 2  lit. b ZPO  i.V.m. Art. 74 Abs. 1  lit. b BGG  selbst nicht 
erfüllt.1052 Zwar handelt es sich bei der Widerklage um ein selbständiges Angriffsmittel 














1052	 Gegen	 das	 Erfordernis	 des	 Erreichens	 der	 Streitwertschwelle	 RAPOLD/FERRARI	 VISCA,	 398	ff.;	
GASSER/MÜLLER/PIETSCH‐KOJAN,	13;	GASSER/RICKLI,	Art.	224	N	3;	BK	ZPO‐KILLIAS,	Art.	224	N	25;	
BK	 ZPO‐BERGER,	 Art.	6	 N	29	 f.;	 ZK	 ZPO‐LEUENBERGER,	 Art.	224	 N	14;	 KUKO	 ZPO‐NAEGE‐












Verfahrensart wie  diejenige  der Hauptklage  voraussetzt  (Abs. 1)  und  betreffend  die 
sachliche Zuständigkeit eine Überweisung an das Gericht mit der höheren sachlichen 
Zuständigkeit  vorsieht  (Abs. 2). Umstritten  ist  in der Lehre  insb., ob  vor dem Han‐
delsgericht  eine  Widerklage  zulässig  ist,  welche  das  Streitwerterfordernis  von 
Fr. 30’000.‐‐  i.S.v. Art. 6 Abs. 2  lit. b ZPO  i.V.m. Art. 74 Abs. 1  lit. b BGG  selbst nicht 
erfüllt.1052 Zwar handelt es sich bei der Widerklage um ein selbständiges Angriffsmittel 














1052	 Gegen	 das	 Erfordernis	 des	 Erreichens	 der	 Streitwertschwelle	 RAPOLD/FERRARI	 VISCA,	 398	ff.;	
GASSER/MÜLLER/PIETSCH‐KOJAN,	13;	GASSER/RICKLI,	Art.	224	N	3;	BK	ZPO‐KILLIAS,	Art.	224	N	25;	
BK	 ZPO‐BERGER,	 Art.	6	 N	29	 f.;	 ZK	 ZPO‐LEUENBERGER,	 Art.	224	 N	14;	 KUKO	 ZPO‐NAEGE‐


















































Forderung übersteigenden,  aber nicht widerklageweise  geltend  gemachten Verrech‐
nungsforderung  –  wie  es  ein  Teil  der  Lehre  betreffend  das  Eventualbegehren  vor‐
schlägt1059 – anzupassen. Dies wäre  insb. aufgrund des Umstands denkbar, dass das 
Gericht u.U. einen grösseren Betrag als den eingeklagten zu beurteilen hat, sofern die 




Der  selbständigen Geltendmachung  einer Forderung durch den Beklagten  in  einem 
Folgeprozess stünde denn auch nichts entgegen. 
                                                                  
1058	 BGE	102	 II	 397	 E.	1a;	 95	 II	 281;	 SCHULLER,	 65;	 RICKLI,	 Rz	380;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	
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1058	 BGE	102	 II	 397	 E.	1a;	 95	 II	 281;	 SCHULLER,	 65;	 RICKLI,	 Rz	380;	 ZK	 ZPO‐STEIN‐WIGGER,	 Art.	91	

















längstens  bis  zum  Abschluss  des  Hauptverfahrens,  unterscheidet.1062  Wie  sich  der 
Streitwert bestimmt, legt das Gesetz nicht fest. Es sind daher die gleichen Grundsätze 












sungsbegehren  zumindest  indirekt  einen  aus  ihrer  Sicht  gerechtfertigten Wert  bei‐


















gel  sei  anzunehmen,  der  ordentliche  Prozess werde  selbst  bei Ausschöpfen  des  In‐
stanzenzugs  in  zwei  bis  drei  Jahren  abgeschlossen  sein,  was  somit  der  maximalen 
Dauer eines Unterlassungsbegehrens im vorsorglichen Massnahmeverfahren entspre‐






Dauer gerichtet  ist. Zu denken  ist  insb. an  vorübergehende Unterlassungsbegehren, 
welche den Gesuchsgegner zum Unterlassen gewisser Tätigkeiten verpflichten.1067  In 
solchen  Fällen  ist  zu berücksichtigen, dass  sich die beschränkte  zeitliche Dauer  im 
wirtschaftlichen  Wert  des  Verbots  ausdrücken  muss  und  ein  Abschlag  auf  dem 
Streitwert  im Vergleich  zu  demjenigen  im Hauptprozess  vorzunehmen  ist. Mit  der 








1066	 ZÜRCHER,	 Streitwert,	 506;	 ZÜRCHER,	 Einzelrichter,	 142	ff.,	 insb.	 144;	 ebenso	 HUGI,	 252;	 SCHAI,	
Rechtsschutz,	Rz	275	i.f.;	RICKLI,	Rz	300;	ZK	ZPO‐REETZ/THEILER,	Art.	308	N	41.	
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1066	 ZÜRCHER,	 Streitwert,	 506;	 ZÜRCHER,	 Einzelrichter,	 142	ff.,	 insb.	 144;	 ebenso	 HUGI,	 252;	 SCHAI,	
Rechtsschutz,	Rz	275	i.f.;	RICKLI,	Rz	300;	ZK	ZPO‐REETZ/THEILER,	Art.	308	N	41.	










angehoben  wird,  ist  ebenfalls  umstritten.  ZÜRCHER  zieht  bei  gleichzeitig  mit  dem 
Hauptprozess  beantragten Massnahmen  diejenige  Lösung  vor,  bei welcher  die  Pro‐
zesskosten basierend  auf der Grundlage des Streitwerts  im Hauptprozess berechnet 
werden, wobei die Grundgebühr wegen der Bemühungen  für die Massnahme  ange‐
messen  erhöht werden  könne.1069 Demgegenüber  plädiert  SCHAI  dafür,  dass  beiden 
Verfahren  ein  eigener  Streitwert  beizumessen  sei.  Dabei  biete  es  sich  aber  an,  die 
Verlegung der Kosten für das Hauptverfahren vorzubehalten, da dieses ja die Bestäti‐
gung des Massnahmeverfahrens bezwecke.1070 Letztlich  führen beide Ansätze bei der 
Gebührenfestlegung  zu  ähnlichen Resultaten, weshalb die Unterscheidung  eher  ge‐
ringe praktische Auswirkungen hat. Aus Sicht der Parteien  ist  es  aber  eher  leichter 
nachvollziehbar, wenn sie eine separate Aufschlüsselung der Kosten im Entscheid des 
Massnahmeverfahrens  bzw.  des  Hauptprozesses  vorfinden.1071  Gerade  wenn  auch 




terliegens  im  Hauptprozess  massgebend  sein  können.  Wird  gleichzeitig  mit  dem 
ordentlichen Verfahren eine vorsorgliche Massnahme beantragt, muss sich dies aller‐













leitenden,  nicht  anfechtbaren Verfügung.1073  Für  die  Streitwertberechnung  spielt  es 
deshalb  keine  Rolle,  ob  vorgängig  über  ein  Superprovisorium  entschieden  worden 
ist.1074 Allerdings kann m.E. bei der Kostenfestsetzung der höhere Aufwand des Ge‐
richts  aufgrund  der  –  meist  aufwändigen  –  zusätzlichen  Verfügung  berücksichtigt 
werden.  Für  die Kostenverteilung  ist  jedoch  nur  das Verhältnis  zwischen Obsiegen 
und Unterliegen im Massnahmeentscheid massgebend. 
B. Streitwert	der	vorsorglichen	Beweisführung	
Mit  der  vorsorglichen  Beweisführung  gemäss  Art. 158  ZPO  kann  ein  Gesuchsteller 
jederzeit  eine  Beweisabnahme  verlangen,  wenn  das  Gesetz  einen  entsprechenden 
Anspruch gewährt  (Abs. 1  lit. a), die gesuchstellende Partei eine Gefährdung der Be‐
weismittel  (Abs. 1  lit. b  Teil 1)  oder  ein  schutzwürdiges  Interesse  glaubhaft  macht 
(Abs. 1  lit. b Teil 2).1075 Insb.  letztere Variante führte  in der Literatur zu kontroversen 
Diskussionen,1076 welche in Bezug auf den Streitwert  jedoch von keinerlei Bedeutung 
sind, und durch das Bundesgericht nunmehr weitgehend geklärt wurden.1077 Letztlich 









1076	 Statt	 vieler	 GÄUMANN/MARGHITOLA,	 Editionspflichten	 nach	 der	 eidgenössischen	 Zivilprozess‐
ordnung,	Jusletter	14.	November	2011,	m.H.	auf	die	zahlreiche	Literatur.	
1077	 Vgl.	BGE	140	III	24	E.	3.3.	Ferner	ebenfalls	BGE	140	III	30	E.	3;	140	III	15	E.	3.	
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1076	 Statt	 vieler	 GÄUMANN/MARGHITOLA,	 Editionspflichten	 nach	 der	 eidgenössischen	 Zivilprozess‐
ordnung,	Jusletter	14.	November	2011,	m.H.	auf	die	zahlreiche	Literatur.	
1077	 Vgl.	BGE	140	III	24	E.	3.3.	Ferner	ebenfalls	BGE	140	III	30	E.	3;	140	III	15	E.	3.	









wert  massgebend.1079  Dieses  Interesse  kann  jedoch  noch  weniger  genau  bestimmt 
werden  als bei  anderen  schwierig  vorzunehmenden  Streitwertbemessungsfragen, da 
die Wichtigkeit eines Beweismittels oft gerade erst im nachfolgenden Prozess evident 
wird. Die Bedeutung des vorsorglich beantragten Beweismittels kann daher von un‐




(oder  zu  vermeidenden)  Hauptprozesses  richtet.1081  Dies  muss  zumindest  solange 
gelten,  als keine weiteren Anhaltspunkte  vorhanden  sind, welche  ein  abweichendes 
wirtschaftliches  Interesse  des  Gesuchstellers  widerspiegeln.  Das  Gericht  wird  sich 
auch  hier  hauptsächlich  an  den Angaben  der  Parteien  orientieren müssen  und  hat 
schliesslich  einen  Ermessensentscheid  über  die  konkrete  Höhe  des  Streitwerts  zu 
fällen.1082 
Fraglich aber bleibt, ob vom Streitwert des potenziellen Anspruchs  im Hauptprozess 






1079	 SCHAI,	 Streitwert,	 143;	 Bühler/Edelmann/Killer‐BÜHLER,	 §§	16+17	 N	18	 lit.	l;	 OGer	 AG	 vom	
23.	November	2011,	ZSU.2011.312,	E.	4.3.3.	
1080	 SCHAI,	 Streitwert,	 143,	 insb.	 mit	 Hinweis	 auf	 die	 voraussetzungslos	 mögliche	 vorsorgliche	
Beweisabnahme	im	Werkvertragsrecht.	













Bei  der  Festlegung  der Gerichtskosten  in  Summarsachen  ist  der  Streitwert  vielfach 
von geringer Bedeutung, da die Gerichtskostentarife häufig nicht direkt streitwertab‐
hängige Kostenrahmen vorsehen.1084 Bei einer streitwertabhängigen Parteikostenent‐
schädigung  ist  bei der  vorsorglichen Beweisführung  bzw. Beweisabnahme  aufgrund 
der wenig konkreten Hinweise vermehrt unter analoger Anwendung des Äquivalenz‐
prinzips1085  auf  den  angefallenen  Aufwand  abzustellen.  Dies  vor  dem  Hintergrund, 
dass der Wert eines Beweismittels vielfach nicht eruiert werden kann und das Ver‐
hältnis zum Hauptanspruch schwierig zu schätzen ist. So ist in einem Bauprozess z.B. 
unklar,  ob  eine  Expertise  über  eine  Fassadenbeschädigung  eines  Hauses  zu  einem 
Streit  über  Schadenersatz  von  mehreren  Millionen  oder  lediglich  einigen  hundert 
Franken Reparaturkosten  führen wird. Bei der Bestimmung der konkreten Höhe der 
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Wie  bereits  mehrfach  dargelegt,  zeitigt  der  Streitwert  seine  erste  Wirkung  in  der 
Festlegung  der  Höhe  des  Kostenvorschusses  sowie  einer  allfälligen  Sicherheitsleis‐
tung.1087 Beides  ist von einem provisorisch festgelegten Streitwert abhängig. Fällt die 
















1088	 Statt	 vieler	 ZK	 ZPO‐FREIBURGHAUS/AFHELDT,	 Art.	319	 N	12.	 Ausserdem	 kann	 eine	 Verfügung	

























Die  gleiche  Vorgehensweise  gilt  für  das  Verfahren  vor  Bundesgericht  bei  der  Be‐
schwerde in Zivilsachen, sofern bzgl. der Hauptsache die Streitwertvorschriften erfüllt 
sind.1096  Da  die  Streitwertberechnungsvorschriften  nunmehr  eidgenössisches  Recht 




1093	 Vgl.	 BGE	 139	 III	 334	 E.	3.2.5;	 Brunner/Gasser/Schwander‐BLICKENSTORFER,	 Art.	310	 N	5;	 BK	
ZPO‐STERCHI,	Art.	310	N	8	i.f.;	ZK	ZPO‐REETZ/THEILER,	Art.	310	N	35.	A.A.	RICKLI,	Rz	210.	
1094	 BK	ZPO‐STERCHI,	Art.	310	N	8.	Vgl.	hierzu	etwa	BGE	139	III	334	E.	3.2.5,	in	welchem	die	Kosten	
von	 Fr.	12’000.‐‐	 für	 einen	Nichteintretensentscheid	 aufgrund	 der	Nichtleistung	 des	 Kosten‐
vorschusses	 als	 willkürlich	 beurteilt	 wurden.	 Es	 komme	 einer	 unrechtmässigen	 Nichtaus‐
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ständiger Rechtsprechung wird das Vorliegen  eines  solchen  vom Bundesgericht be‐








ebenfalls  vorläufigen  Streitwerts  festgelegt.1101  Jedoch  ergeht über  die  Frage  der  Zu‐
ständigkeit  i.d.R.  kein  selbständiger,  bejahender  Zwischenentscheid,  ausser  das Ge‐






























Die  Prozesskostenfestsetzung  kann  bei  Erfüllen  des  Streitwerterfordernisses  ohne 
weiteres zusammen mit dem (materiellen) Endentscheid mit Berufung (Art. 308 ZPO) 
bzw.  Beschwerde  in  Zivilsachen  (Art. 72  BGG)  angefochten  werden.  Soll  hingegen 
ausschliesslich die Partei‐ oder Gerichtskostenfestsetzung  (selbständig)  angefochten 
werden – oder  liegt bspw.  infolge Gegenstandslosigkeit des Verfahrens kein Endent‐
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des  oberen  kantonalen  Gerichts  anbelangt,  ist  die  bundesgerichtliche  Rechtspre‐
chung, wie sich diesfalls der Rechtsmittelstreitwert bestimmt, uneinheitlich.1108 Nach 
Durchführung  eines  Meinungsaustausches  zwischen  allen  betroffenen  Abteilungen 
(Art. 23  Abs. 2  BGG)  kam  das  Bundesgericht  in  einem  jüngeren  Entscheid  zum 
Schluss, dass eine Beschwerde gegen die einzig angefochtene, die Streitwertschwelle 
nicht  erreichende  Parteientschädigung  zulässig  sei,  sofern  die  vor  der  Vorinstanz 
streitig  gebliebenen  Begehren  den  erforderlichen  Streitwert  erreichten.1109  Massge‐






















1110	 BGer	 4D_54/2013	 E.	1.2;	 4D_68/2013	 E.	1;	 5A_261/2013	 E.	1;	 4A_691/2012	 E.	1.1;	
5A_396/2012	 E.	1.2.	 A.A.	 ZK	 ZPO‐SUTER/VON	HOLZEN,	 Art.	103	N	9,	welche	 auf	 den	 dem	Gra‐











1110	 BGer	 4D_54/2013	 E.	1.2;	 4D_68/2013	 E.	1;	 5A_261/2013	 E.	1;	 4A_691/2012	 E.	1.1;	
5A_396/2012	 E.	1.2.	 A.A.	 ZK	 ZPO‐SUTER/VON	HOLZEN,	 Art.	103	N	9,	welche	 auf	 den	 dem	Gra‐










Der  Streitwert  beziffert  den  Wert  des  Streitobjekts  und  stellt  einen  Anknüpfungs‐
punkt  für  wichtige,  prozessuale  Weichenstellungen  dar.  Er  drückt  den  monetären 
Wert  aus,  um  den  gestritten  wird.1111  Begrifflich  ist  zu  unterscheiden  zwischen  der 
Streitwertberechnung,  die  sich  auf  die  verschiedenen  Berechnungsvorschriften  für 
Klagearten und  ‐formen bezieht,  sowie der  Streitwertbemessung, welche die  Festle‐
gung der konkreten Streitwerthöhe eines nicht auf Geld  lautenden Rechtsbegehrens 
betrifft.  Schliesslich  bezeichnet  die  Streitwertbestimmung  allgemein  die  Festlegung 
des Streitwerts, d.h. die Berechnung und Bemessung, als Oberbegriff.1112 Nur vermö‐
gensrechtliche Streitigkeiten haben einen Streitwert. Vermögensrechtlicher Natur  ist 
eine  Streitigkeit, wenn  der Rechtsgrund  des  strittigen Anspruchs  in  einem Vermö‐
gensrecht  ruht,  indem mit der Klage  letztlich und überwiegend  ein wirtschaftlicher 
Zweck  verfolgt wird.  Ist  die  genaue  Bestimmung  des  Streitwerts mittels  Schätzung 
nicht möglich, bedeutet dies nicht, dass eine Streitsache als nicht vermögensrechtlich 



















blosse  Feststellen  des  Überschreitens  einer  bestimmten  Streitwertschwelle  genügt 
deshalb nicht. Entscheidendes Gewicht kommt dem Streitwert zudem bei der Vertei‐





vorschriften  vor. Dies  führt dazu, dass  faktisch  jede  Streitwertart  separat berechnet 






Das  vermehrte  Aufkommen  von  Appellationsgerichten  im  zweiten  Jahrhundert 
n. Chr. stellte für den römischen Gerichtsapparat eine enorme Belastung dar. Um den 
Zugang einzuschränken, wurde die Appellationsmöglichkeit vom Erreichen gewisser 











zen  hielt Kaiser  Justinian  im Corpus  Iuris Civilis  fest. Damit  tauchte  der  Streitwert 
erstmals  als  Anknüpfungskriterium  für  die  Begrenzung  der  Weiterzugsmöglichkeit 
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reicht werden  könnte.1122 Ausserdem wird  für  einen Wechsel  zum Gravamensystem 
plädiert, nach welchem der Rechtsmittelstreitwert anhand der Beschwer zu bestim‐
men ist. Denn Ziel der Einführung einer Rechtsmittelschwelle war die Beschränkung 
des  Zugangs  zur Rechtsmittelinstanz.  Es  ist  daher  nicht  einzusehen, weshalb  diese 




























ein  einfach  zu  handhabendes  Kriterium  gewählt  wurde,  um  den  Zugang  zum  Ge‐
richtsapparat kontrollieren und beschränken zu können.1126 Der Streitwert stellt einen 
messbaren, objektiven Anknüpfungspunkt dar, wenn es den Zugang zum Gericht zu 
regulieren  gilt.  Hohe  Streitwerte  haben  schwerwiegendere  finanzielle  Folgen  und 
rechtfertigen  einen  erhöhten Aufwand  seitens des Gerichts  sowie der Parteien. Die 
Beurteilung  durch  einen  grösseren  Spruchkörper  sowie  die  Weiterzugsmöglichkeit 
ans obere Gericht mit uneingeschränkter Kognition  ist die sachgerechte Folge dieser 
ökonomischen Anknüpfung.1127 
Ebenfalls  als Anknüpfungskriterium wird  der  Streitwert  bei  der  Pauschalierung  der 
Prozesskosten  herangezogen. Um Aufwand  und  Ertrag  in  ein  adäquates Verhältnis 
zueinander zu setzen, sind die Prozesskosten vom im Streit stehenden Betrag abhän‐
gig. Dies ermöglicht auf der einen Seite ein Durchsetzen lediglich geringer Forderun‐
gen,  auf der  anderen  Seite  ist das Betreiben  eines höheren Aufwands bei  grösseren 
finanziellen  Interessen gerechtfertigt. Zudem  ist der Pauschaltarif einfach anzuwen‐
den und die mutmasslichen Kosten eines Rechtsstreits  lassen sich bereits  im Voraus 




Schlüsse  ziehen:  Erstens  gilt  der Grundsatz  des Angreiferinteresseprinzips, wonach 
dem klägerischen Interesse bei der Streitwertfestlegung entscheidendes Gewicht bei‐
zumessen  ist. Denn dieser bestimmt das Streitobjekt und damit zumindest  indirekt, 
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den Kalkulierbarkeit der Kosten und damit  des  (finanziellen) Prozessrisikos  bereits 
bei Prozesseinleitung. Die Parteien sollen die potenziellen Kosten – insb. auch bei nur 
teilweisem Obsiegen  bzw. Unterliegen  –  abschätzen  und  den Aufwand  dem  Ertrag 
(bzw.  potenziellen  Verlust)  anpassen  können.  Der  Streitwert  muss  klaren  Regeln 




Gegenstück  zur  Vorhersehbarkeit  der  Pauschalen  soll  das  Äquivalenzprinzip  dem 
Gericht  eine  einzelfallgerechte  Flexibilität  hinsichtlich  der  Kosten  ermöglichen. 
Nachdem eine Anpassung des Streitwerts an die konkreten, einzelfallgerechten Um‐
stände  nicht  vorgenommen  werden  darf,  da  dieser  weitgehend  objektiven  Regeln 
untersteht,  können  die Kosten  anhand  des Äquivalenzprinzips  einer  sachgerechten 
Lösung auch ausserhalb des vorgesehenen Kostenrahmens zugeführt werden. Dies gilt 
sowohl für die Gerichtskosten wie auch – in analoger Anwendung – für die Parteikos‐













Aufgrund der  in Art. 91 ZPO vorgesehenen gesetzlichen Regelung  ergeben  sich  ver‐
schiedene  Fallgruppen,  die  insb.  eine  unterschiedliche  Überprüfungsmöglichkeit 
durch das Gericht mit  sich bringen. Lautet das Rechtsbegehren auf eine bestimmte 
Geldsumme, gilt  stets dieser Betrag als Streitwert.  1133 Dem Gericht kommt nur eine 
Überprüfungskognition  in Bezug  auf  allfällige Berechnungsfehler, d.h. bei  einer  fal‐
schen Anwendung der Streitwertvorschriften, zu. Solche sind  immer von Amtes we‐
gen zu korrigieren, da sie eine Verletzung von Bundesrecht darstellen. 
Ist  ein  Rechtsbegehren  nicht  beziffert,  gilt  es  den  Streitwert  zu  schätzen.1134  Eine 
Schätzung muss dabei nicht nur von den Parteien, sondern auch vom Gericht vorge‐




korrigieren,  wo  es  seine  abweichende  Annahme  anhand  von  objektiven  Angaben 
begründen kann. 
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steht  eine  grössere  Überprüfungsmöglichkeit  durch  das  Gericht;  die  Schwelle  zur 
offensichtlichen Fehlerhaftigkeit  ist  schneller überschritten. Dies  insb. deshalb, weil 
sich  eine  abweichende  richterliche  Streitwertannahme basierend  auf den  vorhande‐



























des  Prozesses  gewonnenen  Erkenntnisse  vom  erkennenden Gericht  neu  bzw.  noch 
einmal berechnet und definitiv festgelegt. Zu diesem Zeitpunkt liegt dem Gericht der 
ganze Prozessstoff vor und der Beklagte konnte sich zum Streitwert ebenfalls äussern. 
Der Streitwert  ist deshalb nunmehr definitiv  festzulegen, wobei  je nach vorliegender 
Fallgruppe von Art. 91 ZPO unterschiedlich vorzugehen  ist. Der definitive Streitwert 
dient hauptsächlich  zur  Festlegung der Prozesskosten. Zudem  ist der Rechtsmittel‐
streitwert  unter  Berücksichtigung  der  zuletzt  aufrechterhaltenen  Rechtsbegehren  – 








Streitwert  eines  Informationsbegehrens  am  zugrunde  liegenden  Hauptanspruch. 
Aufgrund  des  dienenden  Charakters  eines  präparatorischen  Informationsanspruchs 
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streitwert  unter  Berücksichtigung  der  zuletzt  aufrechterhaltenen  Rechtsbegehren  – 








Streitwert  eines  Informationsbegehrens  am  zugrunde  liegenden  Hauptanspruch. 
Aufgrund  des  dienenden  Charakters  eines  präparatorischen  Informationsanspruchs 



















beitszeugnisses  oder  einer  immaterialgüterrechtlichen  Streitigkeit.  Zwar  muss  eine 
gewisse  Flexibilität  gewährleistet  sein,  doch  rechtfertigt  sich  bei  ersterem  als  Aus‐






Rechtsbegehren  zu  schenken:  Ist  z.B.  bei  einem  Erbteilungsstreit  der  Teilungsan‐
spruch an sich streitig, bildet die gesamte Erbmasse den Streitwert;  ist hingegen nur 
ein bestimmter Anteil  am Gesamtnachlass  streitig,  stellt das  strittige Betreffnis den 
Streitwert dar.1144 Besteht das Streitobjekt nicht  in einem einmalig geschuldeten Be‐
trag, sondern  in einer periodischen Leistung, gilt es deren Wert zu kapitalisieren.1145 
Art. 92 Abs. 2 ZPO  legt den Kapitalwert  einer  auf unbeschränkte Dauer wiederkeh‐
renden Nutzung oder Leistung auf den zwanzigfachen Betrag der einjährigen Nutzung 
fest. Besonders im Mietrecht resultieren daraus häufig hohe Gebührenstreitwerte mit 
entsprechend  hoher  Kostenfolge.  Eine  solche  gilt  es  zwar  in  vom  Sozialgedanken 

















stellt werden darf)1147, andere sind noch  immer ungeklärt. Aus  letzterer Kategorie  ist 




sich  lediglich  auf  die  klägerische  Streitwertangabe, welche  entgegen  dem Wortlaut 
von Art. 85 Abs. 2 ZPO möglichst präzise sein soll.1149 Aufgrund der Natur als präpara‐
torischer  Hilfsanspruch  hat  das  Auskunftsbegehren  auf  erster  Stufe  einen  eigenen 
























stellt werden darf)1147, andere sind noch  immer ungeklärt. Aus  letzterer Kategorie  ist 




sich  lediglich  auf  die  klägerische  Streitwertangabe, welche  entgegen  dem Wortlaut 
von Art. 85 Abs. 2 ZPO möglichst präzise sein soll.1149 Aufgrund der Natur als präpara‐
torischer  Hilfsanspruch  hat  das  Auskunftsbegehren  auf  erster  Stufe  einen  eigenen 































Gegen  eine  falsche  Festlegung des Gebührenstreitwerts  kann bereits durch Anfech‐
tung  der Kostenvorschussverfügung  vorgegangen werden  oder  erst  durch  Ergreifen 
eines Rechtsmittels gegen den späteren Endentscheid.1154 Während die Rechtsmittel‐
instanz  eine  von  der  Vorinstanz  falsch  vorgenommene  Streitwertberechnung  mit 
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